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POLITIK 


Weiiwkandal: Das von der Wiener 
Regierung geplante „schärfste 
Weingesetz Europas" droht am 
Widerstand der opposi tionellen 
Volkspartei (ÖVP) zu scheitern. 
Nach der für heizte erwarteten 
Verabschiedung im Parlament 
muß das Gesetz von der Länder- 
kammer gebilligt werden, in der 
die ÖVP die Mehrheit hat. (S. 18) 

Korea: Im Streit sind in der nord- 
koreanischen Hauptstadt Pjöng- 
jang die Verhandlungen zwischen 
Rotkreuzvertretern beider Koreas 
über FamiHpngiiMiTwr^anffHimng 
zu Ende gegangen. Anlaß war ein 
Protest der südkoreanischen De- 
1?’ legation gegen eine angeblich mi- 
' litaristische Vorführung im Sport- 
stadion. 

Südafrika: Mit massivem TSnsnf? 
haben die Sicherheftskräfte einen 
verbotenen Protestmarsch zum 
Gefängnis des Sch warzenführers 
Mandela bei Kapstadt verhindert 
Polizei und Soldaten gingen mit 
Tränengas und Vogelschrot vor. 
(S.5) 


Spionage: In der Bundesrepublik 
ist erneut ein JDDR“-Agent ent- 
tarnt worden. Der Wann, bei dem 
es $ieh um einen langjährig en Be- 
kannten eines Mitarbeiters des 
Verfässungschutaamtes in Köln 
h a nd elt, hat ach bereits nach Ost- 
Berlin abgesetzt Unter Spionage- 
verdacht wurden zwei deutsche 
Ehepaare in London und Luzern 
festgenommen. ' 

Strauß: Der bayerische Minister- 
präsident trifft am Sonntag nach- 
mittag, nach der Eröffnung der 
Leipziger Herbstmesse, mit dem 
Staatsratsvorsitzenden Hnnecker 
Tinammpn, bestätigte die Staats- 
kanzlei in München. 

Amwilra« Anw» Die Zahl der 
US-Bürger, die als arm emgestuft 
werden, ist im vergangenen Jahr 
11 m 1,3 MTnifirum gesunken — der 
signifikanteste Rückgang seit 
«*hn Jahren. Dennoch leben im. 
mer noch 33,7 Millionen Men- 
schen oder 14,4 Prozent der Be- 
völkerung unter der amtlichen Ar- 
mutsgrenze. (S. 10) 


Was ist los mit den Deutschen? 

Sind Angst, Mißmut and Unzufriedenheit Merkmale, mit 
denen sich die Deutschen von ihren Nachbarn unterscheiden? 
Diese Fragen beantwortet der amerikanische Historiker und 
Politikwissenschaftler Walter Laqueur in einer Deutschland- 
Analyse, deren wichtigste Teile die WELT vorab veröffent- 
4$ licht. Die fünfte Folge der Serie trägt den Titel: „Sag mir, wo 
die Proletarier sind ..." Seite 7 


WIRTSCHAFT 


Steuern: Die zweite Stufe der be- 
schlossenen . Steue rsenkung 
1986/88 sollte um ein Jahr auf den 
1. Januar 1987 vorgezogen wer- 
den, um die Wachstumsdynamik 
in der deutschen Wirtschaft zu 
stärken, fordert der Bundesver- 
band Deutscher Banken. (S. 11) 

Preisvertell: Die Benzinpreräe 
rutschen weiter. Gestern wurden 
sie unter scharfem Wettbewerbs- 
druck erneut um biszufünf Pfen- 
nig zurückgenommen. 

Bayer. Der Wdtomsatz- stieg im 
ersten Halbjahr 1985 um 12^ Pro- 


zent auf 24,6 Milliaripn DM, der 
Gewinn vor Steuern um 16 Pro- 
zent auf 1,73 MüliarHon (S. 12) 

Börse: Trotz Gewinnmitnahmen 
präsentierten ach die deutschen 
Aktienbörsen in pinw freundli- 
chen Ve rfassung . WELT-Aktien- 
indez 207,14 (206,42). Nach zweitä- 
giger Konsolidiemngspause war- 
tete der Rentenmarkt wieder mit 
Kursgewinnen auf BHF-Renten- 
index 105^75 (105.291)- Perfoim- 
ance-Indqx 107,445 (107,330LDol- 
lar-Mittelkurs 2,7683 (2,7770) 

Mark. Goldpreis je Feinunze 
340,90 (336,00) Dollar. 









ZITAT DES TAGES 


99 Mir scheint es ganz wichtig zu 
sein, daß die DDR begreift, daß ihre 
Lebensgrundlagen genauso gefährdet 
sind wie unsere, ja noch mehr. Sie 
sollte deshalb ei gentlich ein großes In- 
teresse daran haben, Mittel und Wege 
zu finden, um mit uns über die Rein- 
haltung der Elbe zu verhandeln 99 

Der niedereäcb si flche Ministerpräsident 
Emst Albrecht (S. 4) 

FOTO: LOTHAR KUCHARZ 


KULTUR 


Bauhaus: Ein ganze Epoche des 
Bauens muß sich plötzlich die 
Überprüfung durch Fachleute ge- 
fallen lassen. Die Hinterlassen- 
schaften des Bauhauses und sei- 
ner Nachahmer zeigen gravieren- 
de Mängel Für viele der kranken 
Bauten heißt die Alternative: Sa- 
nieren oder Abreißen. (S. 17) 


Edinburgh Festival: Drei Wochen 
lang wird nun wieder musiziert, 
gesungen, Theater gespielt, disku- 
tiert und experimentiert Nicht 
versäumen sollte man drei Aus- 
stellungen in den nationalen Gale- 
rien, die sich mit der gemeinsa- 
men schottisch-französischen Ge- 
schichte befassen. (S. 17) 


•i 




SPORT 


Olympia: lOC-Präsident Sama- 
ranch hat die Organisatoren der 
Olympiastadt Seoul aufgefordert, 
die Austragung von olympischen 
Wettbewerben in- Nordkorea 
ernsthaft zu prüfen. 


Stadion: Unbekannte haben in 
Nizza einen Schaden vop 400 000 
Mark angerichtet Sie zerstörten 
Rfthfterhmg en imd elektrische 
Anlagen. An die Wände schrieben 
sie: JSrtler, unser Vater.“ 


AUS ALLER WELT 


Urteil: Im Prozeß um die Entfüh- 
rung des Verleger-Enkels Axel 
! ‘2- Sven Springer hat das Kantonsge- 
rieht Graubünden in Chur den 
23jährigen Deutschen Thomas 
Hägin zn dreieinhalb Jahren 
Zuchthaus verurteilt (S. 18) 


3SAT 


Flugverkehr Zu stu n d en la n g e n 
Verzögerungen kam es gestern 


auf den britischen Flughafen, 
nachdem die Luft&hrtbehörde ei- 
ne unverzügliche Untersuchung 
alter bei der britischen Zivilluft- 
flotte eingesetzten Pratt-and- 
Wtatney-Tüebweike angeordnet 
hatte. (S. 18) 

Wetten Freundlich, kaum Nieder- 
schlag. 21 bis 27 Grad. 
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Außerdem lesen Sie in dieser Ausgabe: 

Meinungen: Die Polen, die Kirche Sport: Tennis - John McEnroe 
und der Mmdpriwritmachui z - trägte nicht einmal zu protestie- 
Von Dankwart Guratzsch &2 ren-VonH.-J.Pohmazm S.9 

ftmehas Internationale Funk- 
aussteflung Berlin - TV- und Hör- 
fUnk-Höbepunkte S.18 
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s Hamburg: Der. Run auf die Bon- 
>f ner Mandate hat. begonnen - Lan- 
desbericht von H. Schütte S.4 

Nigeria: Babangidas Nachschlag 
wurde seit langem erwartet -Von. 
Bernd Rütten S.5 

Umwelt: Vem's bei der Kontrolle 
um die Wurst geht - Wie wird 
untersucht? -VonE. Hem Sl6 

Forum: Personalien und Leser- 
briefe an die Redaktion der 

WELT. Wort des Tages S. 7 


Wirtschaft: Bankenverband - 
Präsident für die Abschaffung der 
Börsenumsatzsteuer S.U 

Kalter ; Erdbeeren »nterm Schutt 
- Die Louvre-Archäologen müs- 
sen sich beeilen S.17 

Ans »Ifer Wett: Sie gehen immer 

nifffWhfiihlnng — 600 MaßschnP- 
der in Wien versammelt S.18 


NATO-Botschafter Wieck 
soll Hellenbroich ablösen 

Verhaftete Sekretärin Höke nahm an geheimer Stabsrahmenubung teil 


GÜNTHER BADING, Bonn 
B undeskanzler Hpimnt Kohl hat 
i erste Konsequenzen aus dem 
des leitenden Verfassung»- 
schutzbeamten Hedge in die JDDR“ 
gezogen. Nach mehrstündigen Bera- 
tungen mit Innenminister Friedrich 
Zimmermann und dessen Staatsse- 
kretär Hans Neusei sowie nach einem 
Gespräch mit dem Bundespräsidjen- 
ten schien sich Koh l pn ^htegyn zu 
haben, den bisherigen Botschafter 
bei der NATO in Brüssel, Hans-Georg 
Wieck, als Nachfolger Heribert Hel- 
lenbroichs aim neuen Chef des Bun- 
desnachrichtendienstes (BND) zu be- 
rufen. Finp endgültige Fntgohpirinng 
soll allerdings erst heute vormittag 
fallen. Auch Wieck selbst wird sich 

Hann erst ZU spinpf mnglinhpn neuen 
Verwendung 5nßpm. 

mann legte Hptw TtflTwflpr gestern ei- 
nen umfangreichen »mH detaillierten 
zweitei Bericht über die Vorgänge 
im Bundesamt für Verfassungsschutz 
im Zusammenhang mit item Fall 
Hedge vor. Der Inhalt des Aktenord- 
ners ist als „Geheim“ emgestuft Mel- 
dungen von N aphriphtenngpnti rrpn 


übe- den angeblichen Inhalt des Be- 
richts wurden dpghaTh im Innenmini- 
sterium in den Bereich der Spekula- 
tion gerückt Der Kanzler beauftragte 
Zimmermann, „M»Bnahnn»n mr Ver- 
besserung der Organisation und Ar- 
beitsweise“ des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz CBfV) zu ergreifen. 

Der Schaden durch den Spionage- 
fall im Präsidialamt scheint großer zu 

SEITE 2: 

Der Hut des Ministers 

SEITE 3 

Dos schwierige Amt 

sein als zunächst vermutet Die Se- 
kretärin Margarete Höke hatte nicht 
nur Zugang zu • Lageberichten aus 
deutschen Botschaften im Ausland, 
sondere offenbar auch zu Kabinetts- 
protokoHen und zu zahlreichen ver- 
traulichen und gphpimpw Dokumen- 
ten. Nach der WELT vorliegenden In- 
formationen hat Frau Höke im Früh- 
jahr 1983 auch als Sekretärin des 

* Übungs-Bundespräsidenten" an der 
geheimen Stabsrahmenübung Win- 
tex *83 teflgenommen. Sie bekam da- 
mit zwei Woeben lang im sogenann- 


ten -Regierungsbunker“ im Ahrtal 
Einblick in alle Abläufe eines eventu- 
ellen KopflikfaTianag gmpnts der Bun- 
desregierung. 

In der parteipolitischen Diskussion 
um den Fall Tiedge wiederholte die 
SPD gestern ihre Forderung nach 
dem Rücktritt von RnnriAgfnnpmnmi. 

ster 7.imtnprraann- Der Vorsitzende 
der am Dienstag ausführlich infoiv 
mierten Parlamentarischen Kontroll- 
kommission (PKK), SPD-Fraktions- 
cbef Hans-Jochen Vogel, hatte unmit- 
telbar nach der vertraulichen Sitzung 
die Entlassung Zimm p wp^nns unter 
anderem mit dem Hinweis auf den 
Rücktritt des SPD-Verteidigungsmi- 
nisters Georg Leber 1978 begründet 
Dem widersprach der stellvertreten- 
de Vorsitzende der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Kari Miltne r, ent- 
schieden. Gegenüber der WELT sagte 
er, wenn die SPD Vergleiche mit dem 
Rücktritt des damaligen Verteidi- 
gungsministers Leber konstruiere, so 
müsse an die wahren Gründe erinnert 
werden: Leber .hatte sich um den im 
Sommer 1976 auf gedeckten äußerst 
schwerwiegenden Verratsfall Lutze/ 
• Fort s e tzun g Sotto 10 


USA: Fall Tiedge ohne Einfluß auf SDI 

Gespräche ober Beteiligung Bonns wie geplant / Informationsfluß in der NATO beeinträchtigt 


DW. Washington 

Angesichts der jüngsten Spionage- 
falle in der Bundesrepublik Deutsch- 
land hat Verteidigungsminister Man- 
fred Wömer (CDU) gestern in Wa- 
shington der ampniranisrhpn Regie- 
rung gr ößtmögliche Sicherheitsbe- 
mühungen der deutschen Behörden 
für den Geheämschutz im ei gwipn 
T-nnri und fm NATO-Bereich zuge- 
sagt. Wömer erklärte nach einem 
T rgfT pn mit srinpm amerikanischen 
AmtskoHegei Weinberger, die Bun- 
desregierung werde »Ups in ihren 
Kräften stehende tun, um den Schutz 
der S diabpitgirrtpregfipn der Bun- 
desrepublik und der NATO zu ge- 
währleisten. 

Die b eiden Mmietor waren nach 
Angaben Womers zu einem Mei- 
nungsaustausch über die beidersei- 
tige militäriarhp Zusammenarbeit 
and das amerikanische Forschungs- 
programm für ein wettraumgestütz- 
tes Raketenabwehrsystem (SDD zu- 

«ammpngpk nmmpn Tm IfittdpuiPkt 
des Interesses starken aber vor allem 
die Auswirkungen der jüngsten Spio- 
nagefalle. Auf dQe Frage von Journali- 
sten, w elch e Zusicherungen die Bon- 

US-Senator bringt 
Gorbatschow einen 
Brief Reagans 

dpa, Washington 

Der demokratische US-Senator Ro- 
bert Byrd ist nach Moskau gereist, wo 
er dem sowjetischen Parteic h e f Mi- 
chail Gorbatschow erneu Brief von 
Präsident Ronald Reagan überbrin- 
gen saE. Die von Byrd geleitete Dele- 
gation, der Senatoren beider Parteien 
angeboren, will gegenüber der sowje- 
tischen F ührung die Anffiiw^ing ver- 
treten, daß bei Bust u ngs k ontroÜver- 
einbarungen „beide Seiten geben und 
Tiphmpn müssen“. 

Byrd will in Moskau nicht die von 
fter» USA erhobene T teanhulHigimg 
ansprechend die Sowjets hätten zur 

fThpr warhnng nmonlranign>w»r rtiplru 
maten in Moskau wngn mn giiphpr - 
- weise krebseiregenden Markierungs- 
stoff eingesetzt Einem Team von vier 
Experten des Nationalen Gesund- 
heitsinstituts der USA (NIH) und der 

Umwehschutzbehörde (EPA), das zur 
Untersuchung dieser Vorgänge eben- 
falls nach Moskau reiste, hat die So- 
wjetunion die Einreisevisa erteilt 


ner Regierung hinsichtlich des 
NATO-Gebehnschutzes geben könne, 
antwortete Wömer .Wir werden alles 
tun, was uns möglich ist, um auszu- 
schließen, daß sich so etwas wieder- 
holen kann. Ich kann jedoch nur be- 
kräftigen, Haß sich derartige fTQle in 
allen Tündern erei gnen. “ Unglückli- 
cherweise sei die Bundesrepublik Be- 
drohungen dieser Art in besonders 
starkem Maße ausgesetzt 
Das US- Außenministerium hatte 
bereits zuvor erklärt, die jüngsten 
Spionagefalle in Bonn hätten eine 
mögliche TH nheriehi mg der Bundes- 
republik Deutschland in das SDI- 
Projekt nicht beeinträchtigt Der 
Sprecher des Minis te riums, Charles 
Redman, bestätigte, d«B die uns der 
Bundesrepublik erwartete SDI-Dele- 
gation wie geplant- im September in 
die USA kommen werde. 

C. GRAF BRQCEDORFF, Brüssel 
Der Fäll des in den Osten überge- 
laufenen deutschen Regierungsdirek- 
tors im Bundesamt für Verfassungs- 
schutz, Hans Joachim Tiedge, ist 
nach Darstellung informierter Kreise 
nicht ohne Rüdewirkung auf den 
Nachrichtenfluß in der NATO geblie- 

Südafrikas Börsen 
schließen wegen 
Währungsschwäche 

Fu. London 
Die südafrikanische Börse in Jo- 
hannesburg ist bis Anfang nächster 
Woche geschlossen. Der Handel mit 
Wertpapieren und Devisen wurde 
eingestellt Damit versucht die Regie- 
rung Südafrikas dpn panikartigen 
Abfluß von Kapital nach der Ver- 
schärfung der innenpolitischen Lage 
zu bremsen. Auch die Wertpapierbör- 
sen m Düsseldorf und München setz- 
ten gestern den Handel mit südafrika- 

n rächen Wertpapieren aus. Das weh- 
weit schwindende Vertrauen in die. 
Regierung Botha hat zu einer drasti- 
schen Abwertung des Rand geführt 
Sein West fiel am Tage vor der Ein- 
stellung des Devisenhandels gegen- 
über dem US-Dollar von 39 auf 35,4 
Cents, den bisher tiefsten Stand. 
Noch vor einem Jahr wurde der Rand 
mit 78 Cents gehandelt Inzwischen 
kursieren, in Johannesburg Gerüchte 
über die bevorstehende Wiederein- 
führung von Devisenkontrollen. 

Seite U: Schwere Kursverluste 


ben. Washington zögst, sensitive In- 
formationen aus dem sogmannten 
Intelligence-Bereich an das Bündnis 
weiterzugeben, obwohl NATO-Ober- 
befehlshaber General Bernard Ro- 
gers bei spmer pigpnpn Rpgienmg im- 
mer wieder darauf gedrungen hat, die 
Allianz-Partner vorbehaltlos über we- 
sentliche Erkenntnisse der Vereinig- 
ten Staaten zu unterrichten. 

Jetzt aber liegen Anzeichen dafür 
vor, daß nach (fern Fall Tiedge und 

dem Verschw inden a ndere r Personen 

aus der Bundesrepublik Deutschland 
die Kreise in Washington an Einfluß 
gewonnen haben, die seit langem die 
Ansicht vertreten, daß den europäi- 
schen Sich^rt iei tsa pparaten nicht zu 
trauen sei. Das schließt nach Brüsse- 
ler Erkenntnissen auch Großbritan- 
nien ein, das in da* Vergangenheit 
immer wieder von Spionage-Skanda- 
len erschüttert wurde. 

Die 7i imckhfllta mg von Informa- 
tionen spielt sich nicht so ab, daß 
man die Deutschen gesondert vom 
Nachrichtenfluß ausschließt. Viel- 
mehr wird aus Gründen der Höflich- 
keit wichtiges amerikanisches Infor- 
■ Fortsetzung Seite 10 

Walesa ruft zur 
Bildung von 
Basisgruppen auf 

DW. Waredian 

Der Vortitzende da - verbotenen 
Gewerkschaft .Solidarität“, Lech 
Walesa, hat die polnischen Arbeiter 
aufgerufen, in den Betrieben Basis- 
gruppen zu bilden. Jm jetzigen Sta- 
dium unserer Aktivitäten brauchen 
wir keine Millionen Demonstranten, 
die gegen die Polizei kämpfen, son- 
dern kleine Gruppen denkender Men- 
schen mit weitem Horizont, die lang- 
sam, aber wirkungsvoll konkrete Pro- 
gramme erarbeiten“, sagte er. Walesa 
kündigte an, daß er anläßlich des 
fünften Jahrestages der Gründung 
der .Solidarität“ am 31. August ein 
umfassendes Programm für die Rech- 
te der Arbeiter in den Betrieben vor- 
legen werde. Er verlangte gemeinsam 
mit 53 anderen prominenten Mitglie- 
dern der Gewerkschaft die Freilas- 
sung von Tadeusz Jednynak, einem 
ün Untergrund tätig gewesenen Ar- 
beiterführer. Gegen Jednynak läuft 
ein Militärgerichtsverfahren wegen 
angeblichen Hochverrats. 


Bonn will für deutsche Sprache werben 


BERNT CONRAD, Bonn 

Die deutsche Sprache hat es nicht 
leicht in der Welt Zunehmend wird 
in alten E rdteilen dte Chat vy gwmhd:, 
sich grenzüberschreitend auf Eng- 
lisch zu verständigen. Damm haben 
viele Länder an ihren Schulen die 

zweite Pffichtsprache nebmEnglisch 

abgeschafft Leidtragende sind vor al- 
ternder Deutsch- und Franzötisch- 
Untenicht Konkrete Folge: Heute 
Jemen nur noch rund 15 Millionen 
ausländische Schüler Deutsch; 1979 
warm es noch 16 bis 17 Millionen. 

Angesichts dieser Entwicklung 
hatte Bundeskanzler Helmut Kohl 
schon m seiner Regierungseiklämng 
vom 4. Mai 1983 die Parole ausgege- 
ben: .Wir werden neue Anstrengun- 
gen unternehmen, um die deutsche 
Sprache nn Ausland wieder mehr zu 
verbreiten.* Konkrete Schlußfolge- 
rungen tind in einem vom Auswärti- 
gen Amt verfaßten .Bericht dar Bun- 
üba- die deutsche 


Sprache in .der Weit“ enthalten, den 
das Bundeskabinett jetzt gebilligt 
und dem B undestag za geteite t hat 

War die Förderung des Deutsch- 
unterrichts im Ansland bisher im we- 
sentlichen darauf beschränkt, den 
Bedarf 2 a deriegn , so soll die in den 
Bericht an gekündigte .aktive 
Sprachpolitik“ künftig darauf abzie- 
teitBedarfzn wecken. Das heißt, aus- 
ländischen Regierungen soll vor Au- 
gen geführt werden, wie vorteilhaft es 
für ne wäre, Deutsch, wenn nicht als 
Pflichtfach, so doch wenigstens als 
Wahlfach an ihren Schulen einzufüh- 
ren oder beim behalten. 

Parallel zu diesen politischen Be* 
mühimgen soll bei Schülern, Ettern 
TTOd lrfirpm fü r Deutsch aisigmons- 
werte Fremdsprache geworben wer- 
den - auch mit Hilfe moderner Medi- 
en, wie des Fernsehens. 

Aber wer Bedarf wecken wül, darf 
sch Tii cfrt auf Anpreisungen be- 
schränken, sondern muß selbst sach- 


liche Voraussetzungen für das Ler- 
nen und Lehren sdhaffpri Deshalb 
will das Auswärtige Amt ausländi- 
schen Partnerländern bei der Ent- 
wicklung von Lehrplänen und Lehr- 
material, sowie bei der Aus- und Fort- 
bildung von Lehrern hrifai Gleich- 
zeitig soll der Sprach- und Literatur- 
unte mcht an den Goethe-Instituten 
imd de utschen Anslandadnden »red 
durch die vom Deutschen Akademi- 
schen Austauschdienst (DAAD) an 
ausländische Universitäten entsand- 
ten Lektoren ausgebaut werden. 

.Muttersprachlich deutsche Bür- 
ger anderer Staaten“ wül das Auswär- 
tige Amt in dem Bemühen unterstüt- 
zen, für sich sähst und ihre Kinder 
deutsche Sprache und Kultur leben- 
dig zu erhalten. Besonders in Osteu- 
ropa stehen dem allerdings erheb- 
liche Hindernisse im Wege. 

Regionale Schwerpunkte der deut- 
schen Sprachpolitik sollen Europa, 
Nordamerika und Ostasien bleiben. 


DER KOMMENTAR 


\ 






Die Konsequenz 


HERBERT KREMP 


D ie Entlassung Heribert Hel- 
lenbroichs aus dem Amt des 
BND-Chefs war unvermeidlich - 
aber nicht wegen der Amtserret- 
tung des Bundesinnenministers 
Zimmermann. Die Sündenbock- 
vennutung, zu der in der Bundes- 
republik die öffentliche, mehr 
noch die veröffentlichte Meinung 
neigt, is^ wie die letzten Thge zeig- 
ten, provinziell und parteikariert 
Ein hoher Beamter, der zu verant- 
worten hat was im Fall Tiedge 
geschehen ist kann nicht an der 
Spitze des Bundesnachrichten- 
dienstes stehen, der auf enge und 
vertrau volle Zusammenarbeit 
mit den vergleichbaren Diensten 
im Bündnis angewiesen ist Der 
Präsident dieser Einrichtung ist 
dafür eine zu wichtige Figur in der 
Außen- und Sicherbeitspolitikdes 
Landes. 

Dieser Gesichtspunkt wird in 
der innenpolitischen Aufregung 
leicht ubersdien. Politiker (ver- 
schiedener Couleur) tun so, als 
handele es sich bei der Krise im 
Nervensystem der Spionageab- 
wehr um ein Intemum, das Inter- 
nisten zu behandeln hätten. Weit 
gefehlt Die Sicherheit der Bun- 
desrepublik Deutschland, auf den 
Atlantikpakt gegründet, wird ak- 
tuell durch einen kreisenden In- 
formationsstrom gewährleistet, 
der sch auch aus den Quellen der 
Geheimdienste speist Wenn es 
nun der Gegenseite gelingt, an ei- 
ner bestimmten Stelle immer wie- 


der Wasser abzugraben, kommt 
der Kreislauf ins Stocken. Die 
Leute an den undichten Stellen 
gelten dann im Bündnis als .unsi- 
chere Kantonisten“. 

Die Informationen, ihr Transfer 
im Bündnis, die gemeiname Ana- 
lyse der Daten sind für die Sicher- 
heit des Westens, mithin für unse- 
re eigene Sicherheit so wichtig, 
daß ein schwaches Glied in der 
Kette nicht akzeptiert werden 
kann. Jedes Mitglied des Bünd- 
nisses hat die Ge meinsc hafis- 
pflicht, den eigenen Geheim- 
dienst intakt und integer zu hal- 
ten. Das ist eine schwierige 
Pflicht, weil die Östlichen Ge- 
heimdienste den AgentenangrifT 
naturgemäß gegen die dünnste 
Stelle des gegnerischen Systems 
richten. Sie arbeiten mit gewalti- 
gem Aufwand, ohne jede Skrupel 
und mit allen Chancen, die offene, 
liberal verfaßte Länder Operatio- 
nen aus dem Dunkeln bieten. Die 
Bundesrepublik ist davon betrof- 
fen. Nach zahlreichen schweren 
Spionagelallen __ in deutsch«! 
Diensten und Ämtern hat der 
Hedge-Skandal das Vertrauen im 
Westen gestört, vermutlich sogar 
erschüttert 

H ellenbroich hatte im Fäll 
Tiedge viel gewagt und da- 
bei das Entscheidende verloren: 
die unantastbare Autorität und 
den Ruf der Kompetenz, die der 
Chef des Bundesnachrichtendien- 
stes vorzuweisen hat 


In Genf warnt Carstens 
Christen vor „zweierlei Maß“ 

Rede vor dem Lutherischen Weltbund teilweise entschärft 


DW.Genf 

Der frühere Bundespräsident Pro- 
fessor Karl Carstens hat in einer Rede 
vor dem Lutherischen Wehbund und 
dem Weltkirchenrat den Prognosen 
eines nuklearen Untergangs wider- 
sprochen, wie sie im Zusammenhang 
mit der Abschreckungsstrategie auch 
von namhaften Repräsentanten der 
Kirchen aufgestellt wurden. Carstens 
setzte sich vor allem mit der These 
des Philosophen Caxi Friedrich von 
Weizsäcker auseinander, daß die Ge- 
fahr einer atomaren Katastrophe im- 
mer größer werde. Der ehemalige 
Bundespräsident hielt von Weizsäk- 
ker vor, nicht rationale Argumente 
für seine Ansicht zu liefern, sondern 
sich nur auf sein Gefühl zu berufen. 

Voraussagen eines nuklearen Un- 
tergangs unterliegen, so Carstens, ei- 
ner Verwechslung: Zwar werde im 
Fälle eines Atomkrieges das Ausmaß 
einer Katastrophe immer großer, die 
Wahrscheinlichkeit daß es zu einem 
dritten Weltkrieg komme, nehme 
aber „an g es i cht s der stagenden 
Schreckens visionen“ sogar wahr- 
scheinlich ab. Die Bergpredigt ver- 
biete nicht das Leben anvertrauter 
Menschen vor gewaltsa me r Auslö- 
schung zu schützen. Aufgrund der Er- 
fahrungen der vergangenen 40 Jahre 
in Europa könne man davon ausge- 
hen, daß die gegenseitige nukleare 
Vemichtungsfahigkeit „die bestmög- 
liche, ja sogar die einzige Garantie für 
die Bewahrung des Friedens“ sei. Wo 
es keine gegenseitige atomare Ab- 
schreckung gäbe, sei es zu Kriegen 
gekommen. Leichtfertig mit dem 
Frieden in Europa gehen nach Car- 
sten s Auffassung vor allem diejeni- 


gen um, die vom Westen eineneinsei- 
tigen Verzicht auf Atomwaffen ver- 
langten. 

Zum Eintreten für die Menschen- 
rechte sagte Carstens, Christen müß- 
ten „durch die Macht des Wortes, 
durch unser Gebet und durch prak- 
tische Hilfe“ gegen die Unterdrük- 
kung der Freiheit in aller Weh ange- 
hen. Carstens: „Das Schaurigste an 
Unterdrückung, Mord und Terror, 
das wir in den letzten 40 Jahren eriebt 
haben, hat sich in Kambodscha ereig- 
net, und die Christen, die immer wie- 
der und mit Recht die Zustände in 
Südafrika kritisieren, haben wenig 
Aufhebens davon gemacht“ Man 
müsse sich „davor hüten, mit zweier- 
lei Maß zu messen“. Befreiungsbewe- 
gungen können sich nach Carstens 
Auffassung nicht auf den Widerstand 
gegen Hitler berufen, wenn sie „Ter- 
ror und Gewalt gegen Unbeteiligte 
und Wehrlose zur Erreichung ihrer 
politischen Ziele anwenden“. Der 
Weltkirchenrat unterstützt unter an- 
derem militante Unabhängigkeitsbe- 
wegungen im südlichen Afrika über 
den Sonderfonds seines Antirassis- 
mus-Programms. 

Carstens hatte nach epd- Informa- 
tionen seine Rede an mehreren Stel- 
len verändert Ursprünglich habe der 
ehemalige Bundespräsident scharfe 
Vorwürfe gegen die „DDR“, den Ost- 
block allgemein und die politische 
Betätigung von Pastoren vorgesehen 
gehabt, die „dem Stil des Luthe- 
rischen Weltbundes nicht entspre- 
chen“, wie die kirchliche Agentur den 
bayerischen Landesbischof Hansel- 
mann zitierte. 

Sette & Auszüge aus der Rede 


Weinberger stoppt das 
Luftabwehrsystem „Divad 

1,8 Milliarden Dollar waren bereits investiert 


SAD, Washington 

US-Verteidigungsminister Caspar 
Weinberger hat das Luftabwehrsy- 
stem „Divad“ gestoppt für das be- 
reits 1,8 Milliarden Dollar ausgegeben 
worden waren. Das System, so der 
Minister, werde angesichts der &it- 
wicklung einer neuen sowjetischen 
Hubschrauber-Generation den gestie- 
genen Anforderungen nicht mehr ge- 
recht Die modernen sowjetischen 
Hubschrauber seien in der Lage, Bo- 
dentruppen und Panzer mit weitrei- 
chenden Raketen zu bekämpfen, oh- 
ne sich in die Reichweite der4Q-M21i- 
meter-Kanonen des „Divad“-Systems 
zu begeben, die unzuverlässig und ihr 
Geld nicht wert seien. Das Radar die- 
ses Systems soll nicht einmal fähig 
gewesen sein, auf der Stelle schwe- 
bende Hubschrauber auszumachen. 
Kritiker beklagten auch seit langem, 
daß „Divad“. von dem US-Armee be- 
reits 65 Einheiten besitzt bei Zieltests 
mehrfach weitgehend versagte. Es sei 
bereits vorhandenen Luftabwehrwaf- 
fen kein es fall s Überiegen. Die bereits 


ausgelieferten Systeme sollen zerlegt 
und ihre Teile verwertet werden. 

Eine „Divad“ -Einheit besteht' aus 
zwei von der Schweizer Firma Oerli- 
kon gelieferten Kanonen, die auf ei- 
nes M-48-Panzer montiert sind, und 
die von computergesteuerten Radar- 
geräten gelenkt werden. „Divad“ (Di- 
visional Air Defense) wird von „Ford 
Aerospace“ hergestellt Diese Finna 
war schon voxher in Schwierigkeiten 
geraten: Ihr wurde vorgeworfen, dem 
Pentagon über viele Jahre hinweg 
überhöhte Kisten angerechnet zu ha- 
ben. Das ursprüngliche Programm, 
das vor mehr als zwei Jahren entwor- 
fen worden war, sah die Lieferung 
von insgesamt 618 Einheiten vor, die 

Milliarden Dollar (12,5 1/fflliarripn 
Mark) kosten sollten, 

Weinberger bestand darauf; daß die 
US-Streitkräfte weiterhin dringend 
ein neues Luftvertödigungssystem 
auf Divisionsebene benötigten. Er ha- 
be deshalb Anweisung erteilt, in kür- 
zester Zeit nach Alternativen zu su- 
chen. Dabei sollten auch europäische 
und kanadische Waffensysteme in 
Betracht gezogen werden. 
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Stabile Mark 

Von Peter Gillies 

W er die Wirtschaft eines Landes und mit ihr dessen soziale 
und politische Struktur zerschlagen will, braucht sich 
nur einer bombensicheren Methode zu bedienen: der Inflation. 
Die Deutschen wissen aus ihrer Geschichte, daß dieses - 
a nf a ng s süße - Gift eine Volkswirtschaft ins Mark trifft. Die 
schleichende, trabende und schließlich galoppierende Geld- 
entwertung entmutigt Investoren, zerrüttet Finanzsystem und 
Vertrauen, erzeugt Arbeitslosigkeit und schreiendes soziales 
Unrecht Sie macht salopp gesprochen, die Reichen reicher 
und die Armen ärmer. InfLatkmspolitik ist die klassische Form 
der Umverteilung „von unten nach oben“. 

Vor dem Hintergrund dieser Erfahrung ist es nicht zu begrei- 
fen, daß die in der Bundesrepublik erreichte Geldwertstabilität 
so gering geschätzt wird. Zwar betragt die Preissteigerungsra- 
te gegenüber dem Vorjahr derzeit noch rund zwei Prozent, aber 
ihr Verlauf während der letzten Monate ergibt absolut stabile 
Preise. Gäbe es auf diesem Gebiet eine Olympiade, hätten sich 
Deutschland und Japan die Goldmedaille zu teilen. Das vor- 
züglich e Bild einer stabilen Wahrung wird derzeit auch nicht 
durch Inflationserwartungen getrübt, denn die Einfuhrpreise 
beispielsweise fielen im Sommer aufgrund der starken Deut- 
schen Mark. 

Stabilität ist ein Muskelbildner für die Wirtschaft Er verste- 
tigt den Konjunkturaufschwung, macht Löhne und Renten 
wertvoller - wirkt also sozial befriedend bremst den Kosten- 
auftrieb und verbessert damit die Chancen auf mehr Beschäfti- 
gung. Mancher Hausfrau geht auch heute noch der Stoßseufzer 
„Alles wird teurer“ leicht über die Lippen. Das mag für das 
eine oder andere Produkt auch stimmen, aber im Durchschnitt 
der Lebenshaltungskosten trifft dies nicht mehr zu. 

Das Ziel stabiler Kaufkraft (mit dem wohltuenden Nebenef- 
fekt sinkender Zinsen) ist durch die geschickte Geldpolitik der 
Bundesbank, durch die beharrliche Konsolidierung der Staats- 
finanzen, aber auch durch den Wettbewerb der Unternehmen 
erreicht worden. Die Gewerkschaften, ohne deren Mitwirkung 
es verfehlt worden wäre, dürfen mit diesem Pfunde ruhig 
wuchern. Es dient nämlich den Arbeitnehmern. Oder, wie der 
frühere Bundesbankpräsident Emminger es formulierte: Sta- 
bilität ist Vollbeschäftigung für morgen. 


Deutsche Krieger in Angola? 

Von Monika Germani 

W ährend der Westen gebannt auf Südafrika blickt, hat der 
Ostblock still sein Engagement in Angola erhöht Wenige 
Tage vor der Konferenz der Blockfreien (2. bis 7. September) in 
Luanda ist eine sowjetische und kubanische Spezialeinheit in 
der angolanischen Hauptstadt eingetroffen, die die Konferenz- 
teilnehmer vor Anschlägen der antikommunistischen Guerrü- 
la der Unita schützen soll Die Unita hatte bereits Kämpfe mit 
der Spezialeinheit 

Seit fast zwei Jahren beunruhigt die Unita mit sporadischen 
Anschlägen die Regierung Dos Santos. Jonas Savimbis Kämp- 
fer haben lautlos die Außenbezirke von Luanda erreicht Der 
Kreml hat das nicht übersehen. 

Er schickte immer mehr Kriegsmaterial - gegen Bezahlung, 
auch aus den Einkommen der US Gulf Oil in Cabinas - nach 
Angola: Panzer, Raketen und Artillerie, mehr als zwanzig 
MiG-21-Kampfflugzeuge, einige MiG-23 mit einer Reichweite 
bis zu Savimbis Hauptquartier Jamba im Südosten des Lan- 
des. Und vor allem die bisher nur in Afg h a n istan eingesetzten 
MiG-24-Kampfhubschrauber. Es gibt Hinweise, daß sie mit 
Ostdeutschen, Russen, Bulgaren und Kubanern bemannt sind. 

Die 30 000 Kubaner spielen in Angola weiterhin eine wich- 
tige Rolle in der Sicherung dieser Bastion. Kubas Außenmini- 
ster Isodoro Malmierca erklärte letzte Woche in Harare, sein 
Land sei durch die Präsenz der südafrikanischen Truppen in 
Namibia und deren Eindringen nach Angola gezwungen, die 
Anzahl seiner Truppen dort zu erhöhen. Malmierca hatte im 
Juni vor dem UNO-Sicherheitsrat den völligen Abzug der 
Südafrikaner aus Namibia und ein Ende jeder Unterstützung 
für „konterrevolutionäre Banden“ der Unita gefordert und 
weiterhin Hilfe für die Swapo zugesagt 
Die Sowjetunion hat offenbar ein wesentliches Interesse am 
südlichen Afrika mit seinen Rohstoffen für den Westen, außer- 
dem kann es - nach Ansicht des Kremls - wohl nicht schaden, 
mit Soldaten in der Nahe einer Region präsent zu sein, von der 
man hofft, daß sie instabil wird. 


Kein Mittelamerika- Konzept 

Von Günter Friedländer 

I n Cartagena, Kolumbiens karibischem Hafen, trafen sich die 
Contadora-Außenminister (Kolumbiens, Mexikos, Panamas 
und Venezuelas) mit ihren Kollegen aus Argentinien, Brasilien, 
Peru und Uruguay. Nachdem Contadora zwei Jahre vergeblich 
an einpm Friedensplan für Mittelamerika gearbeitet hatte, 
suchte man „irgendeine Art Hilfe“, wie Kolumbiens Außenmi- 
nister Ramirez Ocampo es ausdrückte, und prompt erhielten 
die vier hinzugekommenen Länder den Namen einer „Hilfs- 
gruppe“. 

Ob sie allerdings irgend etwas ändern kann, ist sehr zweifel- 
haft Der wirkliche Grund des Scheitems der Contadora-Län- 
der ist das Fehlen einer klaren US-Politik für diesen Raum. 
Wenn es sie im Weißen Haus gibt, wird sie nicht akzentuiert: 
selbst Reagan spricht von der notwendigen Liquidierung der 
kommunistischen Regime in Kuba und Nicaragua, versichert 
zugleich aber, daß die USA dabei keine Waffen gebrauchen 
werden, während seine Regierung in Nicaragua die Contras 
unterstützt, die dem Land mit Gewalt eine Demokratie geben 
wollen. 

Dabei üben der Kongreß und mächtige Fürsprecher ultrali- 
beraler Kreise so erfolgreich Druck auf die Regierung aus, daß 
niemand weiß, wohin der Weg fuhrt Dazwischen hört man in 
Washington Lippenbekenntnisse zur Contadora-Diplomatie, 
an die niemand recht glaubt 

Während der bisherigen Amtszeit Reagans hat die Latein- 
amerika-Abteilung des State Department drei Chefs gehabt: 
der erste war Haigs Mann, Thomas Ender, heute Botschafter in 
Spanien, der zweite Langhome Motley, einst Botschafter in 
Brasilien, der keine kohärente Mittelamerika-Politik durchset- 
zen konnte. Der dritte ist Elliot Abrains, der kein Außenpoliti- 
ker ist und seinen Mitarbeiterstab erst organisieren muß. 

Die Krise in Mittelamerika ist unlösbar, solange die USA 
nicht die Führungsrolle spielen, die Freund und Feind von 
ihnen in diesem Raum erwarten, der nun einmal ihr Einflußge- 
biet ist Nur ein Machtwort aus Washington kann dort zur Ruhe 
führen. Eine Flucht aus dieser Verantwortung kann es nicht 
geben. 



Sitzengelassen mlaus böhue 


Der Hut des M i n isters 

Von Wilfried Hertz-Eiche nrode 


Z um Rollenspiel in der parla- 
mentarischen Demokratie ge- 
hört es, daß Themen der Regierung 
oft die Nicht-Themen der Opposi- 
tion sind und umgekehrt Das 
neueste Beispiel: die ' politische 
Verantwortlichkeit eines Ministers. 
Seit gestern wird auch die Verant- 
wortung des Bundeskanzlers ins 
Feld geführt. 'Hedge und kein En- 
de 

Nach den Regeln des eingefahre- 
nen Rollenspiels konnte es gar 
nicht ausbleiben, daß die Opposi- 
tion sich des lupenreinen Prinzips 
der „politischen Verantwortung“ 
bemächtigt Zimmermann soll zu- 
rücktreten, und wenn er es nicht 
tut soll Kohl „die Konsequenzen in 
seinem Kabinett“ ziehen, fördert 
die SPD. 

Mit Vorsatz mobilisiert die 
Opposition den preußischen Wur- 
zelgrund im Unterbewußtsein der 
Deutschen. Zwar ist Preußen zer- 
schlagen; aber die Vorstellung von 
der preußischen Achtbarkeit lebt 
fort, und damit die Elle der Staats- 
räson immer dann, wenn Regieren- 
de an sie zu erinnern sind. Im Spio- 
nage-Fall Tiedge & Co soll das hei- 
ßen: Unabhängig von persönlicher 
Schuld oder Unschuld trägt der 
Bundesinnenminister die poli- 
tische Verantwortung für den Bun- 
desverfassungsschutz, und darum 
muß er seinen Hut nehmen. Vor 
Zeiten, besser in anderen Zeiten 
galt das so. Aber heute? 

Halten wir uns an Helmut Kohl. 
Er wäre kein guter Kanzler, hatte 
er den Angriff der SPD nicht er- 
wartet Schließlich war auch er ein- 
mal der Oppositionsführer und er- 
innert sich, in artverwandter Situa- 
tion nicht weniger schneidig zur 
Attacke geblasen zu haben Folg- 
lich hat der Kanzler die heranstie- 
bende Kavallerie der Opposition 
schon abgeschlagen, noch ehe die- 
se gestartet war, und das mit einem 
emsigen Argument: Wenn man bei 
den personellen Konsequenzen 
über die Ahndung konkreter Ver- 
säumnisse hinaus überreagiere, 
räume man gegnerischen Geheim- 
diensten eine operativ nutzbare 
^Abberufiingsmöglichkeit“ poli- 
tisch Verantwortlicher in Bonn ein, 
indem sie gezielt Agenten ansetz- 
ten. Soll heißen: Wird der Begriff 
der politischen Verantwortung 
überstrapaziert, verschafft man 
dem Generaloberst Markus Wolf, 
seit Jahrzehnten der gewiefte Spio- 
nageschef der „DDR“, die Mög- 
lichkeit, diesen oder jenen Minister 
aus dem Bonner Kabinett heraus- 
zukatapultieren. Wie erinnerlich. 


ist das sogar schon einem Bundes- 
kanzler passiert 

Noch ehe Hans-Jochen Vogel 
das altpreußische Prinzip wie eine 
Kanone in Stellung brachte, hat 
Kohl das pragmatische Prinzip der 
Güterab wägung aufgefahren- Durf- 
te er das, ohne den demokratischen 
Grundkonsens über den Haufen zu 
werfen? Er durfte, und zwar genau 
mit dem Argument, das er verwen- 
dete, obschon es ein fürchterliches 
Argument ist Besagt es doch, der 
Kanzler traue es dem Spionage- 
künstler Wolf durchaus zu, in Bonn 
an jeder Stelle, die er sich heraus- 
sucht einen Spion unterzubringen. 
Die bittere Erfahrung spricht für 
diese Einschätzung Kohls. Um so 
mehr ist es geboten, der „DDR“ 
keine Chance zu geben, mit Bonner 
Ministerköpfen zu kegeln. - 

Im Grunde kann auch die SPD 
das gar nicht anders sehen. Es ist 
unmöglich, daß sie die Infamie 
Ost-Berlins verdrängt hätte, den 
Spion Guillaume ausgerechnet je- 
nem sozialdemokratischen Kanzler 
unteizuschieben, der die Verträge 
mit dem Osten abgeschlossen hat- 
te. In seinem Rücktrittsbrief an den 
Bundespräsidenlen schrieb Willy 
Brandt im Mai 1974, er übernehme 
die politische Verantwortung für 
Fahrlässigkeiten im Zusammen- 
hang mit der Agentenaffare Guil- 
laume. Mit subjektiver Berechti- 
gung hat er sich gegen den Vorwurf 
gewehrt, erpreßbar geworden zu 
sein. Objektiv lag der Fall jedoch 
so, daß Ost-Berlin dank der Infor- 
mationen des Spions auch über das 
Privatleben hätte versucht sein 
können, den Kanzler unter Druck 



Preußen im Unterbewußtsein: der 
Adler des Bundestages foto: dpa 


zu setzen. Dem wollte Brandt we- 
der das Amt noch sich selbst aus- 
setzen, und Hfl« ehrt ihn. 

Bei dieser Sachlage könnte Zim- 
mermann dem Kanzler ohne Risiko 
den Rücktritt anbieten. Kohl wür- 
de ihn aus dem dargestellten 
Grund nicht annehmen, ganz zu 
schweigen von den politischen 
Weiterungen, die eine solche Ver- 
änderung im Kabinett nach sich 
zöge. Es ist schon schlimm genug, 
daß der „DDR“-GeneraI Wolfes zu- 
stande gebracht hat, die Führung 
unserer G eheimdiens te durchein- 
anderzu wirbeln. 

Aber das hält die SPD keines- 
wegs davon ab, ihr Schattenboxen 
mit homerischem Feldgeschrei auf- 
zuführen, fuchst es sie doch unend- 
lich, daß die Koalition es fertigge- 
bracht hat, dem Schicksal des 
„Sommertheaters“ auf erstaunlich 
disziplinierte Weise zu entrinnen. 
Zu diesem Schattenboxen gehören 
ai?p Vergleiche mit früheren Fällen, 
mit denen die Opposition Kohl und 
Zimmermann in die Enge zu trei- 
ben sucht Das Argument, Georg 
Leber sei in ähnlicher Lage als Ver- 
teidigungsministerzurückgetreten, 
sticht nicht 

Nehmen wir Leber zum Zeugen: 
Er hat nicht wegen eines Spionage- 
fells seinen Hut genommen, son- 
dern weil der MAD 1976 zehn läge 
lang das Frankfurter Büro des 
„Kommunistischen Bundes“ mit 
einer Wanze belauscht hatte. Er ha- 
be geglaubt, sagte Leber seinerzeit, 
die Unverletzlichkeit der Wohnung 
nach Artikel 13 des Grundgesetzes 
sei nicht berührt, er habe sich aber 
belehren lassen m üssen, daß auch 
das Büro der Privatsphäre zuge- 
rechnet werde, die im Grundgesetz 
als „Wohnung“ bezeichnet sei. Le- 
ber „gab seinen Auftrag zurück“, 
weil „die Verfassung verletzt wor- 
den“ ist Hut ab vor dem Mann. 
Doch Zimmermann befindet sich 
nicht in vergleichbarer Lage. 

So bleibt am Schluß diese Frage: 
Wie vereinbart es Willy Brandt mit 
seinem honorigen Rücktritt als 
Kanzler im Jahre 1974, daß er aus- 
gerechnet unter dem Eindruck des: 
gegenwärtigen Spionage-Affäre 
bekanntmacht er werde am 18. 
September mit dem obersten Nutz- 
nießer des Spions Guillaume, mit 
Honecker, Zusammentreffen? 
Auch in der Politik gibt es Staffa- 
gen, und die Vertrauenswürdigkeit 
eines Politikers hängt nicht zuletzt 
davon ab, wieviel Wert er ihnen 
beimißt 


IM GESPRÄCH Hans-Georg Wieck 

Genügend Ost-Erfahrungen 


Von Bemt Conrad 

E in Spitzendiplomat als Chef des 
Hl md wmaff hri chtendipfistes - da- 
mit hat sich Helmut Kohl etwas 
Neues einfallen lassen. Aber der bis- 
herige NATO-Botschafter Hans-Ge- 
org Wieck kommt nicht als Green- 
horn nach Pullach: Er kennt Osteu- 
ropa auf das genaueste, ist mit Fragen 
der militärischen Strategie und Pla- 
nung vertraut und gütixn außen- wie 
im steheihetapolitischen Bereich als 
ein exzellenter Analytiker. Das sind, 
auch wenn der siebenun dfi i nfiäg jäh» 
rige Hamburger noch nie Agenten ge- 
führt hat gute Voraussetzungen Sir 
die Leitung des BND. 

Nach dem Studium der Ge- 
schieh te, der Philosophie und des öf- 
fentlichen Rechts und der Promotion 
711 m Dr. pbiL an der Universität Ham- 
burg 1952 hatte es zunächst so ausge- 
gftfrgn, als ob Wieck die wissenschaft- 
liche Laufbahn einsehlagen würde. 
Doch 1954 zog es den politisch enga- 
gierten Doktor in den Diplomati- 
schen Dienst 

Nach Anfengsstationen in Ant- 
werpen und London kam er von 1957 
bis 1959 als Angehöriger des Referats 
Sowjetunion im Auswärtigen Amt 
ynm erstenmal mit eäner der beiden 
Matprien, die 3m bis heute nicht los- 
lassen — mit dpm kommunistischen 
Osten - in nähere Berohrung. 1958 
gehörte er der Delegation an, die in 
Moskau unter Führung des Botschaf- 
ters T.ahr Ha«; fTnnsiilarahknmmpn 

aushandelte. 

Es folgten wichtige Jahre an der 
deutschen Beobachter-Mission bei 
der UNO in New York und an der 
Botschaft in Washington, die Wiecks 
Bück nach Westen weiteten. Dann 
wandte er sich 1965/66 mit der stell- 
vertretenden Leitung des für Berlin 
«mH Deu tschland als Ganzem zustän- 
digen AA-Referats und de* SCtabeit 
in der Bonner Vierergruppe wieder 
■c panmmgKffrfaHffign Verhältnis 
zum Osten zu. 

Inzwischen war Außenminister 
Gerhard Schröder auf den nicht nach 
vom drängenden, aber Kompetenz 
und Sachlichkeit ausstrahlenden 
Norddeutschen mit der Neigung zur 
CDU aufinerksam geworden. Er be- 
rief ihn 1966 zum Leiter seines Mim- 
sterbüros und war so mit Ihm zufrie- 
den, daß er ihn wenig später beim 
Über wechseln ins Verteidigungsmi- 



Der neue BND-Chef Wiede 
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n jgtenum in gleicher Funktion mit- 
nahm. 

Hier kam die zweite für Wiecks 


Blickfeld- Und auch hier reüssierte er 
derart, daß der sozialdemokratische 
Ve rteidigungsminis ter Helmut 
Schmidt es nach Bildung der SPD I- 
FDP-Koalition I960 Sir selbstver- 
ständlich hielt, den parteipolitisch 
Andersdenkenden erst als stellvertre- 
tenden Leite, später als Chef des Pla- 
nungsstabes zu halten. Wiecks Sinn 
für Strategie, seine analytische Bega- 
bung und seine Gelassenheit bestä- 
tigten Schmidts Entscheidung. 

1974 kehrte der „ausgeliehene Mili- 
tärpolitiker“ wieder in die Diplomatie 
Taiti irfc. Der schwierige Botschaf- 
terposten in Teheran ließ seine Talen- 
te nicht rosten. Drei Jahre später 
konnte er dann, als Botschafter nach 
Moskau versetzt, seine langjährigen 
ostpolitischen Erfahrungen im uty 
mittelb are n Kremf-Kontakt erneuern. 

Wiecks Entwicklung blieb kontrnu- 
ferflrh - 1980 bescherte ihm das Glück 
des Tüchtigen mit der Berufring zum 
Botschafter beim Brüsseler NATO- 
Rat wieder die Beschäftigung mit sei- 
nem zweiten lieblingsbereich, der 
Vpr teidig un g sstrategie- Die Realisie- 
rung des van »hm mit zu verantwor- 
tenden Doppelbeschlusses wurde 
auch für den überzeugten Atlantiker 
Wieck zu einer Bewährungsprobe. Er 

hat. sh» bestanden. 


DIE MEINUNG DER ANDEREN 


Dannstäöfer Echo 

E» wAretbt aun Tfcmpoltaül hi Eto a cm 

Auf hessischen Autobahnen soll es 
bald weitere Geschwindigkeitsbe- 
schränkungen geben. .Das hat Wirt- 
schaftsminister bteger gestern ange- 
kündigL Jede andere Konsequenz 
aus dem sogenannten Großversuch 
wäre auch eine Überraschung gewe- 
sen: die sozialdemokratische Landes- 
regierung muß ihren grünen Mehr- 
heitsbeschaffem immer mal wieder 
ein Zückerehen anbieten ... Die 
Leichtfertigkeit ist zu kri tisiere n, mit 
der hier ein T «andesminister die Er- 
gebnisse einer nicht allzu umfengrei- 
chen Untersuchung in Argumente für 
Eingriffe in das Bundesrecht um- 
münzt. 

AUGSBURGER 

ALLGEMEINE 
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ete 

Krieg, Unfriede, Gewalt, Haß wo- 
hin man hliA f Doch an Kandida ten 
für den nächsten Friedensnobelpreis 
ist - wie dieser Tage zu lesen war - 
offenbar kein Mangel. 99 Kandidaten 
sind dem Komitee vorgeschlagen 
worden, so viele wie noch nie. Weleh 
ein Widerspruch. Seit 1901 gibt 'es 
diesen wichtigsten der Nobelpreise. 
Häufig wurde er nicht verliehen, weil 
die ganze Welt in Flammen stand 
oder weil kein Preisträger gefunden 
wurde. Ob die Maßstabe ehemals 
strenger waren? 


LE FIGARO * 

UefiiiKrZdnnfitttcfararnww- 

da-XifeiK (Br ft»t Btriln 1 

Man kann nur auf den Wunsch der 
Ostberliner Führung schließen, einen 
Propaganda-Sieg zu erringen, indem 
sie die Bonner Regierung lächerlich 
machte Es geht nicht nur darum, der 
DDR-Bevölkerung die Schwäche 
Bonns und die Allgegenwart der 
kommunistischen Partei bis in die am 
besten gehüteten Heiligtümer des 
Westens zu zeigen. Man wollte auch 
dm Sowjets beweisen, daß Honecker 
und seine Mitarbeiter ihre Zinnen gut 
halten. 

3le«e3ürd)tr3eituug u ' 

.. Sie kommentiert den WütliiHiM kn Ni- 

0CftiS 

In Nigeria wird angesichts Regte- 
win ggimfahig fepit der Zivilisten und 
Militärs ernsthaft ein System militä- 
risch-ziviler Doppelherrschaft stu- 
diert, das der Armee eine Kontroll- 
ftmktion über die als korrupt und tri- 
balistisch betrachteten Parteipoliti- 
ker beließe. Buhari (gestürzter Chef 
der letzten Militärregierung) selbst 
hat dem nigerianischen JKegionalis- 
mus“, der auf Religion, Stammeszu- 
gehörigkeit und Geschäftsverbindurt 
geh beruht, nicht ausweichen ken- 
nen . . . Der Militärrat hat somit we- 
der mehr Sicherheit im Innem noch 
mehr politische Einheit schaffen kön- ; 
nen - ga nz zu schweigen von einer 
ndomft strfichtigen Konzeption für i 
die wirtschaftliche Sanierung. Es wä- ; 
re erstaunlich, wenn die neuen.' 
Machthaber darin mehr Glück häv 
ten. . 


Die Polen, die Kirche und der Minderheitenschutz 


Ein fast vergessenes Kapitel deutsch-polnischer Beziehungen / Von Dankwart Guratzsch 


D er Umgang der Polen mit der 
deutschen Minderheit in den 
Ostgebieten fordert zu einem histo- 
rischen Vergleich heraus: Wie ha- 
ben die Polen selbst die Minderhei- 
ten- und Volksgruppenrechte in je- 
ner Zeit bewertet, in der ehemals 
westpolnische Gebiete Teil des 
Deutschen Reiches geworden wa- 
ren? 

Es handelt sich um ein fest ver- 
gessenes Kapitel der deutsch-pol- 
nischen Beziehungen, das erst vor 
siebzig Jahren endete und das in 
den Jahrzehnten vor dem Ersten 
Weltkrieg international Schlagzei- 
len machte. Hauptschauplatz wa- 
ren die Provinzen Posen und West- 
preußen, die nach wechselvoller 
Geschichte vom Wiener Kongreß 
1815 erneut Preußen zugesprochen 
worden waren. Dennoch setzte ge- 
rade hier, besonders nach der 
Gründung des Deutschen Reiches, 
eine Abwanderung der deutschen 
Bevölkerung in die Großstädte und 
Industriezentren des Westens ein, 
die bis zum Ersten Weltkrieg mehr 


als zwei Millionen Menschen mit 
sich reißen sollte. Gleichzeitig 
rückten von Osten her anstedlungs- 
willige Polen in die freiwerdenden 
bäuerlichen Stellen ein. 

Dieser „Polonisierungsprozeß“, 
vor dem damals führende deutsche 
Sozialwissenschaftler wie Max We- 
ber, Gustav Schmoller, Adolph 
Wagner und der Schwiegervater 
von Heuss, Georg Friedrich Knapp, 
warnten, wurde von den deutschen 
Großagrariern sogar noch geför- 
dert Sie holten jährlich 300 000 bis 
400 000 billige polnische Saisonar- 
beiter ins Land. Viele dieser Polen 
wurden seßhaft und dachten nicht 
daran, in ihre Heimat zurückzukeh- 
ren. 

Reichskanzler Bismarck sah in 
dieser Entwicklung eine „Unter- 
höhlung der Fundamente des preu- 
ßischen Staates“ und schrieb dabei 
insbesondere der „katholischen 
Abteilung“ im preußischen Kultus- 
ministerium, die sich der überwie- 
gend katholischen Polen auf das 
rührigste annahm, einen verhäng- 


nisvollen Einfluß zu. Durch sie 
nämlich seien - so Bismarck - 
„nach Ausweis amtlicher Berichte 
Tausende von Deutschen und 
ganze Ortschaften, die in der vori- 
gen Generation amtlich deutsch 
waren, polnisch erzogen und amt- 
lich Polen* genannt worden“. 

Aber Bismarcks Gegenmaßnah- 
men, die den sogenannten Kultur- 
kampf einleiteten, führten keine 
Wende herbei Der einzige, beute 
fest zaghaft wirkende Versuch, die 
Stellung der Deutschen wenigstens 
kulturpolitisch zu sichern, indem 
nämlich 1873 in den Schulen die 
deutsche Sprache zur Unterrichts- 
sprache bestimmt wurde, löste eine 
Welle von Protesten aus, als sei der 
deutsche Kanzler geradewegs im 
Begriff die Minderheit in seinem 
Lande zu versklaven. Dabeifanden 
die Polen damals sowohl die Unter- 
stützung des polnischen als. auch 
des deutschen Klerus, der mächti- 
gen (deutschen) Zentrumspaitei 
und des Auslands. Verglichen mit 
de 1 Art und Weise, wie heute Staat 


und Kirche in Polen den 1,1 Millio- 
när Deutschen in den Ostgebieten 
nicht nur den Gebrauch ihrer 
Sprache, sondern auch ihre Volks- 
zugehörigkeit, ihre Religion und 
sogar ihre angestammten Namen 
bestreiten, genossen die Polen da- 
mals unter der deutschen Regie- 
rung Freiheiten, von denen die 
Deutschen heute nicht einmal zu 
träumen wagen. Das beste Beispiel 
dafür ist die ebenfalls von derka- 
th olischen Kirche damals ganz of- 
fen praktizierte Ansiediimgspolitik 
für polnische Neusiedler in den 
preußischen Provinzen Posen und 
Westpreußexi. 

Der polnische Prälat' Peter 
Wawrzyiiiak bildete dafür einen 
mächtigen Verband landwirt-' 
schaftlicher Genossenschaften, des: 
das den Deutschen abgekaufte 
Land parzellierte und an polnische 
Kleinbauern vergab. Auch nach 
. Einsetzung „einer . „Ansfedlungs- 
kommission“ ‘ eigens für deutsche 
Siedler 1886 durch Bismarck gin- 
gen dem deutschen „Besitzstand“ 


bis 1912 dadurch weitere 
Hektär Land verloren. ] 
verzichtete die fca 
deutsche Regierung auf j. 
waltsamen Eingriff Ein 
aungsgesetz gegen marodi 
grundberitz von 1908 wur 
. üch viermal angewandt 
In der Rückschau fallt 
waltige Mißverständnis 
den (auch deutschen) Pro 
oeo von Minderheitsrecht 
Polen damals und der Ge 
solcher Rechte an die deu 
volkerungsgruppe heute 
enttäuschend müssen die 
nm^ politischen Schutzma< 
stutzten Deutschen in d< 
bieten aber, erst das Verf- 
Kfrche 'empfinden, die 
Polen massive Unterste 

wahrte und die heute die 

emer. deutschen & 
sdüicht leugnet, ja die -0 
Widerspruch der Amts« 

Deutschland - in verletze 
Suche in die Westgebieu 
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e setzt sich die Misere des Verfassungsschutzes fort: Für alle Chefs wurde das Amt zum Stolperstein 

Spionage-Zentrale 


Das sch wierige Amt oder 
ie gescheiterten Fünf 

Hi 


Von WERNER TTATTT. 

'eriöert HeBenbrokh 
sich eigentlich schon am Frei- 
t A A tag vergangener Woche den 
^ Stuhl, auf dem er saß, selber wegge- 
lt k aogen. Als er nämlich den Grund da- 
fk nannte warum er seine so 
t\ lange' schützend über den Gruppen- 

Vj^erjir die Abwehr der B DDR“-Ge- 

r ^ heundiens te gehalten hatte. Er nann- 
▲ te die etwas eigenartige Begründung, 
1 kM. eine Versetzung eines Beamten 

* foder Entlassung aus -diszäphnar- 
'■ rA - v fischen Gründen den Betroffenen ver- 
anlassen könnten, sich sofort in den 
Osten abzusetzen. 

Die Fähe, in denen Angehörige der 
Sich e rheitsdienste wegen zerrütteter 
• Famflienverh ähn L s s e . Trunksucht 
und/oder tief verletzter Efaffltea in 
den kommunistischen Machtbereich 
- überwechselten, sind noch an den 
Fingern abnizählen Snnninriia^h dig . 
^ ser Argumentation das Grollen unter 
•• den ehemaligen Untergebenen im 
Bundesamt für V eT^«aatngasjr.hiTtg 
• v. aber auch bei Angestellten des Bun- 

Hellenbroich seit Beginn dieses Mo- 
nats führte, dwrtH^h vernehmbar. 

Was des- an die Spitze des Bundes- 
nachrichtendienstes versetzte bishe- 
rige Chef des Verfassungsschutzes an 
durchaus redlichen Gedanken zu sei- 
. ner Rechtfertigung im FafiTiedge 
vortrug, ließ ihn jedoch in den Augen 
! von Sachkennern zugleich für die 
weitere Führung « nos Nachrichten- 
dienstes als ungeeignet erscheinen. 

Die Fürsorge nämlich, die «tem «gig 
der Bahn geworfenen B eamten 'Hed- 
ge zuteil wurde, müssen heute dieje- 
nigen vermissen, die für den Verfas- 
sungsschutz, trotz G efahr en für Leib 
und Leben, in der .DDR“ an der Ab- 
wehr der . kommunistischen Spiona- 
geoffensive gegen den Westen mit- 
wirken. Über ihr Schicksal wird frü- 
hestens etwas bekannt werden, wenn 
sich der Staatssidieriieäsdienst eine 
Freilassung aus jahrelanger Zucht- 
haushaft gegen Lösegeld» ab han- 
deln laßt, die denSteuerahlerMQlio- 

• nenbeträge kosten werden. 

■; Nach nicht einmal 30 Tagen im 

neuen Amt holte den Sicherheiischef 
nun die Vergangenheit ein. Hit dem 




. T_ 


erzwungenen Ab g an g Hellenbroichs 
von der G ghgimriteng fch flhTU» ist annh 
der fünfte Chef des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz wenn auch erst 
nachträglich, gescheitert 
Auf dem Präsidenten stahl des Ver- 
fassungsschutzes in Köln, so riet in 
den sechziger. Jahren BfV-Präsident 
Hubert Schrubbers Bonner Ministe- 
rialen, sei „ein Bürokrat ebenso fehl 
am Platze wie ein Abenteurer“. Einen 
. Amtschef die se s Zuschnitts, unauf- 
fällig, aber erfolgreich, schien die 
Bundesre gierung im Mai 1983 prwfiirh 
gefunden zu hahen. Denn bis «fahfn 
mußte durch Affär en und B kletf * 
noch jeder Amtspräsidient vorzeitig 

derrnggjrvnieren 

‘ Dr. Otto John war nach der Grün- 
dung der Bundesrepublik Deutsch- 
land als ehemalig e Angehöriger des 
Widerstandes gegen die NS-Herr- 
schaft 1950 zum ersten Amtschef er- 
nannt worden. John hatte zum Wider- 
standskreis Bonhoefffers gehört In 
seiner Amtszeit erlebte der Verfas- 
sungsschutz den eisten schweren 
Rückschlag. Am 20. Juli 1054, den 
Gedenktag an das gescheiterte Atten- 
tat gegen Hitler, tauchte John in Ost- 
Beriin auf -und wurde vtm den So- 
wjets als G älinngftg nr für rir<> Kam- 
pagne gegen die Demokratie im 

freien Teil T VirtsrhTnndg 

Nach seiner Rückkehr in den We- 
sten - von Freunden aus dem Wider- 
stand, dam gehörten Kaiserenkel 
Prinz Louis Ferdinand rmd der dä- 
nische Jo urnalis t Ttenri^Henrilrw^ 
arrangiert behauptete John, ein 
Freund, der Berliner Frauenarzt und 
SalnnknmiTHmwrt Wolfgang Wohlge- 
muth hätte ihn entfuhrt; nach Fest- 
stellung des Bundesgerichtshofes 
war der Verfassungsschatzchef je- 
doch freiwillig, wenn auch vielleicht 
unter Alkoholeinfluß, in die .DDR“ 
übergetreten. Das Urteil: vier Jahre 
Haft. 

Nach dem Verschwinden Johns 
war der damalige Chef des Bundes- 
kriminalamtes Hanns Jess, der be- 
reits 68 Jahre war und auf die Pensio- 
nierung wartete knapp ein Jahr nur 
kommissarisch mit der Führung der 
Dienstgeschäfte beanftragt : - 
Der eigentliche John-Nachfolger 


Hubert Schrubbers, ehemaliger Düs- 
seldorfer Generalstaatsanwalt, lei te te 
das Amt zwar fast 17 Jahre - vom 
L August 1955 bis zum 30. April 1972; 
doch sechs Monate vor der Pensionie- 
rung wurde er wegen seiner NS- Ver- 
gangenheit zum Rücktritt gezwun- 
gen. 

Unter Nachfolger Günther NdDau 
gab es die kürzeste Amtszeit aller 
Verfassungsschutz-Präsidenten. Otto 
John war zwei Monate länger im Amt, 
als sp ektakulär es Auf tauchen in 

Ost-Berlin in 

die erste schwere Krise stürzte. „Nol- 
lau hat trotzdem mehr Schlagzeilen 
gemacht als Otto John, obwohl er 
nicht in den Osten überwechselte“, 
schrieb Hendrik van Bergh, langjäh- 
riger Sprecher des Amtes, in dem 
Buch .Köln 4713“ (4713 ist bis heizte 
unverändert die Telefonnummer der 
Verfassungsschutz-Zentrale). „Auf 
seinem Champion-Pokal“, so van 
Bergh, „stehen drei Namen: Herbcat 
Weimer - Günter G ufliamne und 
.Capital*“. Aus diesem Grund seien 
auch die Folgen und Nachbeben der 
JVzaNollan“ nachhaltiger als die sei- 
ner Vorgänger gewesen. 

Van Bergh, von 1901 bis 1974 Refe- 
rent für Gf fantHi*hilrartggr h«»Tt rm BfV, 
Geheim schutzreferent und Lehrer an 
der Schule des Amtes, über den Sach- 
sen Nollau: „Mit dem Namen NoDau 
ist eine Entwicklung im BfV verbun- 
den, die für jeden Nachrichtendienst 
der Welt verhängnisvolle Folgen hat 
die Politisierung des Dienstes.“ 

Die Affäre Gufflaume führte 
sehliefilieh zum Rücktritt NoDaus. 
Ihm wurde unter anderem vorgehal- 
ten, er sei „mit der SPD-Spitze zu 
stark und gegen den Kanzlerspion 
GuiDaume zu schwächlich en gagiert 
gewesen“ („Spiegel“). Am 1. Dezem- 
ber 1966 wurde die Große KnaHtinn 
gebildet; einen Monat später rückte 
Nollau als Vizepräsident in die Amts- 
leitung auf Über che dann folgenden 
Auseinandersetzungen nach dem En- 
de der Großen Koalition zwischen 
dm neuen Koalitionspartnern SPD 
und FDP schreibt van Bergh in seiner 
Dokumentation: „Mit dem Ende der 
Großen Koalition begann eine neue 

Epoche im - Ver hältnis Regierung - 



ist die Botschaft 
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Geheimdienste.“ Dm neue Innenmi- 
nister Hans-Dietrich Genscher habe 
den „rechten Flügel im BfV stark“ 
machen wollen. 

Um den Posten des Vizepräsiden- 
ten für einen FDP-Mann freizube- 
kommen, wurde Nollau 1970 als Lei- 
ter der Abteilung „ÖS“ (Öffentliche 
Sicherheit) ins T tonriesin'np'nminig tA- 
rium v erse tzt; neuer Vizechef wurde 
der FDP-Mann Werner Smoydzin. 
„Nach zwei Jahren“, so van Bergh, 
„war es soweit Genscher wollte Nol- 
lau loswerden, und Wehner wollte 
NoDau auf dem Posten des BfV-Prä- 
aidenten haben.“ 

Die Ablösung Noflaus,' dem „Capi- 
tal“ schließlich vorgeworfen hatte,» 
sei „Doppelagent“, was Nollau erheb- 
liches Schmerzensgeld eintrug, weil 
der Vorwurf nicht belegt werden 
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Geschottert «ad als Vcnänriksr 
verurteilt: AetscWf Otto loin 
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O u s c h u H uit au MS-Vutnauau 
Amtschof Huburt kMUm 
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dar Affäre Guil- 
toomm AMtsdmf Gfether Holk» 
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GosdwitMt « privaten Proble- 
RM Antscbef Richard Mater 

FOTO: LOTHAR KUCHARZ 


konnte, vollzog sich am 15. Septem- 
ber 1975 unter publizistischen imH 
politischen Gewittern. Bei seinem 
„Abgang im Nebel“ („Die Zeit“) ver- 
teidigte sich Nollau, im Fall J ohn ha- 
be die Existenz des Amtes auf dem 
Spiel gestanden, dagegen sei der Fall 
Guillaume weniger bedeutend. 

Nachfolger Richard Meier, der als 
Staatsanwalt 1957 aim Verfassungs- 
schutz kam und eine erfolgreiche Tä- 
tigkeit beim Bundesnachrichten- 
dienst (Leiter der Beschaffung) vor- 
weisen konnte, riet an Nollau ge- 
wandt, bei der Amtsübergabe: Jta der 
letzten Zeit waren Sie vor lauter Pul- 
verdampf nicht mehr zu sehen.“ Nol- 
lau habe die Grundsätze verschwie- 
gener und diskreter Arbeit „auf den 
Kopf gestellt“. 

Im Ruhestand in Oberbayern 
konnte Nollau dann rieben Jahre spa- 
ter den Sturz seines Nachfolgers ver- 
folgen. Nach einem Verkehrsunfall 
auf einer privaten Tour in den Tiroler 
Bergen, bei dem eine Bekannte Mei- 
ers ums Leben kam, mußte auch die- 
ser in den Ruhesta n d treten. 

Überschrieb NdDau seine Erinne- 
rungen mit „Der Abschied“, böte sich 
für den nun von der Vergangenheit 
ei n ge h olten Kollegen Hdlenbrokh 
der Titel „Die Katastrophe“ an. Van 
Bergh hatte bereits in seiner 1981 er- 
schienenen Dokumentation beklagt 
„Kein Psychologe im BfV und keine 
Psychologie in der Schule“. Dabei ge- 
be es in einem Nachrichtendienst 
„ständig und immer wieder so viele 
KhnfHVtfalle, Hie nach einem P<ty phn - 

logen schreien". Sozialpsycholo- 
gische Themen über die Ursachen für 
eine Lösung der Loyalitätsbindun- 
gen, die zu einem Verrat führen könn- 
ten, wurden von einem Juristen ledig- 
lich in der Schule des Verfassungs- 
schutzes behandelt 


Von WERNER KAHL 
er Kölner Zoo wird in diesem 
Sommer von Mitgliedern der 
sowjetisch» Handelsvertre- 
tung gemieden. Die Gründe für die 

Scheu werden in der kommenden 
Woche publik, wenn der Sowjetftmk- 
tionär Jewgeny SemJjakow im Düs- 
seldorfer Oberlandesgericht der Spio- 
nage angeklagt wird. 

Der Russe war am 13. April am 
Ei ng a n g des Tierparks bei einem 
Agententreff festgenommen worden. 
Vergeblich pochte er auf seinen Aus- 
weis, ein rosafarbenes Dokument 
Das bot ihm jedoch keine diploma- 
tische Immuni tät. Der angebliche 
Handelsmann wurde als Agentenfuh- 
rungsoffizier und hauptamtlicher An- 
gehöriger an einer sogenannten lega- 
len Residentur für einen sowjetischen 
Nachrichtendienst in der Bundesre- 
publik Deutschland enttarnt 
Legale Residenturen sind „Stütz- 
punkte eines geheimen Nachrichten- 
dienstes im Operationsgebiet, unter 
dem Schutz einer offiziellen (legalen) 
Institution“. Aufgabe der Mitarbeiter 
ist es, sachlich tendienstlich gegen 
das Gastland zu arbeiten“. Bei den 
off? gelten Institutionen handelt es 
sich um Botschaften, Konsulat e, Han- 
delsvertretungen, Müitärmissionen, 
Luftfahrtgesellschaften, Reiseagent- 
uren, Niede rlassung en s taatlich er 
Wirtschaftsorganisationen des So- 
wjetblocks und Korrespondentenbü- 
ros von Presse, Funk und Fernsehen 
östlicher Mediän- Unter vielfältiger 
Tarnung arbeiten hier Fuhrungsoffi- 
ziere, um Agenten zu gewinnen. 

Die Spionageabwehr hat Erkennt- 
nisse, daß etwa 30 Prozent aller Mitar- 
beiter von diplomatischen oder ge- 
werblichen Vertretungen aus Staaten 
des Warschauer Paktes in der Bun- 
desrepublik Deutschland und ande- 
rer westeuropäischer Staaten für ihre 
militärischen und zivilen Nachrich- 
tendiensten tätig sind. An der Bonner 
Botschaft des Kreml sind zwischen 60 

und 80 Na ghriffhtenofBripr p ninri um 

die Uhr im Einsatz. Bei den sowjeti- 
schen MDitärmisrionen in Frank- 
furt/Main, Bünde (Westfalen) und Ba- 
den-Baden werden sogar alle Ange- 
hörigen dem militärischen Geheim- 
dienst GRU zugerechnet 
ln den Residenturen östlicher 
Nachrichtendienste in Bonn arbeiten 
neben den ND-Offmeren, Techniker, 
Funker, Chiffreure, spezielle Sicher- 
heitsoffiziere und Büropersonal Die 
Bonner Residentur des- KGB leitet 
General Tschistm, der zugleich den 
Rang eines Botschaftsrates bekleidet 
und somit durch diplomatischen 
Schutz der deutschen Justiz entzogen 
ist Ihm droht lediglich, daß die Bun- 
desregierung ihn zur Persona non 
grata erklärt. 

Die Sowjetreridentur stellt - nach 
Angaben von Überläufern und Beob- 
achtungen der Spionageabwehr - or- 
ganisatorisch ein verkleinertes Ab- 
bild der „Ersten Hauptverwaltung“ in 
Moskau, dar, die innerhalb des KAR 
für die Auslanrisanflrlän mg zustän- 
dig ist Dieser Hauptverwaltung sind 
die legalen Residenturen unterstellt 
Die Organisationseinheiten, wie es in 
der Fachsprache heißt sind jeweils 
nach. „Linien“ eingeteilt. 

Die „Linie PR“ ist die größte in dg 


Bonner Residentur. Etwa 15 bis 20 
Nachrichtenoffiziere arbeiten an der 
Beschaffung politischer und wirt- 
schaftlicher Daten. Vorrangige Auf- 
klärungsziele sind die Bundesregie- 
rung, die Verwaltung, der Bundestag 
und die politischen Parteien. Leiter 
der politischen Linie ist ein Oberst 
des KGB. 

Die wissenschaftlich-technische 
„Linie X“, die der Verwaltung „T“ in 
der Moskauer KGB-Zentrale unter- 
stellt ist ist spezialisiert auf Spitzen- 
technologie und militärisch verwert- 
bare Grundlagenforschung. 

Die Nachrichtenoffiziere von „X“. 
meist Ingenieure und Naturwissen- 
schaftler, werben und führen Agen- 
ten in Forschungseinrichtungen und 
Entwicklungsabteüungen von Wirt- 
schaftsunternehmen sowie im Be- 
reich des Handels zur Beschaffung 
von Produkten der Spitzentechnolo- 
gie, die Embargobestimmungen un- 
terliegen. Der angeklagte Jewgenij 
SemJjakow gehörte zur „Linie X“. 
Ein Technik-Spion aus dieser Gruppe 
war auch Semjjakows Vorgänger, der 
Russe Gennadij Bataschew, ebenfalls 
als Mitglied der Handelsvertretung 
getarnt Bataschew war 1983 festge- 
nommen worden und nach seiner 
Verurteilung ausgetauscht worden. 

Eibebliche Bedeutung hat auch die 
„Linie KR“. Die Offiziere dieser Linie 
haben die Aufgabe, Nachrichten- 
dienste, Polizei und andere Sicher- 
heitsbehörden auszuspähen sowie 
die Emigrantenszene zu beobachten. 
Ferner sollen sie Versuche westlicher 
Dienste, das KGB beziehungsweise 
GRU zu unterwandern, abwehren. 

Die „Linie N“ wurde zur Unterstüt- 
zung der „Illegalen“ (Nelegaly) einge- 
richtet Bei dies» Gruppe handelt es 
sich vor allem um KGB- Angehörige, 
die mit falschem Namen in die Bun- 
desrepublik eingeschleust werden. 
Die Geheimdienstler fuhren beson- 
ders „sensible Quellen“, ln Krisenzei- 
ten, etwa beim Abbruch der diploma- 
tischen Beziehungen, sollen sie die 
Agentennetze der legalen Residentu- 
ren übernehmen. Die Führungsoffi- 
ziere der in Bonn eingesetzten Mitar- 
beiter von „N“ befinden sich daher 
nicht in der Bundesrepublik, sondern 
in Moskau. Zu den Aufgaben von „N“ 
gehört es, mit Hüffe angeworbener 
Agenten in Einwohner meldeäm tern 
alle für die „Legalisierung“ einge- 
schleuster Sowjetspione notwendi- 
gen Dokumente zu beschaffen, dazu 
Vordrucke von Originalpapieren für 
Fälschungen. Die „Linie N“ muß fer- 
ner „tote Briefkästen“ leeren. 

Auf der Etage der beiden Geheim- 
dienste in der Bonner Botschaft lau- 
fen rund um die Uhr Tonbänder. Die 
Femmeldeaufklarung hört Funk- 
sprüche der deutschen Polizei, des 
Bundesgrenzschutzes und von Mini- 
sterien ab: Gespräche von Autotele- 
fonen werden mitgeschnitten und 
Spezialisten sind bemüht, den Nach- 
richtendienst in das Telefonnetz 
wichtiger Behörden und für die Spio- 
nage interessanter Privatpersonen 
„ einzuhang en“. Die Tschekisten mo- 
derner Prägung erfüllen so den Auf- 
trag, die revolutionären Interessen 
des Sowjetimperiums am Rhein of- 
fensiv wahlzunehmen. 

Ende 
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Deutscher Direkt-Marketing-Prei» 1985 . Gold- Silber -Bronze. 
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Im vorigen Jahr war kremiere" für den Deutschen Direkt- 
Maricetmg-Preis. Und jetzt wird dieser attraktive Preis 
alljährlich ausgeschrieben. Und zwar gemeinsam vom ADV 
(Allgemeiner Direktwerbe- und Direktaaiketing-Verband) 
und der Deutschen Bundespost 
Bewertet werden Direk^Märiceting^Kampagnen, die in der 
Zeit vom 17.1984 - 30.91985 entwickelt und per Post gestreut 
worden sind. Eine Jury namhafter Fachleute aus Werbung 
und Wirtschaft wählt in den Kategorien «Konsumgüter", 
„Industrie“, „Dienstleistungen”, _3usmess-to-Business” und 
^Spendensammlungen“ jeweils die besten Kampagnen aus. 
Und erstmalig in diesem Jahr: Den Sonderpreis „Btx”für das 


beste Direkt-Mariceting im Bfldschirmtext--Pix)giamnL 
Die Preisverieünmg erfolgt anläßlich des ÄDV-Kongresses, 
der vom L12. - 3.19 J985 in D ügapilrtnrrf 
Weitere Iriformationen und alle Unterlagen für die Iteflnahme 
eft aJt e n Sie vom ADV Schieisteiner Str. 29, 6200 Wiesbaden. 
Einsendeschluß ist der 15.10 J985 (beim ADV eingehend), 
hassen Sie sich Ihre beispielhafte Arbeit als Gestalter, 
Berater; Agentur oder Auftraggeber bestätigen. Wir freuen 
uns auf Ihre Einsendungen 1 . 
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100 deutsche 
Lehrer nach 
Zimbabwe 


MANFRED NEUBER, Bonn 
Der deutsche Steuerzahler subven- 
tioniert den Einsatz von 100 Lehrern 
aus der Bundesrepublik Deu tschland 
im afrikanischen Zimbabwe, das 
nach den letzten Wahlen von Mini- 
sterpräsident Robert Mugabe be- 
schleunigt in einen sozialistischen 
Ein parteistaat umfunktioniert wird. 
In dieser Woche fliegt die dritte 
Gruppe deutscher Lehrkräfte seit 
Jahresbeginn nach Harare. Sie wer- 
den an Sekundarschulen hauptsäch- 
lich naturwissenschaftliche Fächer 
unterrichten. Während des vierjähri- 
gen Aufenthaltes in Zimbabwe sollen 
sie eine „praxisgerechte Ausbildung" 
leisten. 

Mehr als 3000 zumeist arbeitslose 
Lehrer, vorwiegend aus dem süd- 
deutschen Raum, hatten sich um ging 
Anstellung in Afrika beworben. Die 
hundert Auserwählten wurden von 
der Deutschen Stiftung für interna- 
tionale Entwicklung auf dem Uhlhof 
in Bad Honnef für diesen speziellen. 
Einsatz vorbereitet 
Die Entsendung in den afrikani- 
schen Busch basiert auf einer Verein- 
barung mit der Regierung Zimbab- 
wes, die Jürgen Warake (CSU), der 
Minister für wirtschaftliche Zusam- 
menarbeit in Harare getroffen hat 
Zimbabwes Erziehungsminister 
Dzingai Mutumbuka inspizierte un- 
längst in Bad Honnef - wie er sagte - 
„meine Mitarbeiter. 

Über eine Sonderabteilung der Ge- 
sellschaft für technische Zusammen- 
arbeit (GTZ) wird das schulische Pro- 
gramm abgewickelt; in Zimbabwe 
werden die deutschen Lehrer von der 
Otto- Benecke-S tiftung betreut Nach 
den ersten Erfahrungsberichten lauft 
der Einsatz ohne große Probleme. 

Zimbabwes Schulbehörde zahlt 
den deutschen Lehrern nur die orts- 
üblichen (geringen) Gehälter. Für die 
Differenz zu den Bezügen in der Bun- 
desrepublik, die A usland «rfnTag A und 
etwaige Reise- und Mietzuschüsse 
kommt das Entwicklungshilfemini- 
sterium auf. Die Gesamtsumme be- 
läuft sich auf Millionen. 

Somit kommt deutsche Entwick- 
lungshilfe einer Regierung zugute, 
deren erklärtes Ziel die Umwandlung 
der pluralistischen Ordnung in Zim- 
babwe in einen sozialistischen Ein- 
heitsstaat ist Politische Beobachter 
befürchten, die Wahl im Juli könnte 
die letzte freie Stimmabgabe im frü- 
heren Rhodesien gewesen sein. 

Ministerpräsident Robert Mugabe 
hatte bereits vor Jahresfrist ein all- 
mächtiges Politbüro nach kommuni- 
stischem Vorbild eingesetzt Seither 
soll Zimbabwe nach dem „demokrati- 
schen Zentralismus“ regiert werden. 
Die schwarze Opposition wird ver- 
folgt die verbliebenen Europäer wer- 
den eingeschüchtert und zum Verlas- 
sen Zimbabwes veranlaßt 
Im Exil klagte der schwarze Pfarrer 
Sithole, ein früher maßgeblicher Poli- 
tiker in Rhodesien: „Dieser Einpartei- 
staat entsteht nicht aus unserem 
Volk, durch das Volk und für das 
Volk, sondern als ein Staat von einem 
Manne, durch einen Mann und für 
einen Mann.“ Sithole warnt vor einer 
marxistischen Diktatur. Mugabe legt 
die Parlamentswahl als ein Plebiszit 
für seine Pläne aus, die Unabhängig- 
keitsverfassung zu ändern, die 
Schutzklauseln für die Minderheiten 
enthält und Zimbabwes Gesellschaft 


Der Run auf die Bonner 
Mandate hat begonnen 


HERBERT SCHÜTTE, Hamburg 
Die erste Kampfa h atimmiing für 
den nächste n Bundestag ist ent- 
schieden. Die KanriirintAwlrftTifciir - 
renz hieß: Voscherau gegen Vosche- 
rau. Der 44jährige SF&-PoEtiher 
Hennin g Voscherau, seit Wochen öf- 


fentlich unentschlossen, ob er als 
Vorsitzender der SFD-Bürger- 
schaftsfraktion in Hamburg bleiben 
oder sein künftiges Wirkuugsfeld als 
Abgeordneter des Wahlkreises Ham- 
burg-Wandsbek in Bonn suchen soll- 
te, hat am Dienstag abend den Ver- 
richt auf eine Kandidatur für den 
Bundestag bekanntgegeben. 

Der Jurist lehnte sich bei der Be- 
gründung für den von seiner Partei 
ungeduldig erwarteten Beschluß an 
ein Zitat Herbert Wehners: „Ich zie- 
he den Karren, solange es der Karren 
wDL" Erleichtert reagierte Bürger- 
meister Kinns von Dohnanyi auf den 
Verbleib seines wichtigsten Partners 



I andesbericht 

Hamburg 


im Regierungslager. „Die Entschei- 
dung des Fraktionsvorsitzenden un- 
terstreicht die Stabilität der politi- 
schen Führung in der Stadt.“ 

CDU -Fraktionschef Hartmut Per- 
schau befand den langwierigen Pro- 
zeß als „Personal-Theater“, auch 
Mitglieder des SPD-Landesvorstan- 
des erkannten in dem Öffentlichen 
Zaudern „eine tüchtige Portion Ko- 
ketterie“. Doch die Erleichterung, 
daß der als Integrationsfigur kaum 
ersetzbare Notar der Landespolitik 
Vorrang vor Bonner Ambitionen 
gibt, ist in der SPD ungeteilt 

Das Personalkarussell ist in der 
Hansestadt eher in Schwung gekom- 
men als in anderen Bundesländern, 
denn die Termine für Bürgerschafts- 
und Bundestagswahlen liegen an der 
Elbe nur wenige Wodien auseinan- 
der. 

Die Stimmabgabe für das neue 
Tjndpapariflmont wird aller Voraus- 
sicht nach im November 1986 statt- 
finden, die Bundestagswahlen fol- 
gen Anfang 1987. Die SPD will ihre 
Kandidaten für beide Wahlen bei ei- 
nem Parteitag nominieren, der be- 
reits für den Februar festgesetzt ist 

Da schon im Februar die Kandida- 
tenliste sozusagen notariell abgeseg- 
net werden soll, hat der Vorlauf in 
den unteren Partei gl tedpnmgpn be- 
reits begonnen. Hier steht der 
Kamp f um den SPD-Wahlkreis Nord 
im Vordergrund. Hans Apel, ge- 
schlagener „Berlin-Heimkehrer“, 
muß den Kampf mit dem 45 Jahre 
alten Kaufmann Hermann Scheune- 
mann anfaphmPTi- Der Kreisvor- 
stand wirft dem Hobby-Segler Apel 


vor, seit 1974 vom Kurs dieses vor- 
wiegend links getrimmten Kreises 
ghwidriffcen, etwa in Fragen der 
Nachrüstung, der Atomenergie und 
des Umweltschutzes. 

Landesvorsitzender Ortwin Run- 
de, Exponent der Li nk en im Partei- 
vorstand, hat Apel nach eigenen 

Worten bei den letzten drei Kandida- 

tenaufctellungen Flankenschutz ge- 
lben, jetzt hält er sich strikt heraus 
und verweist auf die Autonomie der 
Wahlkreiskonferenz. 

Der telefonische Bescheid der 
Krcnw n ^ritzenden von Nord, H elgnt 
Fischer-Menzel, bei Ehefrau Ingrid, 
Hans Apel sei „nicht länger tragbar", 
erwies sich alfenting s von der Form 
he 1 als ein Eigentor. „Das war die 
größte denkbare Wahlhilfe für Hans 
Apel“, urteilt ein Parteifreund aus 
Bonn. In der Tat löste dieser Ver- 
such kühlen Verabschiedung 
e ine bundesweite Sympathiewelle 
aus. Ob die „Nord-Linken“ tatsäch- 
lich ihren Vertreter Hermann Scheu- 
T V»mann durchbringen, ist noch kei- 
neswegs sicher. 

Ins Schwimmen geraten ist auch 
der SPD-Abgeordnete Eugen Glom- 
big. Zwar bescheinigte die stellver- 
tretende SPD-Fraktionsvoraitzende 
Anke Fuchs erst in dieser Woche 
ihrem Parteifreund, er sei „für die 
Bonner Sozialpolitik „unverzicht- 
bar“. Doch der Obmann der Bundes- 
tagsfraktion für die Sozialpolitik ge- 
hört d«*™ Hnh«»n Haus fast 25 Jahre 
an, und daß Voscherau öffentlich die 
Kandidatur für das Wandsbeker 
Mandat erwog, erfahr Glombig nur 
aus den Zeitungen. 

Der Favorit, den der Kreisvorsit- 
zende von Wandsbek, Bürgermeister 
Alkfons Pawelczyk nach Voscheraus 
Verzicht für den Bundestag ausge- 
guckt hat, heißt Peter Zumkley, 
Oberst wie ehemals pawelczyk, zur 
Zeit Vizelmmmandp ur der Panzer- 
Grenadier -Brigade 16. Der Distrikt 
Wandsbek bat ihn bereits offiziell 
vorgeschlagen, das letzte Wort haben 
die Delegierten der Wahlkreiskonfe- 
renz Wandsbek. 


Für Helmut Schmi dt, de r bereits 
vor zwei Jahren in der WELT seinen 
Abschied dam Bundest a g ange- 
kündigt hatte, wül sich in Bergedorf 
der Studienrat Rolf Niese bewerben. 
Die Wahl des Bergedorfer Kreisvor- 
sitzenden gilt als sicher, wenn nicht 
der in den Bundestag nachgerückte 
Feuerwehrmann Uwe Hanson, faTte 
er aus dem Wahlkreis Altona ver- 
drängt wird, in Helmut S chmid ts al- 
tem Revier eine neue politische Hei- 
mat sucht 


Bisher hat S chmidt zur Nacb- 
foIg e-Frage geschwiegen: Der künf- 
tige ZEIT- Verleger hält sich in in- 
nenpolitischen Fragöi zurück, selbst 
wenn sie seinen Wahlkre is betreffen. 


nach dem „wissenschaftlichen Mate- 
rialismus“ in Zukunft auszurichten. 


Rohrbruch in 
Kernkraftwerk 
bei Koblenz 


DW. Koblenz 


Ein Leck im Speisewassersystem 
hat den Warmlauf-Probebetrieb des 
neuen Atomkraftwerkes Mülheim- 
Kärlich bei Koblenz unterbrochen. 
Nach Auskunft des Informationsbü- 
ros der RWE war auf einer Länge von 
einem Meter ein Wasserrohr von 40 
Zentimetern Durchmesser geplatzt. 
Aus dem Leck trat 180 Grad heißes 
Wasser aus und setzte das Maschinen- 
baus unter Dampf. Menschen kamen 
nicht zu Schaden. Das Rohr soll zum 
Zeitpunkt des Zwischenfalls unter ei- 
nem Druck von etwa 60 bar gestan- 
den haben. 


Das gesamte Sytem war nach Aus- 
kunft des RWE-Sprechers zuvor 
schon mit einem Druck bis zu 180 bar 
belastet worden. Zur Zeit werden in 
dem Atomkraftwerk der primäre und 
der sekundäre Wasserkreislauf gete- 
stet Dabei sind im Reaktorkern zwar 
schon Brennstäbe eingelagert, sie 
produzieren allerdings noch keine 
Wärme, sondern die Anlage wird 
künstlich aufgeheizt 


Der Nuklearbetrieb in dem betrof- 
fenen Reaktor sollte ursprünglich in 
diesem Herbst anlaufen. Die Teil- 
errichtungsgenehmigung dazu steht 
b islan g noch aus. Die Inbetriebnah- 
me des Reaktors war für das kom- 
mende Frühjahr geplant Nach Aus- 
kunft des rheinland-pfälzischen Wirt- 
schaftministe riums wird die Ertei- 
lung der Genehmigung nun von der 
vollständigen Klärung der Ursache 
für den Zwischenfall a b hä ng i g ge- 
macht Mit den betroffenen Rohren 
müssen auch alle anderen Rohrsyste- 
me des Kraftwertes überprüft wer- 
den. Möglicherweise liegt aber ein 
Bedienungsfehler vor. 


Albrecht: Verschmutzung der 
Elbe gefährdet auch „DDR“ 

Ost-Berlin zu Verhandlungen über Reinhaltung aufgefordert 


faj. Hannover 


„In ihrem eigenen Interesse“ sollte 
die „DDR“ mit Niedersachsen über 
die Reinhaltun g der Elbe verhandeln. 
Dazu hat Ministerpräsident Emst Al- 
brecht (CDU) in einem Fernsehinter- 
view die kommunistische Staatsfüh- 
rung in Ost-Berlin aufgefordert Zu- 
vor war bekannt geworden, daß die 
„DDR“ Verhandlungen über die 
Strommitte als Grenzlinie zur Vorbe- 
dingung für Umweltschutz-Gesprä- 
che erklärt hat (WELT v. 28.7). Die 
„DDR“ müsse begreifen, fahr Al- 
brecht fort, daß „ihre Lebensgrundla- 
gen durch die Verschmutzung der El- 
be genauso gefährdet“ seien wie die 
der Bundesrepublik Deutschland. 


Bei Schnackenburg, wo der Fluß 
die Grenzlinie schneidet, enthält je- 
des Kilogramm Schlick im Flußbett 
20 bis 35 Milligramm Quecksilber und 
20 bis 40 Milligramm Cadmium - seit 
Jahren unverminderte Werte, die die 
Belastung des Rheins bis zum Zehn- 
fachen übertreffen, die der Weser 


oder der Donau sogar um das Zwan- 
zigfache. 

Albrecht untermauerte seine For- 
derungen mit dem Hinweis auf sein 
Zusammentreffen mit CSSR- Außen- 
minister Bohuslav Chnoupek vor ei- 
ner Woche. Dieser habe sich „auf ab- 
sehbare Zeit“ für Vereinbarungen zur 
Entlastung der Elbe „sehr aufge- 
schlossen“ gezeigt; Industrieabwäs- 
ser von der tschechischen Seite des 
Erzgebirges tragen erheblich zur 
Schmutzlast des Stromes bei 

Zu den Grenzäehungs-Forderun- 
gen der „DDR“ verwies Albrecht auf 
die durch Dokumente der Alliierten 
belegte Rechtslage, wonach die Fluß- 
grenze zwischen Lauenburg und 
Schnackenburg auf das Ostufer fest- 
gelegt ist 

Zugleich verlangte die FDP im Nie- 
dersächsischen Landtag, „Wirt- 
schaftskredite für die DDR von der 
Elbe-Sanierung abhäng ig zu ma- 
chen“, sofern Ost-Berlin an seinem 
Grendinien-„Junktim“ festhalte. 


Roski bewarb sich 
unter „Aufsicht“ 


AP, Koblenz 
Der 3Q|ährige frühere Regierungs- 
rat Franz Arthur Roski hat sich vor 
fünf Jahren auf Wunsch des Staatssi- 
cherheitsdienstes der „DDR“ beim 
Bundesnachrichtendienst in PuÜach 
beworben und das Bewerbungs- 
schreiben unter Aufsicht seines Fub- 
rungsoffiziers aus der „DDR“ ge- 
schrieben. Dies «klarte der wegen 
gehpimdienstlieher Tätigkeit für die 
„DDR“ angeklagte Roski vor dem 
Oberlandesgericht Koblenz, Mit d em 
Fuhrun gsofßzier habe er auch Einzel- 
heiten möglicher späterer Sicher- 
heitsüberprüfungen durch Behörden 
der Bundesrepublik Deutschland be- 
sprochen. Zur Ablehnung seiner Be- 
werbung sagte er gestern: „Das war 
mir ganz lieb.“ Aus dem Bundesamt 
für die Anerkennung ausländischer 


Flüchtlinge in Zirndorf lieferte Roski 
zwischen 1979 und 1982 eine Organi- 
sationsübersicht und Charakterbe- 
schreibungen seiner drei Vorgesetz- 
ten an die „DDR“. 


Unionsantrag zur 
Entwicklungshilfe 


dpa, Bonn 

Als Beitrag zu einer Neuorientie- 
rung in der Ent wi rlrlnngshilfa hat die 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion »inen 
Antrag vorgeiegt, der zu einer stärke- 
ren Unterstützung von Privatorgani- 
sationen in den Entwicklungsländern 
f uhre n soll Die Hilfe soü rite arme 
Bevolterungsmehrheit in den Län- 
dern der Dritten Welt direkter als bis- 
her erreichen. Statt Großpnojekten 
sollen vermehrt kleine Projekte ein- 
gesetzt werden. 

Der entwicklungspolitische Spre- 
cher der FDP-Fraktion, Wolfgang 
Rumpf sagte zu der Initiative des 
Koalitionspartners, Änderungen an 
dem Antrag seien noch nötig, damit 
s e in e Fraktion ihn mittragen könne. 
In der vorliegenden Form erwecke 
der Antrag den Eindruck, als ob die in 
vielen Entwicklungsländern ausblei- 
benden Erfolge lediglich auf falsche 
wirtschaftliche und gesellschaftliche 
Bahmenbedingung en zurückzufüh- 
ren seien. 


Möllemann sieht Möglichkeiten 
für Vertrag über Atomversuche 


Aber die Sowjets verweigern sich einer Prüfung an Ort and Stelle / Konferenz in Genf 

RÜDIGER MDNIAC, Bonn 
In Genf hat die dritte Überpru- 

fungslumferenz zum Vertrag über die Nach Mölkmanns Darlegung ist in- 
Nichtvertaeluxig von Atomwaffen, zwischen die seismographischeTech- 


scheiterte* Inspektionen vor Ort zuzu- 
lassen. 


begonnen. In mehrwöchigen Bera- 
tungen, die bis zum 24. September 
dauern sollen, sind die Delegationen 
von 131 Ländern darum bemüht, in 
jedweder Weise die Instrumente zu 
verbessern, die weltweit die Nutzung 
der Kernenergie zu müitäriscben 
Zwecken bremsen und schließlich 
gar verhindern soDen. 

Zum Auftakt der Konferenz ließ 
der Generalsekretär der Vereinten 
Nationen, Perez de CueHar, durch sei- 
nen für Abrüstungsfragen zuständi- 
gen Stellvertreter eine Botschaft ver- 
lesen, in der in erst» Unfe die Groß- 
mächte auf gefordert wurden, den 


Vertragsbestimmungen zum Durch- 
bruch zu verhelfen, die, vor altern im 

Artikel 6, die Kemwaffenstaaten zu 

nuklearer Abröstung augprdem. 


Für die Delegation der Bundesre- 
publik Deutschland wird de- Staats- 
minister im Auswärtigen Amt, Jür- 


gen Möllemann, am Don- 

nerstag auf der Konferenz sprechen 
und ein System zur weltweiten Beob- 
achtung von Kernexplosionen Vor- 
schlägen. 

Nach Ansicht der Bundesregierung 
würde es helfen, die technischen Vor- 
aussetzungen für den Abschluß eines 
umfassenden Teststoppabkommens 
zu schaffen, das zwar seit mahr als 
einem Jahrzehnt gefordert wird, des- 


sen Abschluß jedoch an der ständi- 
gen Weigerung der Sowjetunion 


nik dermaßen verfeinert worden, daß 
Atam e xp fosi onen bis zu emw Grö- 
ßenordnung „im taktischen Bereich“ 
siche r feststellbar seien. Anhand ei- 
nes Netzes seismischer Meßanlagen 
und der Möglichkeit, bei umriaren Si- 
tuationen durch Prüfung vor Ort zu 
entscheiden, ob verbotenerweise eine 

konnte, sj»fr t r die Bundesregierung ei- 
nen gangbaren Weg zu einem umfas- 
senden Teststoppabkommen. 

Bisher gibt es aTteHingc ksiwe An- 
zeichen dafür, daß die Sowjetunion 
auf rite<i>T» Bnnw»r Vorschlag einge- 
hen wÜL Die USA unterstützen ihn. 
Präsident Reagan hat schon vor Wo- 
chen, als der sowjetische Parteigene- 
ralsekretär Gorbatschow einseitig bis 
zum Jahresende einen zeitweiligen 
Teststopp verkündete, mit der Einla- 
dung an Moskau reagiert, Beobachter 
zur nächsten amerikanischen Ver- 
sucbsexplosion in die Wüste von Ne- 
vada zu entsenden. Die USA sind so- 
mit grundsätzlich damit einverstan- 
den, zur Überwachung umfas- 
senden Teststopps auch eine Inspek- 
tion VOr Ort ZU Prfenhon 

Neben den 131 Unterzeichnerstaa- 
t en de s Nic h tverhreit u ngsvertrages 
(NW) nehmen an der Genfer Konfe- 
renz auch zwölf Tänricr als Beobach- 
ter teil, die zum großen Teil zu den 
sogenannten Schwellenländern zu 

zählen sind, also auf grund eigener 


Eridaiungeo oder technologischer 

E^higkeiten als Staaten gelten, die in 

absehbarer Zeit über Kernwaffen ver- 
fiigen konnten. Möllemann z ähl t zu 
ihnen Arg entini en. Brasili en , Paki- 
stan, Israel, Nordkorea, Südafrika 
und Spanien. Insgesamt sehen Fach- 
leute zwanzig Staaten als Schwellen- 
lander an Zwei der fünf tatsächli- 
chen Kernwaffenstaaten, Frankreich 
und nhina, sind nicht Unterzeichner 
des NW-Vertrages. Unterschrieben 
haben ihn die USA, die Sowjetunion 
und Großbritannien. 

Nach der Generalaussprache wird 
die Konferenz bei Beratungen in drei 
Ausschüssen die Hauptziele de» Ver- 
trages, die Sicherung der Nichtver- 
breitung von Kernwaffen, die fried- 
liche Nutzung der Kernenergie und 
die Rüstungskontrolle von Atomwaf- 
fen, erörtern- Ob am Ende der Tagung 
Fortschritte in der Si ch e r ung der 

Nichtverbreitungundbei der nuklea- 
ren Abrüstung zu verzeichnen sein 
werden, möchten Fachleute nicht 
Vo raussagen. 

Sie weisen aber darauf hin, daß der 

Vertrag b isher insoweit sein Ziel er- 
reicht Hut, afa er ein politisches Klima 
gpyiaffep hata^ in dem die tatsäch- 
liche Ausbreitung von Kernwaffen 
auf weitere Staaten verhindert wer- 
den, wifripjgh aber die Nutzung der 
jfurwinwg ip zur Stromgewinnung in 
starkem M aBpi gnnehmen konnte. 
„Wer den NV-Vertrag wirklich erfül- 
len will, ist auf die ausschließlich 
friedliche Nutzung der Kernenergie 
verpflichtet“, heißt es dazu in Bonn. 


Bundeskartellamt 
ermittelt gegen 
ARD und ZDF 


AP, Berlin 

Das ft iinHpslrartpllam t ermittelt ge- 
gen ARD und ZDF wegen angebli- 
cher Absprachen bei der Übertra- 
gung von Fußballspielen. Die Berli- 
ner Behörde hat die beiden Femseh- 
anstalten angeschrieben und um Un- 
terlagen gebeten, die helfen sollen, 
die Vorwürfe aufzuklären. 

Wenn sich der Verdacht der Ab- 
sprache bestätigen sollte, wäre das 
ein Verstoß gegen das TTnrteligpggfr , 
sagte der Sprecher des KartriTamtPs, 
Hubertus Schön. Er wies daraufhin, 
daß der Deutsche Fußballbund 
(DFB) auch den privaten Femsehver- 
ans taHem die Übertragungen von 
Fußballspielen «nhip ten müsse. „Wir 
begrüßen die Privaten als neue Wett- 
bewerber“, erklärte der Sprecher, 
i ZDF-Intendant Dieter Stolte kriti- 
sierte den Schritt des Kartellamtes 
und fügte hinzu, er erwarte echte 
Konkurrenz durch die privaten An- 
bieter erst in fünf bis zehn Jahren. 


Scharfe Kritik 
an der 
Ärzteschaft 


dpa, Bochum 


Die Ärzte «nd nach Meinung des 
Hammer Genmalstaatsanwalts Wblf- 
gang Geißel auf dem besten Wege, 
„ein sozialisiertes Gesundheitswesen 
herbeizuzwingen“. In Bochum sagte 
der höchste Ankläger im bevÖlke- 
lungsreichsten Oberlandesgerichts- 
bezirk der Bundesrepublik, es sei 
höchste Zeit, daß „entsprechende 
Stellen administrativ tätig werden, 
um die Abrechnungspraxis transpa- 
renter zu machen“. 


Geißel erinnerte die Kassenärztli- 
chen Vereinigungen und die Kran- 
kenversicherungen an die dringend 
erfo rderliche Mithilfe Wenn nicht er- 
brachte Leistungen der leitenden Me- 
diziner jahrelang von den Kassen be- 
glichen worden seien, obwohl „der 
Arzt dann 200 Stunden in der Woche 
hätte arbeiten müssen“, stelle steh zu- 
dem die Frage nach dem Unrechtsbe- 
wußtsein der Betroffen. 


Ukrainischem 
Katholiken 
droht Prozeß 


KNA, Lemberg 


Die sowjetischen Justizbehörden 


bereiten offenbar einen „Mammut“- 


Prozeß gegen den Vorsitzenden des 
Zentralkontitees der ukrainischen 
Katholiken, JosyfTereJja, vor. Darauf 
Heuten umfangreiche Ermittlungen 
in Kreisen tikrainisrher BÜTgerrecht- 
ler und unter Gläubigen der in der 
Sowjetunion seit 1946 verbotenen 

likramisehJrathrilisehen Ki rche hin 

Teresa, der wegen seines kirchlichen 
Engagements bereits 20 Jahre Frei- 
heitsstrafe verbüßt hat, droben bei 
einer neuen Verurteilung bis zu zwölf 
Jahren Arbeitslager. Er war im No- 
vember 1984 untergetaucht, um sich 
der Verhaftung zu entziehen, mußte 
aber ein Ttrtinitpnhaiis aufauefaen, wo 
er am 8. Februar dieses Jahres verhaf- 
tet wurde. Nach langen Verhören in 
den Gefängnissen von Lemberg und 
Uzhorod wurde Terelja im Marz einer 
psychiatrischen Untersuchung unter- 
worfen. 


Die Vision vom Parzival-Europa 


Von FRIEDRICH MEICHSNER 


M it dem Segen Karol Wojtyfas 
hat Farzival von Rimini Besitz 
ergriffen. Die Ferienmetropole an der 
Adria, traditionelles Zentrum des 
.. he id ni sc he n“ sommerlichen Ver- 
gnügungsbetriebs, präsentiert sich 
seit dem letzten Wochenende auf ih- 
rem Messegelände als ein katholi- 
sches NashviUe-als Schauplatz eine« 
Jugendfestivals, das nach den Vor- 
stellungen seiner Promotoren e ine 
k u lturel l e Bewegung von unwider- 
stehlicher Kraft auslösen sofl. 

Unter dem Motto „Das Tier, Pand- 
val & Superman“ sind Zehntausende 
von Jugendlichen in der modernen 
Jahrmarkts-Atmosphäre von Rock- 
musik. Spektakel und fast fbod zu- 
sammengeströmt, um - geleitet vom 
geistlichen Zuspruch einer Papst- 
Botschaft - zwischen animalischer 
Triebha ft i gk eit und phantasieloser 
Übermenschlichkeit den christlich- 
menschlichen Weg, den Gral der Zu- 
kunft zu suchen. 


Fonnigcmi Als „Leader“ des „Movi- 
mento popolare“ wurde er bei der 
letzten Europa-Wahl auf der Liste der 
Democratia Christians (DC) mit einer 
Lawine von Vorzugsstimmen 
Straßburger Parlament gewählt 


ins 


Fonnigoni ist gleichzeitig einer der 
Initiatoren der von Johannes Paul IL 
geforderten kirchlichen Jugendorga- 
nisation „Comuniome e Liberazione“, 
die den Ruf einer „katholischen 
Sturmtruppe“ hat und auf der das 
„Movimento popolare“ als mächtige 
„Pressuregroup“ zur Erneuerung der 
Democratia Cristiana hervorgegan- 
gen ist Seit den letzten Parlaments- 
und Lokalwahlen stellt die Bewe- 
gung 30 der Christdemokrat! sehen 
Parlamentarier und mehr als 500 
Kommunalabgeordnete der DC 


Politiker hellhörig 


Mi t den Jugendlichen aus gan» Ita- 
lien, den Delegationen aus vielen 
Ländern Europas und sogar Latein- 
amerikas sind auch die Politiker ge- 
kommen. Das alljährlich vom katholi- 
schen „Movimento popolare“ (Volks- 
bewegung) und dessen kirchlicher 
Stammorganisation „Comunione e 
Liberazione“ (Gemeinschaft und Be- 
freiung) ausgerichtete Treffen, das 
sich im Laufe von sechs Jahren zu 
einer der bed e utend st en Manifesta- 
tionen der zeitgenössischen europäi- 
schen Jugendbewegung entwickelt 
hat, ist zum Forum geworden, das 
Her n New Yorker Kardinal GConnor 
ebenso interessant erscheint wie 
Bundesaußenmmister Hans-Dietrich 
Genscher für ein europapolitisches 
Podiumsgespräch mit seinem christ- 
demokratischen Kollegen Giulio An- 
dreotti und der sozialistischen Staats- 
sekretärin im französischen Außen- 
ministerium, Catherine La Lmniere. 


„Diese K a th ol ik e n unter der Füh- 
rung des Papstes beherrschen heute 
die politische Jugendszene“, stellte- 
dieser Tage mit leidvoller Anerken- 
nung der Sozialist Claudio Martelli 
fest „Sie ist nacb-sorialistisch.“ Dazu 
Fonnigoni: „Ich glaube, Martelli hat 
recht Wir haben die Illusionen der 
Ideologien und auch die auf diese 
ideologische Trunkenheit folgende 
Ernüchterung hinter uns. Ich glaube, 
wir haben eine Antwort auf die Fra- 
gen, die sich die Menschen - nicht 
nur die Jugendlichen - harte stei fen 
und die den eigentlichen Sinn der 
menschlichen Existenz betreffen. Wir 
suchen eine Verbindung von Idealität 

und Rai<hli<»hlrwt ** 


in der amerikanischen Wirklichkeit 
angewandt werden k önnen .“ 

Ebenso wie die Anwesenhat des 
amerikanischen Kardinals weist die 
Podiumsdiskussion mit Genscher 
und Andreotti über die europäische 
Einigungspolitik auf die über Italien 
hinausreichenden Ambitionen der 
Veranstalter hin - Ambitionen, die 
zweifellos von Pöpst Wojtyia unter- 
stützt werden, der schon selbst ein- 
mal nach Rfanlni gelrnrnmon ist 
Andreotti ist auf Sommerfestivals 
dieser und anderer Art ein alter Be- 
kannter. Im vergangenen Jahr vesrhalf 
er sogar dem kommunistischen „Fest 
der Unitä“ mit seinen umstrittenen 
Äußerungen zur Frage der deutschen 
Einhe i t zu internationaler Beachtung. 
Hier in Rimini schlagt er ganz andere 
deutschlandpolitische Töne an, als er 
mit der Bemerkung stürmische Hei- 
terkeit auslöst -^ Jahrzehntelang- hfl, 
ben wir gehört .Proletarier aller Län- 
der, vereinigt Euch! 1 , bis wir gesehen 
haben, daß eine Mauer errichtet wur- 
de, um diese Proletarier zu trennen.“ 
Genscher begründet seinen Auf- 
tritt auf diesem katholischen Parzi- 
vai-Festival kurz vorher mit den Wor- 
ten: „Wo man die guten europäischen 
Ideen vertreten kann, soll man das 
tun.“ Rauschender Beifall der weit 
über 13009 jugendlichen Zuhörer 
schlägt ihm schon bei seiner Ein- 
gangsbemerkung entgegen, daß er, 
wenn er Europa sage, auch an War- 
schau, Prag und Budapest denke. 


Die Attraktivität für die Jugend be- 
steht darin, daß ihr eine Synthese 
zweier scheinbar nicht miteinander 
zu vereinbarenden Gegensätze ange- 
boten wird. Gesellschaftspolitisch 
heißt das: eine Synthese von katholi- 
schem Integralismus und dem Be- 
dürfnis nac h Modernität und Weitof- 
fenheit, was auch Offenheit für ande- 
re Kulturen bedeutet 


Ovationen für Genscher 


Die treibende Kraft dieses „Sekten- 
mAeting s der Freundschaft zwischen 
den Völkern“, wie sich da Super- 
markt von Initiativen auf dem 50 000 
Quadratmeter großen Messegelände 
von Rimini offiziell nennt, ist ein bär- 
tiger junger M a nn , den der „Econo- 
mist“ kürzlich als einende- aufgehen- 
den Sterne am politischen Firma- 
ment Italiens bezeichnete: Roberto 


Die Möglichkeiten, die sich danm« 
ergeben, haben nicht nur Politiker 
von der Statur eines Andreotti längst 
erfaßt Auch die ah Gast in Rhmni 
anwesende Eminenz aus New York 
ist sofort hellhörig geworden. Kardi- 
nal O’Connor seht in $efriem Land 
ein Manko, dem er abhe lfe n will: 
„Nach diesen Besuch überlege ich 
mir, ob ich nicht einige q ualifiziert e 
Leute aus meiner Diözese schicken 
soü, damit sie Eure Bewegung von 
Grund auf studieren und e rgründen, 
wie deren Prinzipien und Methoden 


Die Begeisterung über dieses Be- 
kenn t ai s zum Europa des polnischen 
Papstes, das Fonnigoni auch durch 
ein an diesem Abend verkündetes 
Projekt einer Europäischen Kultur- 
ge me i nsch a f t aktivieren möchte, stei- 
gert sich zur minutenlange Ovation, 
als der Gast aus Bonn auf die rheto- 
rische Frage, ob es überhaupt noch 
größere Begeisterung als an diesem 
Abend geben könne, abschließend 
antwortet „Ich glaube ja, dann näm- 
lich, wenn es Vertretern aller Volker, 
die zu Europa gehören, ermöglicht 
würde, hier zu sein.“ 

Am Schluß entwirft Fonnigoni, an 
die Diskussionsbeiträge Genschers 
und Andreottis anknüpfend, die Vi- 
sion vom Parzival-Europa: Es müsse 
auf moralische Weite gegründet dür- 
fe nicht nur ein Europa derKaufleute 
sein; seine Einheit müsse für gan ? 
Europa offen sein. : ' 


CDU will ihre 

Wirtschaftspolitik 

besser darstellen 


pje.Bons 


In einem ^iskusäonspapier zur 

«SÄST 

CDU, das als Schwerpunkt VorecUa_ 

ge znr Verbesserangjte L& auf 

dem Arbeitsmarkt enthält hrfder 
Vorsitzende der Wirtschaftsvereim- 
guxig der CDU Rheinland- Mer Jun- ^ 
seiner Partei emptobte», „de. 
DarstßUungsdefitite ihrer wirt 


Erfolge“ schnellstens zu überwinden. 
Bis heute sei es der CDU nicht 
gelungen, deutlich zu machen, war- 
niASDamoli* 


tik habe zu beachtlichen folgen ge- 
führt, wie etwa zur Konsohdierung- 
der öffentlichen Haushalte, zu stet- 
genden Wachstums- und niedrigeren 

Preissteigerungsraten, zu einem ho- 
hen Anstieg der AnlagemvesUtroMn 
und einer Gründungswelte von Un- 
ternehmen. Es werde auch nicht als 
TOrtschailspolitischer Erfolg der Re- 
gierung anerkannt, daß der Anstieg 
der Arbeitslosigkeit gestoppt werden 

konnte, obwohl dte Zahl derErw«!». 

per 5 Qp i»n um mindestens 200 (K KTai- * 

nahm. Immerhin habe seit der Regie- 

rungsübernahme auf dem Arbeite- 
markt eine zusätzliche Beschafb- 
g ungs wirkung erzielt werden kön- 
nen, „die annähernd einer halben Mil- 
lion Arbeitsplätzen entspricht“. 

Mit Blick auf die FDP sagte Jun- 
gem „In der Öffentlichkeit entstellt . 
zudem der unzutreffende Eindruck 
von einer Koalition, in der die CDU 

spart und die FDP den Spitaansteuer- 

aatz senkt“ Hier müsse die CDU ihre 

Meinungsführerschaft zurückgewin- 
nen und sich darüberhinaus überzeu- 
gend als wirtsebaftspolitisefce Kraft 
ausweisen, „die sich auch um die Op- 
fer einer verfehlten SPD-Folitik küm- 
mert“. 


Verkauf von Zeitungen * 
der SPD vor Abschluß 


p. p. Bonn 

Die Verhandlungen der SPD üb« 
den Verkauf der Mehrheitsanteile an 
den beiden letzten, ihr vom einstigen 
Zeitungsimp erium verbliebenen Ta- 
geszeitungen stehen vor dem Ab- 
schluß. Nach Informationen der 
WELT ist sich Bundesschatzmeister 
Hans-Jürgen Wlschnewski mit dem ' 
Süddeutschen Vertag in München ~ 
über eine Übernahme von 60 Prozent 
der SPD-Anteüe an der „Neuen Pres- 
se“ in Coburg und der „Frankenpost“ 
in Hbf einig geworden. Zwar lehnt 
Parteisprecher Wolfgang Clement 
Je den K ommentar“ hierzu ab, dochj} 
die WELT «fahr, daß die Einzelhö-” 
ten des Verkaufe in mehreren Ver- 
handlungsrunden weitgehend verein- 
bart worden sind. Die betroffenen Re- . 
daktionen sind bisher picht infor- 
miert worden. Die m g*»haftew»n 
Erlöse aus dem Verkauf der beiden 
letzten SPD-Zeitungen an den poten- 
ten Süddeutschen Verlag, die mit ih- 
ren insgesamt rund 100 000 Exempla- 
ren Auflage die ohnehin starke »Süd- 
deutsche Zeitung* in Bayern noch 
weiter verstärken würden, sollen die r 
Partei-Rücklagen wieder auflüüen. 


Berlin speist 14 neue - 
Programme ins Kabel 


dpa, Beeilte 

In Berlin ist gestern das größte der 
vier Kabelpüotprojekte der Bundes- 
republik gestartet worden. Mit emeitt 
Knopfdruck schickte d« 1 Regierende 
Bürgermeister Eberhard Diepgesi 
zwölf neue Fernseh- u nd zwei nette • 
Hörfunkprogramme für zunächst 
fünf Jahre ins KabeL Mit 220 000 ver- ' 
kabelten Hanshaftpn gegenüber. mar jL 
xima l 16 000 in den übrigen Ver- r^ 
suchsgebieten in Ludwigshafery 
München und Dortmund steht Berlin 
nicht nur weit an der Spitze der Bnp- 
fangsmöglichheiten für die neuer) 
Programme, die Stadt an der Spree 
ist damit auch ein realistischer Tedr 
marict für die werbefinanzierten Sen- 
der. 


Friedensdekade 
der JDDR“-Kirche 


Der Bund der Evangelischen Kr- 
che in der „DDR- hat die Gemeinden 
erneut zu einer Friedensdekade 8$& 
gerufen, die in dfeMim Jahr unter dem 
Thema „Frieden wächst aus Gerech- 
tigkeit“ vom 10. bis 20. November 
stattfinden soll Die Friedensdekade 


rnHKBauauiuE 

1985 könne dazu dienen, daß die Cbri- 
sten in der „DDR“ sich mitHÜfe do-'" 
ö kumen ischen Frag estellung »ns.dg 


^^“Senschaft in ihren eigenst Fror 
kleinen befreien lassen. Gleichzeitig 
wird jedoch darauf hingewiesen; daß. 
es auch um Gerechtigkeit in der 
JJDR“-Gesellschaft gehe. Es 
gefragt werden, heißt es in dem Vor- r 
wort, „wo Menschen in unserer N0te .' 
ihr Recht, zu leben und sich zu ehtÄt . ■ 
ten vorenthalten wird“. 
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Muß die 

Absicherung der Zukunft 

für Freiberufler 
zum Abenteuer weiden? 

Gerade heute sind immer mehr Menschen auf der Jagd nach 
neuen Möglichkeiten der Selbstverwirklichung. Logisch, daß 
dabei auch berufliche Freiheit an Bedeutung gewinnt Doch der 
Schritt in die Selbständigkeit kann nicht nur aufregend, 
sondern auch riskant ein. Weil es für Freiberufler keine staatlich 
vorgeschriebene Altersversorgung gibt 

Selbständigkeit bedeutet also auch, die finanzielle Sicherheit 
selbst in die Hand zu nehmen. Dazu empfiehlt sich eine dyna- 
mische Lebensversicherung: Mit der regelmäßigen Erhöhung 
der Beitrage steigt automatisch die Versicherunessumme. 

Dadurch können Sie auch im Alter Ihren Lebensstandard 
aufrecht erhalten. Außerdem ist damit Ihre Familie jederzeit mit 
der vollen Versicherungssumme abgesichert Vom ersten 
Beitrag an. 

Zusät zlic h sollten Sie sich gegen das finanzielle Risiko bei 
einer eventuellen Berufsunfähigkeit schützen. 

So machen Sie mit einer Lebensversicherung immer einen 
' guten Fang. Ganz egal, ob Sie mit der Kamera wilde Elefanten 
jagen. Oder ob Sie Plüschtiere im eigenen Spielzeugladen 
verkaufen. 
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Weltraumprojekt 
mit Paris in 
Bonn umstritten 

RÜDIGER MONIAC, Bonn 

Das Auswärtige Amt (AA) hält es 
aus politischen und 
Gründen Sir wichtig, daß die Bundes- 
republik Deutschland auf den franzö- 
sischen Wun$cb nach gemeinsamer 
Entwic klung und Unterhaltung eines 
Beobachtung^ und AuikHirungssy- 
tems im Wehraum eingebt. Beim 
Treffen des. Bundeskanzlers mit ri«w» 
französischen Staatspräsidenten Mit- 
terand im November vergangenen 
Jahres in Bad Kreuznach hatte Hel- 
mut Kohl -seinem Gast auf eine ent- 
sprechende Rage geantwortet, er 
werde ein solches Projekt wohlwol- 
lend prüfen lassen. Seit afrsw Zeit 
haben verschiedene Ressorts vergeb- 
lich versucht, eine Position zu ent- 
wickeln. Den gißten Widerstand lei- 
stet das Viprtefdlg»ingBTriiTtigto- hirn 
Aus der Sicht des Auswärtigen Am. 
tes ist die Hardthöhe unwillig/ die 
vom AA vorgebrachten Gründe zur 
Unterstützung des Projekts „weit- 
raumgestützte Aufklärung* zu akzep- 
tieren. 

Staatsminister Jürgen Möllemann 
sagte dazu vor Journalisten, Bonn 
müsse sich für einen deutsch-franzö- 
sischen Anffrlamngg<3rtj»T>rh»n Ant. 

scheiden, um . mit Hilfe konkreter 
Projekte die Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Landern in der Sicher- 
heitspolitik voranzubnngezL Auch 
Bundesaußenminister Genscher ver- 
trete die Auffass ung, daß Europa auf 
diese Weise mehr ES gen ctnnrfigkpTt 
gewinnen könne. Die Befürchtung, 
die USA würden sich durch solche 
Bestrebungen ihrer Verbündeten irri- 
tiert fühlen und schließlich von 
abwenden, ließ der. Staatsmmister 
nicht gelten. „Zwei Augen sehen ein- 
fach mehr als nur eins“, sagte er. Bis- 
her sind die ErkrmdungsmögHchkei- 
ten der NATO aus dein Weltraum al- 
lein von den Satelliten .der USA ab- 
hängig. 

Der Widerstand der Hardthöhe ge- 
gen ein dcutacfar f hmzÖ&isches Auf- 
kläningssystem ist fon w aaentlichen 
von der Sorge geleitet, dessen Kosten 
mußten durch ihren Etat finanziert 

Werden. Na<»h hi^angnnrh nir»ht «Ahr 

genauen Schätzungen rechnen die 
Fachleute mit GesamtaufwpndungRn 


in dm ersten zehn Jahren von rund 

MiTligrr |li»n Mar k B nrnk j ahr Ti- 
Ahgr Anteil nwn pfaprhalhpn MTlKaH p 

.würde die fmamüfelT sehr eng bemes- 
•sene Bundeswehiplannng sprengen, 
wird auf der Hardthöhe unterstri- 
chen. 


Babangidas Nachschlag 
wurde seit langem erwartet 

Nigeria: Erlekfatert nimm t das Vtdk Kenntnis vom Coup 


Von BERND KÜTTEN 

S chon bald npeh ^ Rteatfagtrpirb 

vom Silvesterabend 198? hatten 
politische Analytiker herausgefun- 
den, daß Coups in Nigeria paarweise 
kommen. Genugtuung und Freude 
über den Sturz des schwachen Zivil- 
präsidenten Shagari verflüchtigten 
ach so schnell wie die Vorstellung, 
daß die neue Militärregierung stark 
und gerecht sei Coups haben eine 
i n ner e Logik und die war mit dem 
Coup, der Buhari an die Macht brach- 
te, offenbar nicht erfüllt: Es waren 
nicht die Vertreter der alten Regie- 
rung, die ins Gefängnis wunderten, 
sondern diejenigen, die in Opposition 
ZU ihr giesta^de n hatten . 

Nach einer Zivüregerung, die dem 
Islamischen Norden Nigerias und der 
Haussa-Fulant Aristokratie nahe- 
s tand , zeigte ach bald, daß auch die 
nffte MTiit yr regfonrag nördlich und 
islamisch orientiert war. ln der 
Hauptstadt Lagos brachte man die 
Situation auf einen kurzen Nenner 
Der militärische Flügel der Natio- 
nalpartei Präsident Shagaris hat, die 
Macht übernommen, unreinem Coup 
radikalerer jüngerer Militärs zuvor- 
zukommen. Bubaris Regierung kann- 
te die Stimmung im Lande und ver- 
suchte ihr zu begegnen, indem sie die 
Schraube der Repression immer 
stärker anzog. Das Netz von Geboten 
und Verboten wurde dichter, die 

S tinten /fwlfi>nia’W 

Mit 54 Koffern am Zoll 

Verhängnisvoll war, daß bei ihrer 
Anwendung keine Gerechtigkeit er- 
sichtlich war. Tgy ptBaiitent Shagar i 
«jag unbehelligt in komfortablem 
Hausarrest, hochangesehene Politi- 
ker wie der frühere Gouverneur des 
Bundesstaats Lagos, Tj»te^>f Jakande, 
. BAhmarhtAten unter erbärmlichen 
Umständen im Gefängnis, harmlose 
Devisenvergehen wurden mit lang- 
jährigen Freiheitsstrafen geahndet, 
der Emir von Gwandu umging mit 54 
Koffern die Z ollkontro llen, ohne daß 
ihm etwas passierte. Während ai» 
rigide Austeritätspolitik der Masse 
der Bevölkerung täglich Opfer abver- 
langte, wurden ausgewählte Impor- 
teure - wie unter Shagari - über 
Nacht zu Millionären. - 
' Die mangelnde Konsequenz der 

Politik Buharis führte zu Spannun- 
gen im regierenden Obersten Militär- 
r at. Armeechef Ibrahim Babangida, 


Architekt des Coups, der Buhari an 
die Macht gebracht hatte, distanzierte 
sich zunehmend von dessen Politik. 
Er war es auch, der wiederholt die 
Entlassung- des ominösen G eheim. 
dienstchefe Rafi nd adi, zuvor Bot- 
schafter in Bonn, gefordert hatte, un- 
ter dessen Ägide die versuchte Rat 
ffihmng des in London lebenden frü- 
heren Transportminj sters Umaru 
Dikko stattgefimden hatte. Vergeb- 
lich! Buhari hielt eisern an dem frühe- 
ren Sh«gar r .Tritinr»iK | wnojw Klassen- 


Kurze Grabesstille 

In keinem Land Schwaxzafiäkas 

wird Politik lAidengehaftlieh privat 
und öffentlich diskutiert wie in Nige- 
ria. Buhari brachte Nigerias Pressei 
vielleich die intepigentegte , agressrv- 
ste und stärkste Afrikas, zum Schwei- 
gen. Und nicht genug damit — er ver- 
bot jegliche öffealüchB Diskussion 
über die politische Situation des Lan- 
des und verschloß damit das letzte 
Ve n til , dnrr»h Hag die frustrierten Ni- 
gerianer sieh Luft zu verschaffen 
pflegten: Spekulationen üb» eine 
Rückkehr zur Zivüregienmg. Ob, 
wann und wie - Berufe- und Ama- 
teurpolitker waren von «im an ” |ff| 
Schweigen verurteilt 
Die von Buhari erzwtmgene. Gra- 
besstille nicht lange an Kaum 
einen Mnna» Später v erlriinde te im 

Bundftmk ein Sprecher d es Militärs 

die Ah getzimg 'Riibarig nnd seinef Re- 
gierung. Diesmal war es nicht Silve- 
ster, sondern der islamische Idd-al- 
Kabir-Feiertag. Stabschef General 
Tunde Tdiaghnn und ander e hnfy» Mi . 

litärs weüten zur Pilgerfahrt in Mek- 
ka. Wie üblich wurden Telefon- und 
Flugverbindungen zunächst einmal 
unterbrochen. 

Wie zuvor Shagari weint auch Bu- 
hari niemand ehje T räne naeh Ibra- 
him Babangida hat mm selbst die 
Macht übernommen und damit den 
Coup zu Ende geführt, den er mit 
Shagaris Sturz Silvester 1983 begon- 
nen hatte. Die Wiederherstellung der 

Press e freiheit und die Entlassung der 

zu Unrecht inhaftierten Politik» aus 
der Zeit des kurzen demokratischen 
Intermezzos gehört©, zu seinen ersten 
Maßnahmen. Das erste allgemeine 
Gefühl ist Erleichterung. Der Coup, 
d» kommen mußte, ist gekommen. 
Es war der sechste, seit Nigeria die 

Una bhäng i gkeit erlangte 


Paris wartet auf Langes Beweise 

Verstimmung mit Neuseeland zunächst ansgeräumt / Opposition hält sich zurück 


A. GRAFKAGENECK, Paris 
Paris kann sich nach dem Aufruhr 
um den Tricot-Bericht jetzt erst ein- 
mal die Hände rei b en. Premiermini- 
ster Fabius hat den Ball, das heißt die 
Aufklärung darüber, wer am 10. Juli 
im Hafen von Anckland das Green- 
peace-Schiff „Rainbow Warrior ver- 
senkte, geschickt de- neuseeländi- 
schen Regierung zugespielt. Sie soll 
nun der französischen Justiz die Er- 
gebnisse ihrer polizeilichen Ermitt- 
lungen mjttefien Und faTia sieh eine 
französische Beteiligung an dem At- 
tentat erweist, wird - so Fäbius- die 
französische Justiz hart durchgreifen. 

Da die Mühlen der neuseeländischen 
■Tuafrö langsam mahlen, hleH^, fris Rn. 
de November - vorgesehenes Datum 
des Prozesses gegen die in Neusee- 
land einsitzenden Agenten Alain Maf- 
art und Dominique Prieur (alias Ehe- 
paar Turenge) Zeit zur Abkühlung 
ries baßen Eisens 
Auch diplomatisch konnte Paris ei- 
nen Erfolg verbuchen. Premiermini- 
ster David Lange sah in der Fabius- 
Erklärung so etwas wie eine Ent- 
schuldigung Frankreichs, die er nach 
Veröffentlichung des Tricot-Berich- 
tes verlangt batte. In der Tat hat Fa- 
bius in seiner Erklärung vom Diens - 


tagnachmittag mit dem Angebot, 
französische Agenten bei einer Über- 
führung durch die neuseeländische 
Polizei zu bestrafen, deren eventuelle 

Beteiligung J»n riem Aw«a»Mag auf rite 
„Rainbow Warner“ nicht ausge- 
schlossen. Tnrlem er gleiehwitj g Hem 
ei genen AiiQlenrimarhTiehtewriione» 
DGSE ^e rhe bliche Mängel“ vorwirft, 
descrouiert der Regierungschef quasi 
die ganzeAktion (und geht damit wei- 
ter als die französische Rechtsopposi- 
tion, die zumindest die Obsezvtemng 
der Greenpeace-Bewegung bißigteX 
Auch hiermit komm t FahlUS neu- 

seeländischPTT Wünschen entgegen. 
Nicht vergessen werden darf, daß 
F rankr eichs Sozialisten 'über bisher 
gute Beziehungen zu den neuseelän- 
dischen Labour-Genossen im Bah- 
nten der Sozialistischen Internationa- 
le verfügten und in den Kulissen des 
Greenpeace-FäUes 'ständig besänfti- 
gend wirkten. Die wohl unangenehm- 
ste Folge der gesamten Affäre - eine 
bleibende Verstimmung zwischen 
Paris und Wellington unri damit zu- 
sätzliche B elaghing der franadsi gehen 
Politik im Pazifik ist also fürs erste 
aus dem Wege geräumt 
Damit aber ist der Fall für Frank- 
reich keineswegs erledigt Die An- 


sichten innerhalb der politischen Par- 
teien ge he n weit auseinander. Wah- 
rend sich die Sozialisten mit dem Tri- 
cot-Berichi und dessen Interpretation 
durch den Premierminister zufrieden 
geben, sprechen die Kommunisten 
von einer „Staatslüge 1 * wenn behaup- 
tet werde, französische Agenten seien 
unschuldig an der Schiffisversen- 
knng. Auch die Presse fährt fort mit 
bohrenden Fragen nach den „Unge- 
reimtheiten“ des TricotBerichtes. 

Den beiden bürgerlichen Parteien 
ist die ganze Sache offenbar höchst 
unangenehm Zwar möchten sie den 
Sozialisten im Vorwahlkampf für die 
Pariamentswahten des kommenden 
FTühJahrs gerne einen Strick aus dem 
„Skandal“ drehen, hüten ai»h aber 
andererseits davor, den Geheimdien- 
sten in den Rücken zu fällen. Der 
Gaullist Michel Debre billigt die Ob- 
servterung der Greenpeace-Bewe- 
gung ausdrücklich und fordert die 
Regierung sogar auf; deren Geldquel- 
len nnri Hintprmännwr Pnrilit-h b loß - 

zustellen. Am drastischsten brachte 
Giscard d*Estaing die nnangonphme 
Situation der Opposition zum Aus- 
druck, indem er d*»n Fall mit dem 
englischen Diktum „right or wrong 
my country“ beurteilte. 


Grabrede vor Hammer und Sichel 


M: G TTRMAN T | J fthamw^ nrgr 

Allan Boesak ist einer der Förderer 
der „United Democratic Front“ 
(UDF), die auf seinen Aufruf hin vor 
genau zwei Jahrea in Kapstadt ge- 
gründet worden war. Politische Be- 
obachter halten diese Organisation 
für den „ internen Arm * des in Süd- 
afrika verbotenen kommunistischen 
ANC. Der 39jährige farbige Kirchen- 
führer, verheiratet und Vater von vier 
Kindern, nahm 1983 in Vancouver als 
Präsident des Weltbundes der refor- 
mierten Kirphwn an der Konferenz 
des Weltkirchenrates (WCC) teil 

£äner der wichtigsten Sprecher je- 
nes Kongresses war ANC-Generalse- 
kretär Alfred Nzo. Damals kam es 
bereits zu einer Ko n troverse, als Boe- 
sak zum „ zivilen Ungehorsam“ gegen 
die « riidafrikanigpip Regierung auf- 
rief Seither güt er als ein Vertreter 
der Theologie der Revolution, der den 
„bewaffneten Kampf“ in Südafrika 
u nter s tützt. 

In pinem küzzhchen Inter v ie w mit. 
dem US-Magazin „Newsweek“ er- 
klärte Boesak: Jch spiele jetzt die 


Rolle eines politischen Führers, weil 
es hier kaue wirklichen Führer gibt.“ 
Denn, so fuhr er fort, „die meisten 
Schwarzen wären eher für eine sozia- 
listische Struktur als für ripn Kapita- 
lismus“. Boesak gehört zu den füh- 
renden Männern im südafrikanischen 
Erchenrat (SACC), doch mnd seine 
politischen Forderungen bisweilen 
außerordentlich um s t r itte n Zum 
neunten Jahrestag des SowetoAuf- 
standes am 16. Juni rief er zu Gebeten 
für den Sturz der «aidnfrnraTwteh«m 
Regierung auf Verschiedene Kir- 
chenführer distanriprten «rirh davon, 
selbst Pästor Beyer Naude, General- 
sekretär des SACC, war zu einem 
Kommentar nicht bereit In riipgpm 
Jahr wiederholte Boesak wm» in 
Vancouver vorgetragenen Forderun- 
gen zum „zivilen Ungehorsam“. 

Im Juli warnte er in emem Fero- 
sehinterview in London vor weiteren 
Gewalttat» in Südafrika rm<-h der 
Ausrufung des AiiCTiflhmpwujtemriPS 

durch die Regierung: „Ich sehe be- 
reits jetzt daß unser Volk in «npm 
nie dagewesenen Ausmaß geschlach- 


tet werden wird.“ Er fügte hinzu: 
„Wir haben es hier mit einer sehr 
sanften Form von Genozid zu tun. Wir 
werden von einer Macht beherrscht 
die entfernt an den Nazismus erin- 
nert“ Bereits vorher hatte er die süd- 
afrikanische Regierung mit dem Drit- 
ten Reich verglichen: „Wir haben es 
hier mit den geistigen Nachkommen 
Adolf Hitlers zu tun.“ 

waren Boesak keine Bezie- 
hungen ZU knmrrwmBitiftpIwn KrBWB 
nachzuweisen. Allerdings berichtete 
die Johannesburger „Sunday Times“ 
am 4. August er habe eine Reise nach 
Moskau zu den Weftjugendfestspie- 
len geplant Boesak dementierte die- 
se Pläne mit der Begründung: „Das 
ist albern, hier habe ich genug zu 
tun * Doch war vorher bereits von Air 
France bestätigt worden, daß Dr. 
Boesak einen Flug von Paris nach 
Moskau gebucht hatte. Und zwei Wo- 
chen zuvor hatte Boesak in Ciadock 
am Ostkap bei der Beerdigung ermor- 
deter UDF -Mitglieder vor einer roten 
Fahne mit Hammer und Sichel die 
Grabrede gehalten. 


Brasilien: 

Sarney beendet 
die Ära Neves 

WERNER THOMAS. Mexico City 

Der aufsehenerregende Rücktritt 
des brasilianischen Finanzministers 
Francisco Domelles war kein überra- 
schendes Ereignis. Der 55 jährige 
Mann nicht nur aus wirtschaftli- 
chen Gründen seinen Hut- nehmen 
müssen. Er galt auch als Symbolfigur 
einer vergangenen Ära. von der sich 
Präsident Sarney befreien wollte - 
der Ära Tancredo Neves. 

Der Neves-Nelle Domelles ver- 
suchte das politische Vermächtnis 
seines Onkels zu verwalten, der ' am 
21. Aprü an den Komplikationen ei- 
ner Darmoperation verstorben ist. 
Sarney (55) erbte das gesamte Ne- 
ves-Kabinett in dem der energische 
Ökonom Francisco DomeUes die 
Schlüsselrolle spielte. DomeUes be- 
stimmte, assistiert von dem nun 
ebenfalls zurückgetretenen Zentral- 
bankpräsidenten Antonio Carlos 
Lemgruber, den wirtschaftlichen 
Kurs der „neuen Republik“. 

Gegen den Widerstand des linksli- 
beralen Planungsministers Jo&o 
Sayad konnten beide ein monetaiisti- 
sches Programm durchsetzten, das 
sich kaum von der Politik der letzten 
Militärregierung unterschied. Domel- 
les und Lemgruber hielten strikte 
Sparmaßnahmen und eine Zusam- 
menarbeit mit dem Internationalen 
Währungsfonds (IWF) für notwendig. 

Jose Sarney, einst einer der Führer 
der rechtsgerichteten Sozialdemokra- 
tischen Partei (PDS), der politischen 
Bewegung der Militärs, und seit mehr 
als einem Jahr Mitglied der .Libera- 
len Front“ (PFL), rückt im Präsiden- 
tenamt nach links. Viele Beobachter 
glauben, daß er durch diesen Rich- 
tungswechsel nicht nur eine Profilie- 
rung sucht, sondern auch seine poli- 
tische Basäs erweitern möchte. 

DomeUes Nachfolger, Dilson FUna- 
ro (51), bisher Präsident der staatli- 
chen Bank für wirtschaftliche und so- 
ziale Entwicklung, betonte, daß er die 
Vorstellungen des Präsidenten teilt 
Wirtschaftliches Wachstum und Infla- 
tionskontrolle (derzeit liege die Quote 
bei 220 Prozent) seien möglich. Das 
muß er erst noch beweisen. 

Nun wird darüber gerätsät, ob der 
Präsident auch die Außenpolitik 
nach links driften läßt Er steht unter 
starkem Druck Unfcpr Kräfte spiiw 
K oalition, die die diplomatische An- 
erkennung Kubas fordern. (SAD) 
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Carstens warnt Christen vor Forderungen nach einseitiger Abrüstung / Auszug aus der Rede vor dem Luthe rischen Weltbund 

„Abschreckung ist vielleicht die einzige Friedens-Garantie“ 

E lf zentrale Gebot, das Chrätus sten in seinem gesamten iräELn : ■■■: davon zu imteracheüimBt äeFngfr br 

lan uns richtet, ist das Gebot Verhalten leiten ™nR Geschichtlich 

r der Nächstenliebe. Wir SOlkn «*a»h#»n war /W TMerfeneuadanb» nr. 


D as zentrale Gebot, das Christus 
an uns richtet, ist das Gebot 
der Nächstenliebe. Wir sollen 
unseren Nächsten lieben wie uns 
selbst- Für ein Feindbild ist da kein 
Raum. Die These, daß die Politik sich 
in einem Freund-Fdnd-Verbaltms 
ausdriicke, ist unchristlich. Wir sind 
nicht gehindert, für unsere politische 
Überzeugung kraftvoll zu kämpfen, 
aber niemals dürfen wir den politi- 
schen Gegner verunglimpfen, und 
mögen seine Ansichten nach unserer 
Auflassung noch so fälsch, ja gefähr- 
lich sein. Immer müssen wir beden- 
ken, daß nach christlicher Lehre je- 
der Mensch das Ebenbild Gottes ist 
Deswegen, und nicht nur, weil es in 
unserer Verfassung steht, ist die Wur- 
de des Mans chen für uns unantastba r. 

Gilt das auch für dm werdenden 
Menschen, den menschl» -hgn Em- 
bryo in seiner Schutzlosigkeit? Ich 
meine, wir sollten uns mit dieser Fra- 
ge ernsthaft auseinandersetzen. Die 
Zahl der Abtreibungen erreicht allein 
in der Bundesrepublik Deutschland 
200 000 im Jahr. Läßt uns das gleich- 
gültig? Ich rede nicht einer Änderung 
der Strafbestimmungen ins Wort Da- 
mit ist nichts gewonnen. Aber gibt es 
nicht andere Möglichkeiten, das wer- 
dende Leben zu schützen? Als Kardi- 
nal Volk, der katholische Bischof von 
Mainz, aufgefordert wurde, einen 
Aufruf gegen den Bau der Startbahn 
West im Frankfurter Flughafen zu un- 
terschreiben, weil dadurch 40 000 
Bäume bedroht waren, antwortete er 
-Das Schicksal der Baume ist mir 
nicht gleichgültig. Aber man muß die 
Proportionen sehen. In unserem 
Lande werden jährlich 200 000 wer- 
dende Menschen getötet Müssen wir 
sie nicht noch mehr schützen?“ Mir 
ist das als eine starke christliche Aus- 
sage erschienen. 

Auch wissenschaftiche Experi- 
mente mit menschlichen Embryos 
und erst recht deren kommerzielle 
Verwendung berühren die Würde des 
Menschen. Der Christ sollte sich da- 
gegen aussprechen . . . 

Das zweite christliche Gebot mit 
dem wir uns alle ständig auseinander- 
setzen müssen, ist das Friedensgebot 
Es ist ein zentrales Thema des christ- 
lichen Glaubens. Es gilt für jeden 
Christen, den Pferrer ebenso wie den 
Laien, den Staatsmann, den Politiker, 
den Ingenieur, den Arbeiter, den Sol- 
daten. Es ist ein Gebot, das den Chri- 


sten in sei nem gesamten irdischen 
Verhalten leiten muß. Geschichtlich 
gesehen war der Friedensgedanke ur- 
sprünglich eng mit der Gerechtig- 
keitsidee verknüpft. Nur ein gerech- 
ter Zustand verdiente nach dieser 
Auffassung den Namen Frieden. Da- 
mals wurde die Lehre vom gerechten 
Krieg entwickelt Aba angesichts der 
Gefährlichkeit moderner Kriege hat 
sich die Überzeugung diuchgesetzt, 
daß auch ein ungerechter Zustand 
nicht durch Krieg beendet werden 
darf! Selbst gegenüber legitimen Zie- 
len gilt das Verbot der Anwendung 
von Gewalt Das sind tragende 
Grundsätze der modernen Volker- 
recbtsordnung, und sie werden gewiß 
von den Christen bejaht 

Aus dem Friedensgebot felgt, 
ebenso wie aus dem Gebot der Näch- 
stenliebe, daß wir in unserem Gegnö-, 
sei es in der Innenpolitik, sei es in der 
Außenpolitik, nicht den Feind sehen 
dürfen. Wir dürfen ihn nicht hassen, 

99 Die Bergpredigt 
verbietet uns nicht, 
das Leben der uns An- 
vertrauten vor gewalt- 
samer Auslöschung zu 
schützen 99 

auch dann nicht, wenn er uns haßt 
Rachegefühle dürfen wir in uns nicht 
aufkommen lassen. Die Erziehung 
zum Haß gegen den Gegner, die in 
einigen Armeen betrieben wird, leh- 
nen wir ab, weil sie die Beziehungen 
vergiftet; aber sie gibt uns nicht das 
Recht, Gleiches mit Gleichem zu ver- 
gelten... 

Das Grundgesetz gibt jedem. Wehr- 
pflichtigen das Recht, aus Gewissens- 
gründen den Wehrdienst zu verwei- 
gern. Als Christen billigen wir diese 
Bestimmung unserer Verfassung. 
Aber ist Wehrdienstverweigerung die 
für den Christen allem mögliche Ent- 
scheidung? Verbietet der christliche 
Glaube uns, uns zu verteidigen, wenn 
wir angegriffen werden? Darauf lau- 
tet meine Antwort und wohl die Ant- 
wort der Mehrheit der Christen: Nein, 
ein solches Verbot bestehe nicht Wir 
dürfen uns verteidigen. Aus der Berg- 
predigt ergibt sich nichts anderes. Idi 
teile nicht die Mein ung derer, die sa- 
gen, die Bergpredigt habe sich nur an 
die Jünger Jesu gerichtet Sie gilt 
nach meiner Überzeugung für jeden 



„Der Christ in der heutigen Zeit“ - 
diesen Titel gab Karl Carstens seiner 
Rede vor. dem Lutherischen Welt- 
bund und dem Weltkirchenrat in 
Genf. Der frühere Bundespräsident 
sprach auf Einladung des scheiden- 
den Generalsekretärs des Weltbun- 
des, Carl Mau. Befremden löste in 
kirchlichen Kreisen der Umstand 
aus, daß Carstens zu einer Änderung 
mehrerer Passagen gedrängt wurde, 
„mit Rücksicht auf die Delegierten 
aus dem Osten“. In Genf fragte man 
sich, ob Luthers Nachfahren klare 
Worte nicht mehr ertragen können. 


Christen, auch für den, der politische 
Verantwortung trägt, so schwer es 
sgm mag, ihre Gebote zu befolgen. 
Aber die Bergpredigt verbietet uns 
nach meiner Überzeugung nicht, das 
Leben der uns An vertrauten vor ge- 
waltsamer Auslöschung zu schützen. 
Es heißt dort zwar, wenn dir jemand 
ei nen Streich gibt auf deine rechte 
Backe, dann biete auch die andere 
dar (Matthäus 5), aber es haßt nicht: 
wenn ei™* - dAfagn äl t esten Sohn ge- 
tötet hat, so biete flun auch den jünge- 
ren Sohn dar, damit er ihn gleichfalls 
töte. 

Die Hinnahme von Terrorismus, 
der Hunderte, Tausende von Men- 
schen ohne jeden Sinn umbringt und 
mit Drohung und Erpressung gegen 
die Überlebenden arbeitet, wird uns 
nicht anbefohlen. „Wer das Schwert 
nimmt, soll durch das Schwert um- 
kommen“, sagt Jesus an einer ande- 
ren Stelle (Matthäus 26). Für den 
Schutz derer, die uns anvertraut sind, 
gibt die Bergpredigt keine Anwei- 
sung. Siphw meint das auch Luther, 
wenn er sagt: „Ein ganzes Land oder 
die Welt mit dem Evangelium zu re- 
gieren, gäfh zu unterfang en , dag ist 
ebenso, als wenn ein Hirte in einen 
Stall Wölfe, Löwen, Adler und Schafe 
•mgammantate und ein jegliches frei 
nebeneinander laufen ließe und sag- 
te, da weidet und seid rechtschaff- 
en 0 Daraus folgt nach mpirw Über- 
zeugung, daß wir uns im Falle Wirtes 
Angriffs verteidigen dürfen, und dar- 
aus folgt weiter, daß wir uns im Frie- 
den auf piw> Verteidigung gegen ei- 


nen möglichen An g riff vorberöten 
dürfen. 

Aber, so lautet die nächste Frage, 
gilt das auch noch gegenüber 
einer Bedrohung mft, Kernwaffen? 
Dürfen wir einen Gegner von einem 
nuklearen Angriff auf uns dadurch 
abzuhalten versuchen (dissuader - 
wie die Franzosen sagendem weit bes- 
seres Wort als das engtische deter - 
abschreckend, daß wir selbst ein nu- 
kleares Verteidigungspotential auf- 
bauen mit der Folge, daß im Falle 
eines Krieges Gottes Schöpfung aus- 
gelöscht werden könnte? 

Nach meiner Ansicht ist die Politik 
der gegenseitigen Abschreckung 
oder der gegenseitigen Vemichtungs- 
fähigkeit, wie man sie auch nennt, auf 
der Grundlage des christlichen Glau- 
bens vertretbar, wiam wir davon 
überzeugt sein dürfen, daß sie die 
bestmögliche, ja vielleicht die einzige 
Garantie für die Bewahrung des Frie- 
dens ist Diese Überzeugung dürfen 
wir auf grund der E rfahrung en der 
letzten 40 Jahre haben. Die Doktrin 
der dissuasion hat Europa seit über 4fl 
Jahren den Frieden erhalten. Wo 
sonst auf der Welt kriegerische Kon- 
flikte ausgebrochen sind, besaßen die 
kriegführenden Parteien diese Fä- 
higkeit zu gegenseitigen mihrlearMi 
Vernichtung nicht Denken Sie an die 
verschiedenen Kriege im Nahen 
Osten, an den Golfkrieg zwischen 
Iran und Irak, den Vüetnamkrieg, den 
Krieg Vietnams gegen Kambodscha, 
an die Invasion Afghanistans durch 
die Sowjetunion oder an den Krieg 
um die Falkland-Inseln. Ja, man kann 


sicher noch einen Schritt weiterge- 
hen und sagpn- Zu dt»m prnrig pn bis- 
herigen Einsatz nuklearer Waffen, 
nämlich 1945 gegen Japan, wäre es 
nicht gekommen, wenn Japan die Fä- 
higkeit zum nuklearen Gegenschlag 
gehabt hätte. 


tu m g diejenigen leichtfertig mit dam 
Frieden In Europa um, die von dem 
westlichen Bündnis dim einseitigen 
Verzicht auf nukleare Waffen verlan- 
gen, ohne irgendeine Gewähr dafür 
zu hahen , daß dann auch der Osten 
seine nuklearen Waffen abschafft. Die 
gegenseitige nukleare Vemichtungs- 
fahigkeat ist, so schwer es uns ankom- 
men mag, das emzugestehen, zur Zeit 
laidpr rnirwmr nrv-Vi dfe bestmögliche, 
ja wohl die pmrfgp Garantie für die 
.Erhahung des Friedens. Das bedeutet 
nicht, daß jede Einzelheit des Vertet 
di gungglmnTP ptg der NATO Zustim- 
mung verdient 

Ich kann aber Carl Friedrich von 
Weizsäcker nfeht beipflichten, wenn 
er meint, die Gefahr, daß es zu einer 
nuklearen Katastrophe komme, wer- 
de immer großer. Herr von Weizsak- 
ker gibt dafür auch keine rationalen 
Argumente, sondern beruft sich, 
wenn die Presseberichte zutreffen, 
auf ein GefühL Andere, die ähnliche 
Prognosen stellen, unterliegen, so 
scheint es mir, emer Verwe chslung . 
Richtig ist, daß das Ausmaß der Kata- 
strophe, wenn es zu einem dritten 
Weltkrieg kommen sollte, immer grö- 
ßer würde, da das Waffenarsenal stän- 
dig wächst *md immer vollkommen- 
ere Waffen entwickelt werden. Aber 


davon zu unterscheiden ist die Frage, 
ob es zu einem dritten Weltkrieg 
kommt. Die Wahrscheinlichkeit dafür 
wächst nicht, vielleicht vermindert 
sie sich sogar angesichts dp steigen- 
den Rrh rprirwuti nsi onen, die mit dem 
Ausbruch solchen Krieges ver- 
bunden smd ... 

Es ist die wichtigste P fl i cht aller 
Politiker in Ost und West, dafür ein- 
zutreten, daß die nuklearen^ Waffen 
wieder verschwinden. Abrüstung»* 
Verhandlungen mit dem Ziel zu- 
nächst ante’ ausgewogenen Vermin- 
derung, später einer Abschaffung die- 
ser Waffen, im Rahmen einer ausge- 
wogenen Gesamtregelung, haben 
höchste Moritat . . . 

Ebenso wie Friede ist Freiheit ein 
zentrales Thema der christlichen 
Glaubenslehre und zugleich die 
Grundlage jeder demokratischen 
Staats verfassung, aber welche Unter- 
schiede bestehen hier! Nach christli- 


99 Wenn die Unterdrük- 
imng der Freiheit im- 
mer schrecklichere 
Formen armimmt, 
Hann darf der Christ 
gegen die Urheber die- 
ses Übels Gewalt an- 
wenden 99 

eher Lehre ist die Freiheit dem Men- 
schen von Gott geschenkt Diese Frei- 
heit bedeutet Freiheit von der Ich- 
sucht, vom Selbstsein wollen, sie ist 
identisch mit dem Glaubensgehor- 
sam. „Wo Gott allem herrscht, da erst 
sind wir ganz frei“, sagt Augustin. 
Ganz anders ist die Sicht der freiheit- 
lichen Staatsverfassungen seit der 
französischen Revolution. So heißt 
es in der Erklärung der Menschen- 
und Bürgerrechte vom 26. August 
1789: „Die Freiheit besteht darin, daß 

inan alle« tun kann, yas ln>rm>m andn . 

ren schadet" In dieser negativen De- 
finition des Freiheitsbegriffs hat sich 
der bürgerliche Liberalismus lange 
Zeit «schöpft, die darin liegenden 
Gefahren wurden nicht erkannt Aber 
schlimm wurde es erst, als sich die 
moderne Pädagogik des emanzipato- 
rischen Freiheitsbegriffs bemächtig- 
te. Ichbezogene Selbstverwirkli- 

fhnnfc T Jig tmavimiw nng tfect jnn g pn 

Menschen hießen die Stichworte die- 
ser Lehre. Ichbezogene Erziehung, 


■jtennung des Kindes von reinen El- 
tern, wurden gefordert Dieren Irr- 
weg haben wir alle teuer bezahlt .Es 
gibt eine Emanzipation, die au « 
stört Moral,. Sitte. Recht, Rügten. 
Ehe, UebesShigkeit Gtaubensß- 
higkeit", hat der Propst von Neumün- j 
stte,KariHauschildt,kun^ck gesagt, ” 
und ich kann ihm nur zustimmen . 

Aber das großartige Paulus-Wort 
„Wo der Geist des Herrn ist da ist 

Freiheit* weist auch noch in tene an- 
dere Richtung. Es besagt nämlich, 
daß der der in äußerer Un- 

freiheit und im Elend lebt als Christ 
dennoch frei ist wenn der Geist des 
Herrn bei ihm ist Dafür hat Paulus 
mit seinem Märtyrertod reibst ein 

Beispiel gegeben und in jüngster Zeit 
wieder Dietrich Bonhoeffer. 

Mit Dietrich Banhoeffer verbinden : 
wir d a * Bild e in es Christen, eines 
christlichen Pastoren, der sich nach - 
langem inneren Ringen einer Ver- 
schwörung anschloß, deren Ziel der 


giftig Hüters dadurch, daß man ihn 
tötete, war. Auch diese äußerte Kon- 
sequenz darf nach meiner Überzeu- 
gung der Christ ziehen. Wenn die Un- 
terdriiekung der Freiheit immer 
schrecklichere . Formen annimmt .. 
wenn die mezschliche Würde Mflliö- ~ ~ 
nen von Menschen genommen wird . 
bis bin zu Auslöschung ihrer ieibli- - 
eben Existenz, dann darf der Christ J ; . 
ungeachtet der Gebote der Bergpre- 
digt gegen die Urheber dieses ubete//: 
Gewalt anwenden. Aber, so glaube i 
ich, eben nur gegen die Urheber des ; 
Übels und nicht wahllos gegen ganz 
unschuldige Menschen. Deswegen 
können sich nach meiner Auffassung 
die Befreiungsbewegungen nicht auf ; - 
den Widerstand gegen Hitler vor 45 _ 
Jahren berufen, wenn sie Tenor unff 
Gewalt gegen Unbeteiligte und Wehr- - 
Ipse zur Erreichung ihrer politischen^ 1 . 
Ziele anwenden... ' ’ “jf---. ■ 

Das Schaurigste an Unteidriflfc. 
kung, Mord und Terror, was wir kt / . 
den letzten 46 Jahren erlebt haben/ 
hat sich in Kambodscha ereignet, und / . 
die Christen, die immer wieder, und/ :- 
mit Recht die Zustände in Südafrika. . 
kritisieren,, haben wenig Aufoebehg 
davon gemacht Auch was in Afghani-/ 
stan geschieht darf uns nichtgleid*///. . 
gültig sein, wirmüssen uns davor . 
ten, mit zweierlei Maß zu messen : 
wenn wir unsgegen die Unterdrük- - 
kung dteFrtiheit wenden. 


Das deutsche Lebensmittelrecht gilt 
als eines der strengsten in der Welt. 
Wurst- und Fleischwaren, auf unse- 
ren Tischen besonders beliebt, unter- 
liegen dabei einer eigenständigen 


Verordnung. Dennoch wird immer 
wieder von Fnemdstoffen in diesen 
Produkten berichtet. Diese reichen 
von den krebserregenden Nitrosami- 
nen und Benzpyren bis zu Hormonen 


und Antibiotika. Dazu kommen Be- 
trügereien mit importiertem Kängur- 
uhfleisch. Es stellt sich deshalb die 
Frage, wie die Einhaltung der Vor- 
schriften hierzulande überprüft wird. 


NOTIZEN AUS LABORS UND INSTITUTEN 


Wenn’s bei der Kontrolle um die Wurst geht 


Von EDWIN KLEIN 


U m Fleisch und Fleischerzeug- 
nisse möglichst von unnötigen 
fleischfremden Stoffen freizu- 
halten, hat der Gesetzgeber die Zulas- 
sung dieser Lebensmittel aus den all- 
gemeinen Bestimmungen für Zusatz- 
stoffe herausgenommen und sie in 
der sogenannten Reisch- Verordnung 
(Fleisch- VO) geregelt Dort sind Ver- 
wendungsbedingungen und Höchst- 
mengen der zugelassenen Stoffe fest- 
gelegt 

Zwar kann nicht jede Probe auf 
sämtliche in der Fleisch-VO aufge- 
führten Stoffe untersucht werden. In 
den Lebensraitteluntersuchungsärn- 
tem werden jedoch alle Proben ne- 
ben einer Analyse ihrer Zusammen- 
setzung (Fettgehalt Fremdwasserge- 
halt Bindegewebsanteil usw.) routi- 
nemäßig auf eine Reihe der in der 
Fieisch-VO geregelten Stoffe unter- 
sucht 

Dabei wird das Nitrat bzw. der Ni- 
tritgehalt der Phosphatgehalt und 
der Ascorbinsäuregehalt überprüft 
Daneben findet bei jeder Probe eine 
Untersuchung auf verschiedene 
fleischfremde Proteine statt, die zur 
Streckung von Fleischerzeugnissen 
geeignet sind, wie z. B. Milch-, Mol- 
ke-. Eiklar-, Hefe- und Sojaeiweiß. 
Bei rohem Material wird zudem regel- 
mäßig immunolo- 
gisch untersucht 
von welcher Tierart 
das verarbeitete 
Fleisch stammt 

Darüber hinaus 
wird in Schwer- 
punktaktionen oder 
in Verdachtsfällen 
auf weitere zulas- 
sungsbeschränkte 
oder unzulässige 
Stoffe geprüft, wo- 
bei hier nur einige 
Beispiele genannt 
werden rollen: 
Schwermetallgehalt 
von Schlachttier-In- 
nereien, Pestizidbe- 
lastung von Wild- 
fleisch. unzulässige 
Rotfärbung von 
Rohwürsten, 

Benzo(a)pyrenge- 
halt von geräucher- 
tem Schinken. Phe- 
nolruckstände im 
Geflügelfleisch- 


Fleisch und Fleischerzeugnissen liegt 
durchgehend über 20 Prozent Dieser 
relativ hohe Prozentsatz ist u. a. dar- 
auf zurückzuführen, daß manche Pro- 
dukte schon bei der Probenahme ei- 
nen Verdacht bei den Ordnungsbe- 
amten erwecken (gezielte Probeent- 
nahme). 

Es gibt eine Reibe von „Problem- 
Substanzen“, auf die besonders ge- 
achtet werden muß: Die Gefahr der 
Nitrosaminbildung in Fleischerzeug- 
nissen ist auf die Verwendung der 
Pökelhilfstoffe wie Nitritpokelsalz 
und Nitrat zurückzu führen. Auf- 
grund der Gefahr einer Verseuchung 
mit Botulinus-Bakterien und aus 
Mangel an entsprechenden Ersatz- 
stoffen kann zur Zeit auf die Verwen- 
dung von Nitrit jedoch nicht verzich- 
tet werden. 

Seit 1981 ist durch den Gesetzgeber 
der NaNOz-Gehalt des Nitritpökelsal- 
zes um etwa 20 Prozent reduziert wor- 
den, um nur noch soviel Nitrit zu 

Fleischw rai gnis sen zn?iiKPf »> n , wie 

zu ihrer mikrobiologischen Stabilität 
tatsächlich erforderlich ist Im übri- 
gen wird neben dem Nitritpökelsalz 
häufig auch Ascorbinsäure verarbei- 
tet wodurch die Gefahr der Nitro s- 
aminhilrinng erheb lich ver minder t, 
wird. Die Ermittlung der Nitro samin- 
s puren, die im ppb-Bereich (milliard- 


stel Gramm) liegen, erfordert einen 
immens hohen analytischen und 
apparativen Aufwand, so daß eine 
Untersuchung sinnvollerweise in ei- 
gens dafür eingerichteten Instituten 
erfolgt 

Das Problem des Benzo(a)pyrens 
ist eng mit der unsachgemäßen Räu- 
cherung von Fleischprodukten ver- 
knüpft. Vor allem bei der Schwarz- 
räucherung von Rohschinken treten 
neben einer Vielzahl von organischen 
Stoffen eine Reihe von Verbindun- 
gen, sogenannten PAK (polycycli- 
sche aromatische Kohlenwasserstof- 
fe) auf von denen das krebsenegende 
3,4-Benzpyren als Leitsubstanz ange- 
sehen wird. Bei Untersuchungen an 
Schickenproben, die hier durchge- 
führt wurden, -sind ausnahmslos 
Werte unterhalb des in der Fleisch- 
VO festgelegten Grenzwertes von 1 
ppb gefunden worden. 

Routinemäßig wird jede Probe 
auch auf den Zusatz von Diphospha- 
ten untersucht Daneben wird die zu- 
gesetzte Phosphatmenge überprüft, 
die in Anlage 1 zur Fleisch-VO auf 0,3 
Prozent begrenzt ist (bezogen auf die 
verwendete Fleisch- und Fettmenge). 
Phosphate beinhalten immer geringe 
Mengen an Schwermetallen, so daß 
ihre Aufnahme begrenzt werden 
muß. Beanstandungen wegen einer 



Überdosiening von Diphosphat sind 
allerdings selten. 

Die Prüfling auf Hormone und An- 
tibiotika muß sinnvollerweise durch 
Untersuchung am Schlachttierkörper 
erfolgen, cL h. direkt auf dem 
Schlachthof; denn Arzneimittel 
bauen sich relativ schnell ab. Die Un- 
tersuchung des frisch geschlachteten 
Tieres bietet so die besten Vorausset- 
zungen für ein Einschreiten. 

Aufgrund der unterschiedlichen le- 
b engmit tefre chtKchen Bestimmun- 
gen in den Nachbarländern ist ein 
besonderes Augenmerk auf impor- 
tierte Fleischwaren zu richten. Dies 
geschieht vor allem dadurch, daß 
Sonderproben direkt bei der Einfuhr 
entnommen werden. Solchen Unter- 
suchungen steht allerdings entgegen, 
daß Art 34 der EG-Vertrage jede Be- 
hinderung des freien Warenverkehrs 
verbietet Daß solche Kontrollen 
auch ohne Verletzung dieses Artikels 
möglich sind, haben jedoch Grenz- 
kontrollen auf dem Obst-, Gemüse- 
und Fleischsektor bewiesen. 

Vereinzelt haben Eälscher ver- 
sucht, einen höheren Fleischgebalt 
ihrer Produkte vorzugeben; dazu bie- 
ten sich eiweißreiche Stoffe an, die 
billiger als Fleisch sind, das Produkt 
geschmacklich nicht negativ beein- 
flussen und analytisch nicht oder nur , 
sehr schwer nachweisbar sind. Es be- 
steht schon seit län- 
gerer Zeit der Ver- 
dacht, daß verein- 
zelt mit pflanzlichen 
Eiweißhy dro lisaten 
(Beffe-Pulver) gear- 
beitet wird, die mit 

herkömmlichen 

Untersuchungsme- 
thoden nicht faßbar 
sind. Diese können 
zwar normalerweise 
keine toxischen 
Wirkungen verbrei- 
ten, sind aber geeig- 
net, den Verbrau- 
cher zu täuschen 
und auch Wettbe- 
werb sverzemmg 
hervotzurufen. An 
Nachwejsmetho- 
den, die auch im 
Routinebetrieb er- 
setzbar sind, wird 
jetzt im Rahmen ei- 
nes Forschungsvor- 
habens gearbeitet 


Atommüll Ins Meer? 

Bonn (DW.) - Gegen den Vor- 
schlag des Deutschen Atomforums, 
atomaren Sondennüll (insbesondere 
radioaktive Isotope von Krypton 
und Kohlenstoff sowie radiumhalti- 
ge Produkte) in der Tiefsee zu ver- 
senken, hat jetzt der Bundesverband 
Deutscher Geologen CBDG) größte 
Bedenken angemeldet Abgesehen 
davon, daß die Weltmeere schon 
durch Abfallstoff“ aller Art stark be- 
lastet sind, sei dieser Vorschlag von 
besonderer Brisanz. Im Gegensatz 
zu der Meinung des Atomforums sei 
das Tiefseewasser nach neueren Er- 
kenntnissen sauerstoffreich, wo- 
durch in Verbindung mit Ghloridio- 
nen eilte sofortige Korrosion der Me- 
tallbehalter einsetzen würde. Die 
Stoffe würden dann durch Aus- 
tauschvorgänge im Meer an die 
Oberfläche gespült 

Schwimmende Kraftwerke 

Tokio (dpa) - Ob Kernkraftwerke 
künftig auf hoher See errichtet wer- 
den sollen, prüft gegenwärtig eine 
Studie des Zentralen Forschungsin- 
stitutes der japanischen Kraft . 
Werks-Industrie. Das Vorhaben soll 
mehrere Probleme mit emam 
Schlag lösen, vor allem die schwieri- 


gen Standortfragen und hohen Bau- 
kosten an Land. •. 

Flüsse sind sauberer 

Gießen (dpa) - Die Wasserquaütät 
der deutschen Flüsse hat sich nach 
Darstellung der Deutschen Gesell- 
schaft für Agrar- und Umweltpolitik 
in den letzten zehn Jahren „um zwei 
Güteklassen verbessert“. Das Was- 
ser des Rheins enthalte, so der Präsi- 
dent der Gesellschaft, beispielswei- 


Schatrikämmer der Natur |- 

KeOieim (dg.) - Auf ctie Becteu- ' / >-■ 
tung von TrodbEnwäkiera und -ge- . y - 
böschen alsbiologitehe SchatzfcamV £. . 
mem haben Wissenschaftler auf «y! ■ 



se heute soviel Sauerstoff wie vor 30 
Jahren“. Die Abwasserbelastung 
mit Metall e n habe im letzten Jahr- 
zehnt um etwa 50 bis 70 Prozent 
abgenommen, und auch die Bela- 
stung mit anderen Substanzen wie 
etwa chlorierten Kohlenwasserstof- 
fen sei deutlich zurückgegangen. 


wiesen? Dte wänneßebenden ^ | ^ 
chen- und Kiefernwälder gewährtöa/! K 
zum Teil. sehr. se&euen Rcht- p/. 
warme faun g rig en ; Pflanzen Lebens|| r/‘ 
raum, die aus anderen Gebieten E^ jv 
ropas eingewandert seien. Diese Ae ? ? L.\: 
tenkombination, (Be sieh heutzutage: ^ ?• *: 
praktisch nicht ;apeto neu 
könne, sei ein Rehkt Äineff Jahx^^ ^ 
sende z u rückliegenden warmenär • 
Periode. - • ’v ’ -'/jf. - ' 

: " . . -• i »• :. 

Träumen gegen Streß / :. ,j jf-}' 

Bonn (DW.) - Für. dte Verarbo. : ^ »v 
tung von emotionalem Stieß sind!/ £ ' 
bestimmte TVaumphasen. $&&& '!; :r 
die während d es Schlafens auftxe//. -"•/: 
ten. Dieser sogenanhte REM5ciil|ff. ^ f ~- - 
kann bei verschiedenen Mensrficp ; 
unterschiedlich lang sein. $facb Un- 
tersuchungen von F. Strunz 'sh?d . 
diese Schlafphasen, in denfed da^ 
Gehirn sehr aktiv ist (Ttejtibph» . .-ß 
sen), bei Personen besonders äusge-/ : 
prägt, die Sorgen, Ängste odK" De- • 
Pressionen haben. 


* • • 

Konkurrenz für Lauscher aus dem AU 

Treibende Funkbojen auf den Ozeanen verbessern die Erfassnug von Wetterdaten . 

Von DIETER THIERBACH ratur an der Erdoberfläche hinrei- hung zur anderen um 2800 Kilometer 

D aß Handelsschiffe zur weltwei- cbend genau abschätzen lassen. Auf diese Weise überquert jette 

ten Wetterwacht gehören, ist Dem will nun das internationale tellit den Äquator sechs- bis siebend 
allgemein bekannt. Während Projekt TOGA (Tropischer Ozean und mal, die Bundesrepublik 13 bis I4maLj 
sie sich auf hoher See befinden, ge- globale Atmosphäre) abhelfen. Man am Tage, während erdie Poletä^bcfF 
ben sie in regelmäßigen Abständen bat jetzt begonnen, bis 1995 etwa 150 28mal überfliegt. - . . v|jjj 

über Funk Wettermeldungen durch, treibende Funkbojen zwischen 20 ‘ 

die von zentralen Wetterdiensten aus- 65 Grad südlicher Breite in 4 fl Anfrap^n ^ 

gewertet werden. durchschnittlichen Abständen von gwiqizeiug- ^ 

Über gut ausgebaute Meßnetze ver- 12MKlometem in den Ozeanen aus- En wichtiger Prog ra mm punkLM. 
fügen die Meteorologen aber nur auf zusetzen - Rahmen von TOGA ist die VerteSfe^ 

dem Lande. Noch imm er fehlen so Uie schwimmenden Beobach- "von Temperatur-Strukturen in 
ausreichende Aufschlüsse über das hmgsstationen enthalten jeweils Ozeanen, da von ihr deutliche 
aktuelle Wetter über riesigen Berei- Meßinshumente für den Luftdruck, kungen auf das glnhalp Klhra 
eben der Erdoberfläche, von denen “ e ^ die Wassertemperatur, ben. Die Passatwinde der TtrpCfc 
manche als „globale" Wetterküchen Gesammelt werden die von den Bo- schieben zum Beispiel das ach eg 
gelten. Die meisten davon liegen in gesendeten Meßdaten (Frequenz wärmende Oberflächenwasser 
den Weltmeeren; die an der Wetter- J} 1 '” durch zwei in 830 und Osten. So entstehen MieeresströminK 
entstehung beteiligten Ozeane ma- Kilometer Hohe stationierte Sa- gen mit einer typischen Temperata^ 
chen rund 70 Prozent der Erdoberflä- telliten der amerikanischen Behörde Verteilung. Werden diese Abläufc »4?i 
che aus. für Atmosphären- und Ozeanfor- hwnHAin&m c.n.nj j.iuVKmrhffir' . 

schung. Die empfangenen Daten lau- 
fen im franko-amerikanischen Erfas- 
sungs- und Ortungsnetz ^Areos“ in 
Toulouse, dem Zentrum der französi- 
schen Wehraumbehörde CNES, ein. 

Auf ihren Bahnen, die sie über die 
Pole und stets zur selben Ortszeit 
über den Äquator führen, erfassen 
dte Satelliten alle Sender in einem 
5000 Skmietar breiten Streifen. 

Durch die Erddrehung verschiebt 
sich der Streifen von einer Umdre- 


Die Beanstan- 
dungsquote bei 


Bel allen Importen von Heisch oder Heischerzeagiiissen wird schon an der Grenze untersucht, ob die 
Produkte den Vorschriften des deutschen Lebensmfttelrochts entsprechen fotojmbsbl/visum 


Edwin Klein ist Direk- 
tor des Lebensmittel- 
Untersuchung samt es 
In Aachen. 


Schaltzentrale in Toulouse 

Am deutlichsten fühlbar sind 
Jdeßlücken“ auf der Südhalbkugel, 
wo die Landmassen spärlicher als auf 
der nördlichen Hälfte des Globus ver- 
teilt sind. Aua den Funkmessungen 
der Wettersatelliten lassen sich zwar 
die wichtigsten Wetterdaten ableiten. 
Exakte Messungen aber setzen vor- 
aus, daß sich Luftdruck und Tempe- 


hung zur anderen um 2800 Kflometerf ; 
Auf diese Weise überquert jete Sa^ 
tellit den Äquator sechs- bis stehen^ 
mal, die Bundesrepublik 13 bis Iteäyj) 
am Tage, während erdfe Ptde tägfin^: 
28mal überiüegL - . -‘fla 

40 Anfragen gfeichÄitlg ^ 

Ein wichtiger Prog ra mm punkLM. 
Rahmen von TOGA ist die VerteÖa# 
"von Temperatur-Strukturen in d«^- 
Ozeanen, da von ihr deutliche 
kungen auf das glnhale KtirraL 
hen. Die Passatwinde der 
schieben zum Beispid-das ach e£ , 
wärmende Oberflächenwasser naefi/ ■ 
Osten. So entstdien Mieeresst teaig . ' 
gen mit einer typischen Tanpö^*%," 
Verteilung. Werden diese Abläufe^# 
irgendeinem Grund durchbrodi^K.- 1 
sind klimatische Veränderungen^^ 
Foie». / %, 

In Toulouse lassen sich glaicfcp^/ 
40 Anfragen v on Tnterp«ywit pn. 10 e^^, 
nationalen Wetterdiensten, über^^K 
lex, Akustikkoppler -oder Dateo ^ T 
hingen der Post abrufen und veim 
beiten. Drei Supercomputer überall;, 
mea die DatersammhÄg^iuid 
beitung, Bahnberechhiitein :: &ät 
Auswertung der Ortun g en , 
Datenverteilung auf Abruf . _ ’ W: 
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SPD: Nock biktot Willy Brandt cÜo Klammer. Rechts von ihm Nactrfol- 
gekandidat lohanms Raa, links Kamfidat Hans-Jochen VogeL 

-5 1 '} 


WELT-Serie: Was ist 
los mit den Deutschen? 
(5. Folge) 


Hier listet der Autor die grundsätzli- 
chen Schwierigkeiten auf, mit denen 
die beiden großen Parteien in den 
nächsten Jahren zu tun haben wer- 
den. Den Grünen gibt der Politik- 
Wissenschaftler auf Dauer keine 
Chance. Während die CDU/CSU als 
;,Volkspartei der Mitte“ etwas besse- 
re Aussichten hat, kommt den Sozi- 
aldemokraten zugute, daß sich ihnen 
die Medien wohlwollender öffnen. 
Die klassische SPD-Wählerschaft 
schrumpft, die Entscheidung fällt im 
neuen Mittelstand. 



Die Grünen: Zun ersten Mal 
etablierten Partei 


sd " w - n - te - — -ss 
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Von WALTER LAQUEUR 

it ihren FühxungskiSften 
sind die politischen Par- 
teien in den Jahrzehnten 
nach dem Kriege im gro- 
ßen und ganzen nicht schlecht gefah- 
ren. Das allgemeine Niveau ihrer 
Kompetenz hielt Vergleiche mit an- 
deren europäischen Ländern aus, 
und die politische Kontmuität, die 
das Land dringend brauchte, war ge- 
sichert 

Konrad Adenauer wurde der erste 
Kanzler der Bundesrepublik mit ei- 
ner Stimme Mehrheit — seiner eige- 
nen - und regierte vierzehn Jahre 
lang. Ein konstruktives Mißtrauens- 
votum, das die ' Christdemokraten 
1972 (zum erstenmal in der Ge- 
schichte der Bundesrepublik) gegen 
"fclie sozialdemokratische Regierung 
einbrachten, wurde abgelehnt - mit 
einer Stimme Mehrheit und die So- 
- zialdemokraten blieben weitere rahn 
Jahre an der Macht 

Die westdeutschelnnenpolitik be- 
wegt ach wie dte anderer demokrati- 
scher Länder in Zyklen. Das Ade- 
nauer-Regime bot für siebzehn Jahre 
Stabilität aber um 1966 hatten sich 
die Christdemokraten verausgabt an 
Schwung, Ideen und Führungsperso- 
naL Die Tür öffnete sich, zuerst für 
die Große Koalition (1966-19#) und 
dann für dreizehn Jahre sozialdemo- 
kratischer Regierung. Noch vor Ende 
dieser Periode ließen die Sozialde- 
mokraten Anzeichen von Müdigkeit 
und Uneinigkeit erkennen. Helmut _ 
J Schmidts Schwierigkeiten hatten 
Ebenso viel mit seiner eigenen Partei 
wie mit der CDU und dem Partner 
FDP zu tun. Die Umstände der „Wen- 
de“ von 1982 waren eine ' Überra- 
schung, nicht aber der Sturz der Re- . 
gjerung und die darauffolgende Wahl- 
niederlage der SPD. Wenn das Gesetz 
der Zyklen auch hier zutrifft, dürften 
die Christdemokraten ziemlich lange 
an der Regierung bleiben. Die Geset- 
ze der Politik, sind aber nicht die der . 
Naturwissenschaften; manchmal 
spielen einzelne Persönlichkeiten ei- 
ne entscheidende Rolle, man c hm al 
,auch der Zusammenhalt (oder dessen 
^■Fehlen) innerhalb der Parteifühlung. 

Es gibt noch andere Fragezeichen: 
Die Sozialdemokraten erreichten nie. - 
die absolute Mehrheit, die Christde- 
mokraten nur einmal, 1957. Immer 
hingen beide von Koalitionspartnern 
ab, den Liberalen (der PDF), die ein- 
mal eine Mitte-Rechts-Po sition ein- 
nahmen, dann mit der SPD und 

Copyright by Ullstein Verlag Gmbh 


Sag mir, wo die Proletarier sind 


anhliAfflinVi aber mals mit der CDU ei- 
ne Koalition pm g in g ign. Aber die FDP 
ist schwacher geworden, und mit 
dem Erscheinen der Grünen hat sich 
die Konstellation kom plizier t Teile 
der Grünen wollen nach schwerealn- 
neren Kämpfen auf regionaler Basis 
mit der . SPD Zusammenar beiten 
Wenn sie » ueh in der kommenden 
Bundestagswahl die Fünf-Prozent- 
Hürde nehmen sollten (was nicht si- 
cher ist) und die FDP sie verfehlt (was 
möglich ist), werden die Grünen das 
politische Zünglein an der Waage 
sein. Wahrscheinlicher aber ist pwp 
S paltung zwischen denen, die das 
parlamentarische Spiel weiterhin 
mitspielen wollen und denen, die ihre 
eigentliche Aufgabe wie in der Ver- 
gangenheit in außerparlamentari- 
schen Aktivitäten sehen. 

Es gab eine Zeit, da die Grünen die 
Partei der Zukunft, die Hoffnung der 
jungen Generation zu sein schienen. 
Sie sind aber eine Protestbewegung 
gegen die etablierte Ordnung ohne 
praktikable Losungen für die sozialen. 
ipifl wirtschaftlichen Probleme ge- 
blieben. Fehlende Organisation, znan- 

gwlnriw Partririi sriplfn, der schwprfST- 

lige Prozeß beim Fällen von Ent- 
scheidungen machen es praktisch un- 
möglich, daß sie ZU einer wir ksamen 
politischen Kraft werden, sieht man 
einmal von den diversen Wahnideen 
ab, dene n vieteGrüne immernoch 
verhaftet sind. 


Chancenlos bleiben 
Grün und Braun 

- Viel ist über Staats- und Parteiver- 
drossenheit geredet worden, die es in 
größerem oder klpmpr pm MaB immer 
in demokratischen Gesellschaften 
gibt Sie werden nur bedrohlich, 
wenn aus Unsicherheit und Unmut 
eine Massenbewegung entsteht, wie 
in der Weimarer Republik geschehen. 
Die Deutschen neigen zum Nörgeln, 
aber die Abnagung gegen das parla- 
mentarische System ist in der Bun- 
desrepublik nicht größer als in ande- 
ren europäischen Ländern. Mit Aus- 
nahme der Grünen haben radikale 
Gruppen keinen Aufschwung erlebt, 
und die Grünen dürften den Hö- 
hepunkt ihres Einflusses erreicht ha- 
ben. 

Die Erfahrungen des Dritten 


Reichs werden auch künftig als Ab- 
schreckung gegen ein massives Wie- 
derauftreten eines Rechtsextremis- 
mus ihre Wirkung tun, und die Gege- 
benheiten in der DDR werden kerne 
Massenbegeisterung für den Kommu- 
nismus sowjetischen Stils aufkom- 

ynen laenen 

Ob das jetzige System der Bundes- 
republik eine größere politisch-wirt- 
schaftliche Krise überstehen wird, 
wie die Weimarer Republik sie erleb- 
te und an der sie zugrunde ging? Die 
Geschichte wiederholt sich nicht - 
entgegen einer weitverbreiteten An- 
sicht Die Schwierigkeiten, denen 
sich die Bundesrepublik im nSchcton 
oder in dgn beiden närhston Jahr- 
zehnten gegenüber sehen wird, wer- 
den anderer Art sein. 

Es ist die Stärke und die Schwäche 
der Christlid^Demokratischen 
Union, HaB sie «r»» Koalition aus vie- 
len sehr unterschiedlichen Gruppen 
darstellt - aus Nord- und Südlichtem, 
aus Katholiken und Protestanten, aus 
Konservati v en wie Alfred Dregger 
und Liberalen wie Kurt Biedenkopf 
aus Großindustriellen und kleinen 
Handwerkern, nicht zu vergessen die 
Christlich-Soziale Union (CSU) in 
Bayern. Die CDU ist dank ihrer weit- 
gefächerten Mörtel die Partei der 
Mehrheit; sie könnte aber 1987 oder 
in der darauffolgenden Wahl die 
Macht Einbußen, wenn sich ihre Feh- 
Id und Pannen 2 U sehr häufen, wenn 
ihr Führungspersonal nicht zusazn- 
men steht, wenn der Ränder nicht 
langer Vertrauen emflöBt, wenn sich 
die bayerische CSU zu weit vom Zen- 
trum der bundesdeutschen Politik 
p n t fe m L Die hauptsächliche Gefähr- 
dung der CDU besteht in der Mög- 
lichkeit, daß der soziale Konsens, auf 

dem sip hwpht, in piiw Ze i t ÖPT Krisp 

zerbricht 

Die F ührungaachicht der CDU ent- 
stammt vo rnehmlich dem unteren 
Mittelstand: Helmut Kohls Vater war 
ein kleiner städtischer Beamter, der 
Vater von Strauß war Metzger, die 
Väter von Rainer Barzel und Karl 
Carstens waren Lehrer (ebenso des* 
von Helmut Schmidt). Gerhard Stol- 
tenberg stammt aus einem Pfarrhaus, 
Manfred Warners Vater war selbstän- 
diger fl d^häftsmann, der klofn an- 
gefangen“ hatte. Norbert Blüm arbei- 
tete als Werkzeugmacher bei Opel in 
Rüsselsheiin. Aus dem oberen Mittel- 
stand stammen Friedlich Zimmer - 


inan, Alfred Dregger, Kurt Bieden- 
kopf und- Walther Leisler Kiep; ihre 
Väter waren wohlhabende Geschäfts- 
oder Kaufleute. Die Sozialdemokra- 
ten haben mehr „Herren von . . in 
ihrer Führung als die CDU. Allge- 
mein betrachtet gibt es zwischen der 
CDU und der Nach-Brandt-und-Weh- 
ner-SPD keine bedeutsamen Unter- 
schiede, was die soziale Herkunft an- 
geht Hans-Jochen Vogels Vater war 
Professor in Göttingen, jener Horst 
Ehmkes Arzt mit einer Priv atkHnik. 
Die FDP ist „bürgerlicher“ als die 
beiden größeren Parteien 
Die Probleme, mit denen sich die 
Sozialdemokraten in den kommen- 
den Jahren zu befassen haben, sind 
denen der CDU nicht unähnlich - 
verschiedene Interessengruppen in 
Übereinstimmung zu bringen und 
sich zugleich nicht zu weit von der 
Mitte zu entfenen. > 


In der Opposition 
floriert „Links“ 


Der Drang nach Tmk^ ist derzeit in 
der SPD stark, aber was heißt heutzu- 
tage schon links? Wie die CDU ist die 
SPD traditionell eine Koalition gewe- 
sen — in ihrem Faß zwischen einem 
pragmatisch-reformistischen (oder 
revisionistischen“) und einem mar- 
xistisch-revolutionären Flügel Unter 
Schmidts Kanzlerschaft hatten die 
Linken wenig Spielraum. Als die Par- 
tei aber in die Opposition gehen muß- 
te, gewann dieser Flügel Oberwasser 
und tat sich vor allem in der Zurück- 
weisung der alten Verteidigungspoli- 
tik h ervor. Auch waren nun viele 
SPD-Linke bereit, auf regionaler Ba- 
sis mit Hon Grünen zusammenzuar - 
beiten. 

Wie revolutionär, wie marxistisch 
sind Hans-Ulrich Klose, Peter von 
Oertzen, Peter Conradi, Oskar Lafon- 
taine und die anderen Repräsentan- 
ten der Linken? Die Antwort lautet 
nicht sehr. Sie träumen nicht vom 
Generalstreik und schon gar nicht 
vom bewaffneten Aufstand. 

Die SPD m u ß zu mnwn Programm 
finden, das die radikaleren Genossen 
zufriedenstem, die die NATO nicht 
wollen, das aber gemäßigt genug ist, 
um jene potentiellen Wähle - nicht ab- 
zuschrecken, die ein starkes Verteidi- 


gungsbündnis einer splendid Isola- 
tion vorziehen. In der Opposition 
mag die Partei Formulierungen An- 
den, die vage genug sind, um auch 
gegensätzliche Standpunkte befriedi- 
gen zu können; sollte sie aber eines 
Tages an die Macht zurückkehren, 
wird sie sich für die eine oder andere 
Seite entscheiden müssen. 

Das D ilemm a der SPD in ihrem 
Verhältnis zu den Grünen (und zu 
den „neuen sozialen Kräften“ im all- 
gemeinen) ist eher noch akuter, weil 
Entscheidungen hier nicht hinausge- 
schoben werden können. Der Le- 
bensstil der Grünen, ihre Moral, ihre 
Einstellung zur Arbeit und zu ande- 
ren überkommenen Werten sind für 
den durchschnittlichen SPD- Wähler 
aus der Arbeiterklasse und natürlich 
auch für jenen des unteren Mittel- 
stands unattraktiv. Die SPD wül sich 
aber nicht die alternativen Studenten, 
Lehrer und Sozialarbeiter zu Gegnern 
machen; zugleich möchte sie die 
Empfind! ichkeften ihrer traditionel- 
len Anhänger unter den Arbeitern 
nicht verletzen. Sie muß also' für ganz 
nn torschiedHrhp Gruppen Verschie- 
denes sein; dabei besteht die Gefahr, 
die eine oder andere Gruppe durch zu 
große Knn7P«»rinnpn zugunsten einer 
anderen vor den Kopf zu stoßen. 

Im Rückblick gesehen hatten die 
Sozialdemokraten in den sechziger 
Jahren Erfolge, weil sie rieh das 
Image einer Volkspartei zuzulegen 
und aus dem „Arbeiterklasse-Getto“ 
auszubrechen vermochten. Seither 
hat der Anteil der Handarbeiter in der 
Bevölkerung abgenommen, und die 
Zahl derer, die rieb als Proletarier 
bezeichnen, ist noch ra p ider dahinge- 

»yhmnlzpn- Ffinrtip SPD s timmen im . 

mer noch mehr Arbeiter als für die 
CDU, aber der Abstand ist nicht mehr 
groß. Nach kürzlichen Umfragen ge- 
ben 46 Prozent der Handarbeiter ihre 
Stimmen de n So zialdemo kraten und 
44 Prozent den Christdemokraten. 
Beide Parteien haben auch etwa den 
gleichen Prozentsatz von Angestell- 
ten in ihrer Wählerschaft. 

Audi die Zahl der Arbeiter unter 
den sozialdemokratischen Partei- 
ftmktionären hat, selbst auf unter er 
und lokaler Ebene, abgenommen; sie 
wurden durch jüngere Mitglieder mit 
höherer Schulbildung ersetzt, die 
nicht aus dem Arbeitermilieu stam- 
men. 

Eine gewisse in jüngster Zeit zu 
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Briefe an DIE® WELT 

DIE WELT.-Godesberger Allee 99, Postfach 200 866. 5300 Bonn 2, Tel. 0228/30 41, Telex 8 85 714 

Streit im Händlerverband 

.Du .sterke Btfldf oder El n Verband pj- 

HU Im Ntte": WELT vom 14. Angut 

Sehr geehrte Herren, 

nach jahrelanger Beobachtung 
kann ich bestätigen, daß die von 
Herrn Mnhnkp aufgeführten Vorgän- 
ge auch nach meine r Meinung den 
Tatsachen entsprechen. Die sich dar- 
. -.aus ergebenden Sorgen bezüglich der 
-^Zukunft des Verbandes BGA teile 
ich. 

Etwaige Angriffe gegen ■ Herrn 
Mahnke wären unberechtigt, und die- 
jenigen, die mit seinen Ausführungen 
nicht einverstanden sind, sollten ge- 
beten werden, zu den einzelnen 
Punkten sachlich Stellung zu bezie- 
hen. 

Mit freundlichen Grüßen 
W. M Maibaum, 

. . ‘ Hamburg 1 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wie man dem „Hoppenstedt“ ent- 
nehmen kann, ist die deutsche Ver- 
bandslandschaft ein Flickenteppich. 

Das liegt wohl im Wesen eine 1 Demo- 
kratie. 

Der BGA lief bereits Ende der 10er 
Jahre Gefahr, sich durch Austritt der 
Außenhandelsverbände zu spähen. 

Erst durch den De-facto-Rücktritt des 
„Frankfurter Urgesteins“, Fritz Dietz, 
wurden diese Abspaltungstendenzen 
erstickt Keine sieben Jahre später 
eröffnet der Exporthandel eine eige- 
ne Repräsentanz. 

Schade, daß die WELT nicht re- 
cherchiert hat, welche Spannungen 


in diesem Händlerverband wirklich 
vorherrschen, und was nun dem stell- 
vertretenden Hauptgeschäftsführer 
Siemann wirklich vorgeworfen wird. 
Leider wird auch nicht auf die seltsa- 
me Rolle des BGA-Hauptgeschäfts- 
f&hrers Dr. Stahlmann eingegangen- 
Schon während der sogenannten 
Dietz- Affäre war er außerstande, den 
Spitzenverband aus dem Negativ- 
Image herauszuholen. Wiederum ist 
er nicht in der Lage, BGA-interoe 
Probleme unter Ausschluß der Öf- 
fentlichkeit zu lösen. 

Die Verbandslandschaft wird sich 
durch eine Spaltung des BGA kaum 
verändern. Präsident Richter und 
Hauptgeschäftsführer Dr. Stahlmann 
werden als Spalter in die Geschichte 
des Verbandswesens eingehen. Wo 
bleibt ihr Rücktritt? 

Mit freundlichen Grüßen 
S. Sarter, 
Bonn 1 


Aussperrung 

„Amfittm- < M««n* mimf «nH»t If ; WELT 
- vom Zt Amfui 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

das vor kurzem veröffentlichte 
Gutachten des ehemaligen Präsiden- 
ten des Bundesarbeitsgerichts (BAG), 
Professor Gerhard Müller, erregt of- 
fensichtlich verschiedene Gemüter. 

Dabei wird oft übersehen, daß Mut 
ler mit seinem Gutachten bezüglich 
der Zulässigkeit einer Angriffs- 


Aussperrung durch den Arbeitgeber, 
die ständige Rechtsprechung des 
BAG wiedergibt Der Große Senat 

des BAG hat m a»fnAm T Uxsrhhi ft vnrri 

21. 4. 1971 [BAGE 23,292(308)] die 
Auffassung vertreten, daß auch die 
Arbeitgeber das Recht hätten, ihrer- 
seits mit einer Aussparung den Ar- 
beitskampf zu eröffnen. 

An dieser Rechtslage hat sich auch 
durch spätere Entscheidungen des 
BAG, wie etwa die Ausspemmgsur- 
tefle vom 10. 6. 1980, nichts geändert. 
In diesen Fällen hatte das Gericht 
jeweils nur die Frage zulässiger Ab- 
wehrausspemmgen zu entscheiden, 
was oft übersehen wird. Insoweit sind 
die Äußerungen Müllers kein „No- 
vum“. 

Mit fre undli chen Grüßen 
R-J. Schliecker, 
Hamburg 90 


von Anlagen, Einrichtungen, Arbeits- 
geräten, Triebwerken solcher Art, bei 
denen die Wirkungsweise im Zusam- 
menhang mit darin umgesetzten Stof- 
fen steht 

Die BVH-Mitglieder sind selbstän- 
dig freiberuflich tätig und unterlie- 
gen dalw weitgehenden Einschrän- 
kungen der Werbung für ihre Tätig- 
keit wie andere freie Berufe auch, 
z.B. Ärzte und Rechtsanwälte. Lei- 
der teilen sie mit diesen Berufen 
nicht deren Bekanntheit Die verei- 
digten. Handelschemiker werden von 
den von B. Larenzen gemeinten „sau- 
beren“ Lebensmittelherstellem, auch 
von H5nHi«»m zwischen Erzeuger und 
Verbraucher rege in Anspruch ge- 
nommen, 3 .$. ficiwillig in Erfüllung 
ihrer Sorgfaltspflichten, bei Handels- 
verträgen, Schadens- und Streitfäl- 
len. 

' Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Wilfried Frei 
Bundesverband vereidigter 
JTaTvI^lcnh^miker P V., 
Hamburg 


Sachverständige Bitte um Hilfe 


.Leserbrief: PrfiftrfeUe“; WELT rem 22. 

Aastet - - 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

der Wunsch ist erfüllt Die im BVH 
- Bundesverband vereidigter Han- 
delschemiker - msamnrengescKlos- 
seti en Chemiker befassen rieh als öf- 
fentlich bestellte und vereidigte 
Sachverständige mit der Feststellung 
der Beschaffenheit, des Reingehahs, 
der Ver unreinig un g en oder des 
Schadstoffgehaltes, des Nutzwertes, 
der Beständigkeit von Stoffen jeder 
Art, insbesondere auch Lebensmit- 
teln, und auefantit der Wfrkungsweise 


Pfite brascht Jjfflfc*; WELT vom 28 . 

Aocoat 

Sieht geehrter Herr Chefredakteur. 

ich kam die Forderungen und 
Schlußfolgerungen nur unterstrei- 
chen, die der CDU-Abgeordnete und 
Uganda-Experte Heinz-Günther 
Husch aus seinem jüngsten Besuch in 
Kampala zieht. Da ich mich im Auf- 
trag des Komitees Not-Ärzte zeit- 
gleich. mit Herrn Hüsch in Kampala, 
im Norden (Luwero-Dreieck) und We- 
sten des Landes (Mityana, Bukomero, 
Ejrioga) «nfjw^'iton habe, darf ich 
dem von Heinz -Günther 

BÜsch n<y*h hirmif ugen: Der neue 


Ugandische Ges iinriheitCTniniqtPr Dr. 
Benjamin Obonyo hat das Komitee 
Cap Anamur/Not-Ärzte gebeten, ne- 
ben seiner bisherigen Station im We- 
sten des Landes (Kirioga) noch fol- 
gende Notstandsgebiete mit MeHiwn 
und Nahrungsmitteln zu versorgen: 

• Im Luwero-Gebiet soll das Hospi- 
tal Nakaseke, in dem das Komitee in 
den Tagen des heftigsten Bürger- 
kriegs vom Oktober 1983 bis Oktober 
1984 bereits gearbeitet hatte, erneut 
tätig werden. Ich konnte mir das 
Hospital im Luwero-Busch ansehen, 
wo sich jetzt wieder viele Menschen 
aus ihren Fluchtverstecken sammpin 
und die Dringlichkeit der Hüfsmaß- 
nahmp bemerken; 

• in Yumbe, einem Ort in der Pro- 
vinz West-Nile in unmittelbarer Nahe 
zu Sudan, wo an die 30 (MH) Exil- 
Ugander wieder zurückgekommen 
sind und wo ein Hospital seit Jahren 
auf seine Rehabilitation wartet 

DaS Komitee bittet die Bevölke- 
rung, diese beiden Projekte zur Hilfe 
und Rettung von Menschen mit 
Spenden zu unterstützen: Stadtspar- 
kasse Köln 22 22 22 2. 

Mt ßreundhcbmn Gruß 
Ihr Dr. R Neu deck, 
Köln 


Wort des Tages 

99 Sein Jahrhundert kann 
man nicht ändern, aber 
men kann sich ria gpffim 

stellen, und glückliche 
Wirkungen vorbereiten. 99 

Johann Wolfgang von Goethe 
( 1749-1832) 


beobachtende Radikalisierung der 
Sozialdemokratie beruht nicht auf 
dem Kampfgeist der Arbeiterklasse, 
sondern auf der kulturellen und poli- 
tischen Orientierung bestimmter 
Schichten des neuen Mittelstands, für 
die die CDU der Gegner ist. Diese 
Mätte l st andsradikalen sind zusam- 
men mit den Grünen wichtige Bun- 
desgenossen für die SPD, auch und 
gerade wegen ihres starken Rück- 
halts in den Medien und im Bildungs- 
wesen. Die kulturell-ideologische 
Trennungslinie in der bundesdeut- 
schen Politik verläuft zwischen ver- 
schiedenen Schichten dieses neuen 
Mittelstands; geographische Fakto- 
ren, religiöse Bindung und genera- 
tionsmäßige Zusammensetzung sind 
wichtiger als soziale Konflikte. Es 
handelt rieh nicht mehr um Klassen- 
kampf, sondern um eine Art Kultur- 
kampf 

Willy Brandt und andere bemühen 
rieh nach Kräften, nicht den Kontakt 
mit der jungen Generation, ihren Ge- 
fühlen pnd Forderungen zu verlieren. 
Die Sozialdemokratie steht aber kei- 
ner Generation gegenüber, die aus ei- 
nem Guß wäre, sondern jungen Men- 
schen mit sehr unterschiedlichen Le- 
bensauffassungen Und *»in qn Hp r oft 
widersprechenden Orientierungen. 


Kontakt mit Jugend - 
aber mit welcher? 


Zudem ändern sich die Ansichten 
dieser jungen Generation rapide. Die- 
jenige von 1984 unterscheidet sich 
von jener des Jahres 1970, und die 
von 1990 wird wiederum ganz anders 
sein. Zu dem Zeitpunkt, da sich die 
Parteiführung einer jungen Genera- 
tion angepaßt hat, wird diese schon 
wieder von einer nächsten abgelöst 
sein. Auch ist es nicht möglicfe für 
jene Jugendlichen, die willens sind, 
innerhalb des „Systems“ zu leben 
und zu arbeiten, und jene anderen, 
die bereits „ausgestiegen“ sind, einen 
gemeinsamen Nenner zu finden. 

Auch die Wi rlning omfi gliphkeiten 
der westdeutschen Gewerkschaften, 
des DGB, nehmen im Schatten einer 
nur noch langsam expandierenden 
Wirtschaft tendenziell ab. So sehr die 
Regierung zur Hilfe bereit sein mag, 
kann sie doch die Nachfrage nach 
nicht benötigten Produkten keines- 
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falls künstlich steigern oder die Ein- 
führung neuer Maschinen aufhalten. 
Die Gewerkschaften haben das 
Recht, für die Interessen ihrer Mit- 
glieder zu kämpfen und auf Parteien 
und Regierung Druck auszuüben. 
Aber ihre gesteigerte Militanz kann 
die Tatsache nicht ungeschehen ma- 
chen, daß ihre Position aus Griinden. 
die weder sie noch die Regierung be- 
einflussen können, geschwächt wur- 
de. 

Der Einfluß der Kirchen und des 
Bildungswesens auf die öffentliche 
Meinung läuft kaum Gefahr, ignoriert 
zu werden, während jener der Medien 
häufig unterschätzt wird. Die Haupt- 
funktion des Fernsehens ist natürlich 
die Unterhaltung, aber auch seine Be- 
deutung als Informationsquelle ist 
nicht unwichtig. In einer Umfrage 
aus dem Jahre 1980 nannten 49 Pro- 
zent das Fernsehen als ihre Informa- 
tionsquelle über die Weltereignisse; 
der Prozentsatz war höher als der von 
Presse und Rundfunk zusammenge- 
nommen. Noch überraschender ist, 
daß die Glaubwürdigkeit des Fernse- 
hens höher gewertet wird (53 Prozent) 
als die des Rundfunks (17 Prozent) 
oder der Presse (12 Prozent). 

Die Fernsehprogramme in demo- 
kratischen Ländern neigen dazu, sich 
auf Unzulänglichkeiten und Mißer- 
folge zu konzentrieren, und da die 
jeweilige Regierung, nicht die Oppo- 
sition die „Nachrichten macht“, ist 
sie kritischeren Blicken unterworfen 
als die Opposition. 

Im großen und ganzen kommen die 
Sozialdemokraten im Wettbewerb 
um die Gunst der Fernsehzuschauer 
besser weg. Man wird kaum je erle- 
ben, daß ein Fernsehkommentator 
ein Loblied auf einen Politiker singt 
auch nicht auf Willy Brandt und 
Hans-Jochen Vogel; aber in ihrer Kri- 
tik an christdemokratischen Politi- 
kern liegt nicht selten Schärfe. 

In der bundesdeutschen Telekratie 
gibt es mehr Sympathisanten der 
Linken als der Rechten, und dies ist 
nicht nur in den politischen Sendun- 
gen zu erkennen, sondern auch in 
anderen Programmen, etwa in sozia- 
len und kulturellen Reportagen, in 
Theaterstücken und sogar in Kinder- 
sendungen. 

Moigen lasen 51a: 

Noch einmal beschäftigt sich Walter 
Laqueur mit den Seibstzwelfeln der 
Deutschen und mit den daraus resul- 
tierenden Irritationen in den Staaten. 
Sein Resümee: vorerst wie gehabt. 


Personalien 


EHRUNGEN 

Ministerpräsident Johannes Rau 
überreicht am Donnerstag dem 
Kammersänger Rudolf Schock 
(Düren) für dessen herausragende 
künstlerische Leistungen das 
Große Verdienstkreuz .des Ver- 
dienstordens der Bundesrepublik 
Deutschland. 

* 

Die höchste Auszeichnung El 
Salvadors, der J ose-Matias-Delga- 
do-Orden, wurde dem Vorsitzenden 
der Konrad-Adenauer-Stifung, 
Bundesminister a. D. Dr. Bruno 
Heck, verliehen. Im Rahmen einer 
Feierstunde überreichte der Pla- 
nungsminister des lateinamerikani- 
schen Landes, Dr. 'Fidel Chaves 
Mwifl, im Namen von Präsident 
Napoleon Daarte Dr. Heck das 
Großkreuz. 

* 

Der frühere amerikanische Ge- 
sandte Hans N. Tuch erhielt in Wa- 
shington aus der Hand des deut- 
schen Gesandten Hans-Theodor 
Wal lau das ihm vom Bundesprasi- 
denten verliehene Große Bundes- 
verdienstkreuz. Tuch, der bis An- 
fang 1985 für die amerikanische Öf- 
fentlichkeitsarbeit in der Bundesre- 
publik verantwortlich war, habe 
während seiner insgesamt vierzehn- 
jährigen Tätigkeit in Deutschland 
als „perfekter Mittler und Vermitt- 
ler“ zwischen den beiden Ländern 
gewirkt, sagte Wallau. 1924 in Berlin 
geboren, war Tuch 1938 in die Ver- 
einigten Staaten emigriert und 
diente während des Zweiten Welt- 


kriegs als Intelligence- Experte bei 
US-Luftlandetruppen in Europa. 
1949 trat er in den Auswärtigen 
Dienst ein; nach Stationierungen in 
Stuttgart, Frankfurt, München, 
Moskau, Washington und Sofia ar- 
beitete Tuch von 1967 bis 1970 als 
Public Affairs OfScer in Berlin. In 
den letzten fünf Jahren gehörte er 
in führender Position der US-Bot- 
schaft in Bonn an. 

UNIVERSITÄT 

Der Professor für Astronomie an 
der Rheinischen Friedrich-Wil- 
helms-Universität in Bonn, Dr. 
Hans Schmidt, ist in diesem Monat 
emeritiert worden. Professor Hans 
Schmidt, geboren 1920 in Rem- 
scheid, studierte von 1939 bis 1942 
in Jena und Bonn. Seine Promotion 
erfolgte 1942 in Bonn, seine Habili- 
tation 1952. Seit 1966 war Hans 
Schmidt ordentlicher Professor für 
Astronomie an der mathematisch- 
naturwissenschaftlichen Fakultät 


Im Alter von 66 Jahren ist der 
Apostolische Protonotar Prälat Dr. 
Alois Wtrttke in West-Berlin ver- 
storben. Wuttke, der aus dem Erzbi- 
stum Breslau stammte und Mitglied 
von dessen Domkapitel war, wirkte 
nach Kriegsende zuerst in Goriitz, 
dann in West-Berlin. Papst Paul VL 
ehrte Wuttke 1973 mit der Ernen- 
nung zum Apostolischen Protono- 
tar. Im vergangenen Jahr feierte 
Wuttke Sein diamantenes Priester- 
jubiläum, 
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DAS POLITISCHE ® BUCH 


Dem Zynismus entronnen 

Trotz aller Anfeindungen: Schewtschenkows „Bruch mit Moskau“ informiert zuverlässig 


A rkadij Nikolajewitsch Schewtschen- 
ko ist ein lustiger Gesprächspartner. 
Es ist jedesmal ein Vergnügen, ihn in 
Amerika zu treffen. Man spürt, wie glücklich 
er ist, weil er nicht mehr ein sowjetischer 
Bürokrat sein muß. sondern ein freier 
Mensch sein kann. Er will sich nirht ver- 
stecken unter einem falschen Namen, nach 
einer plastischen Operation im verborgenen 
leben. Er sieht fast genauso aus wie vor acht 
Jahren, als er noch der höchste sowjetische 


Arkadij N. Schewtschenko: 

Mein Broch mH Moskau 

Lübbe Verlag, Bergfsch-Gladbach. 

432 S., 42 Mark. 


UNO-Beamte war - und auch das ist seine- 
Herausforderung an die von ihm verlassene 
Welt der Unfreiheit 

Schewtschenko galt in Moskau nicht nur 
als Gromykos Berater im Botschafterrang, 
sondern auch als Politologe: Er schrieb Bü- 
cher und Artikel über Abrüstung und orien- 
tierte sich sehr gut im Dschungel der stets 
variierenden sowjetischen Stellungnahmen 
in dieser leider theoretischen Disziplin. 
Dann wurde er nach New York abgesandt - 
als sowjetischer Stellvertreter des UNO-Ge- 
neralsekretärs. 

Sein jetzt auch auf deutsch vorliegendes 
Buch behandelt zunächst die Kinder- und 
Jugendjahre in einer nach sowjetischem 
Maßstab vm hi habe n d en Familie und das 
Studium an der Elitehochschule für interna- 
tionale Beziehungen. Dann folgte die Auf- 



Aifrocfif N.SdmwtscfMnko 
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nähme in den diplomatischen Dienst, Auf- 
stieg in die Nomenklatura mit allen Privile- 
gien dieser herrschenden Klasse- Was bewog 
den Erfolgreichen zur Flucht - und zwar 
buchstäblich, zu Fuß vom 26. Stock und 
durch nächtliche New Yorker Straßen zum 
rettenden Auto der CIA? Schewtschenkos 
Buch gibt darüber Aufschluß: Es war der 
Ekel, den die Berührung mit dem Alltag der 
sowjetischen Außenpolitik in ihm erregte. 
Die Schilderung dieses Alltags bildet den 
Hauptteil des Buches. 

Schewtschenko ist kein „kalter Krieger“. 
Mit ' bemerkenswerter Objektivität be- 
schreibt er syine Erfahrungen. Er verheim- 
licht nicht seine Bewunderung für Gromyko 

lim) nipniyhliphp Sy mpathie 711 »mwn flfin. 

ner. Dasselbe güt für das Porträt des sowjeti- 
schen Botschafters in den USA, Dobrynin. 
Der Autor stellt seine früheren Kollegen in 
Moskau, die ihn jetzt als einen „Verräter“ 
beschimpfen müssen, nicht in düsteren Far- 
ben dar. Auch in Amerika ist für ihn nicht 
alles Gold. Das ist eine respekterregende 
G eisteshaltung bei eirwm Mann, der in Ab- 
wesenheit zum Tode verurteilt worden ist 
und dessen Frau von New York nach Mos- 
kau verschleppt wurde, um dort sofort an- 
geblich „Selbstmord“ zu begehen. 

Über die Gestaltung der sowjetischen Au- 
ßenpolitik will der Autor weder moralisieren 
noch spekulieren; er gibt die ihm bekanntge- 
wordenen Fakten wieder. Gerade diese an- 
einandergereihten Tatsachen lassen den Le- 
ser mehr und mehr Schewtschenkos Ekel an 
der Moskauer Politik rew^mpfindwi. 

Vor allem ist das die zynische Handha- 
bung der sowjetischen „Abrüstungsangebo- 
te“: Lautstarke Beteuerungen des angebli- 
chen Moskauer Wunsches, Nuklearwaffen 
zu vernichten, während die Kremlführung 
längst beschlossen hat, auf ihre Nuklear- 
raketen nie zu verzichten, weil die UdSSR 
sonst ihr internationales Gewicht einbüßen 
würde. Dann die Geschichte der sowjeti- 
schen Vorbereitung eines Atomschlages ge- 
gen China. Nur die Angst vor einer mögli- 
chen amerikanischen Reaktion schreckte 
das Politbüro von der Tötung von Millionen 
Chinesen ab; aber die Sowjetdiplomatie 
setzte schon eine UNO-Resolution durch, 
die, zwar Anti-Atom-Parolen proklamierend, 
einen sowjetischen Atomangriff auf China 
juristisch ermöglicht hatte. 

Schewtschenko schildert die übliche At- 
mosphäre aller sowjetischen Auslandsver- 
tretungen: ständige Angst vor KGB-Aufee- 


hem und Agenten; fieberhafte Einkäufe von 
möglichst billigen westlichen Waren, wobei 
man auf eine anständige Wohnung und so- 
gar auf normales Es»* 0 verzichtet, um Geld 
zu sparen; Liebedienerei, um sich das Wohl- 
wollen der Bosse zu sichern und somit mög- 
lichst lang e im Ausland bleiben zu können. 
Ein ganzes Kapitel ist der Tätigkeit des KGB 
in Amerika, besonders in der UNO, gewid- 
met, die einer der T eiter der sowjeti schen 
Spionage im Gespräch mit Schewtschenko 
als „unseren besten Beobachtungspunkt im 
Westen“ bezeichnet 

Der deutsche Leser wird sich mit Interes- 
se merken, was der frühere Sowjetbotschaf- 
ter in Brmn im Zusammenhang mit sowjeti- 
schen Spionageerfolgen sagte: „Wir haben 
eben in Westdeutschland ein sehr gutes 
Netz." Auch »ine andere nützliche Informa- 
tion findet mp™ im Buch: Als Brandt im 
August 1970 in Moskau war, entschied das 
Politbüro nach ausführlicher Debatte, daß 
Verhandlungen über die Wiedervereinigung 
Deutschlands nur unter der Bedingung 
s tg ftfinrfgn dürften, daß die Bundesrepublik 
ein „sozialistischer“, also kommunistischer 
Staat würde. 

Weniger interessant ist die langatmige 
Schilderung der ungewollten geheimen Zu- 
sammenarbeit des Verfassern mit der CIA. 
Wahrscheinlich ist das ein Tribut an Mutma- 
ßungen des amerikanischen Verlages über 
den Geschmack der US-Leser. 

Vor einig en Wochen er klär te plötzlich ei- 
ne linksliberale amerikanis che Zeitschrift, 
Schewtschenkos Buch sei nicht vom Autor, 
sondern von anderen in CIA-Regie geschrie- 
ben worden Cs. die WELT v. 2. August). Die 
Idee ist nicht taufrisch: Die Sowjets behaup- 
teten dasselbe über das Buch des 1944 abge- 
sprungenen Viktor Kravtschenko „Ich wähl- 
te die Freiheit“, über Chruschtschows Ge- 
heimrede auf dem 20. Parteitag, über seine 
Erinnerungen, über das noch in der Sowjet- 
union ver&ßte Memoirenbuch von Stalins 
Tochter Swetlana. Merkwürdig ist nicht die- 
se hilflose Verlegenheitserfindung der So- 
wjets; merkwürdig ist die Bereitschaft eini- 
ger Menschen im Westen, die „originelle“ 
These ernst zu nehmen, daß Leute aus der 
UdSSR ihre Lebenserinnerungen ohne die 
CIA nicht zu Papier bringen können. 

Nein, die in Schewtschenkos Buch vorge- 
brachte Information über die sowjetische 
Politik entspricht der Wahrheit Dieses Buch 
ist jedem politisch interessierten Leser zu 
empfehlen. MICHAEL VOSLENSKY 


Ein Netzplan für die Wiedervereinigung? 

Werner Obst spekuliert über die Wirkkraft der sozialen Marktwirtschaft 


I n seinem neuen Buch geht Werner Obst, 
ehemaliger „DDR“-PIanungsfunktionär 
und engagierter Streiter für die Markt- 
wirtschaft, den Gründen für Moskaus Ab- 
stieg zu einer ökonomischen Mittelmacht 
nach. Die von ihm angeführten Zahlen und 
Statistiken sprechen für sich: Seit 1960 ist 
die Sowjetunion vom zweiten Rang unter 
den großen Wirtschaftsmächten auf den 
vierten Platz zurückgefallen. Japan und die 
EG rangieren heute vor der UdSSR, der 
Abstand zu den USA hat sich noch mehr 
vergrößert - und im Hintergrund setzt be- 
reits China zum Sprung in die Spitzen- 
gruppe der führenden Industrienationen an. 

Für Werner Obst ergibt sich daraus zwin- 
gend: Moskau muß abrüsten und sein Sy- 
stem reformieren, wenn es nicht weiter ab- 
st eigen will. Für die Deutschen erwächst aus 
dem Versagen der östlichen Planwirtschaft 
die nationale Chance zur Wiedervereini- 
gung. Der Westen braucht nur durch Wettrü- 
sten und Handelsboykott ein wenig nachzu- 
helfen, um den Umschwung zu Demokratie 
und Marktwirtschaft im Osten herbeizufüh- 
ren. 

Das ist so vordergründig und kurzschlüs- 
sig gedacht wie es dahingeschrieben wurde 
Was Werner Obst übersieht: Die heute von 
ihm zu Recht hochgepriesene soziale Markt- 
wirtschaft hat ihre V orbildfunktion schon 
viel früher entfaltet als das Herz des SED- 
Mitglieds Obst noch für die planwirtschaftli- 
chen Dogmen des Sozialismus schlug, ohne 
daß es darüber zur Wiedervereinigung ge- 


kommen ist. Es gibt eben keine Automatik 
zwischen der unaufhaltsam wachsenden 
Wiedervereinigung und dem innerdeut- 
schen Produktivitäts- und Wohlstandsgefal- 
le, wie Obst meint 

Des Autors rein ökonomische Betrach- 
tungsweise vernachlässigt die eigentlichen 
Kraftquellen, aus denen ein totalitäres Re- 
gime seine soziale Stabilität bezieht 


Werner Obst: 

Der rote Stern verglüht 

Moskaus Abstieg. Vertag Langen 
Müller/Herbig, München. 204 S-, 29.80 
Mark. 


Gewiß, in jedem anderen Land - darin ist 
dem Autor zu zu stimmen - hätte ein Bruch- 
teil der Schwierigkeiten, mit denen sich der 
östliche Verbraucher henimschlagen muß, 
längst zu eine m Regierungswechsel oder zu 
einer Revolution geführt Doch in der So- 
wjetunion hat die Plawirtschaft nie richtig 
funktioniert war die Qualität der Ware und 
Dienstleistungen immer schlecht gab es all- 
zeit Versorgungsengpässe und Käufer- 
schlangen. Schwarzmarkt und Korruption 
sind dort allgemein akzeptierte Regulative 
für die versagende Planwirtschaft mit de- 
nen der einzelne zu leben gelernt hat Alle 
Disziplinierungs- und Autikonuptionsfeld- 
züge haben daran nichts zu ändern ver- 
mocht 

Blättert man alte „Prawda“-Ausgaben 
durch, so findet man dort schon vor 20, 30 


oder 50 Jahren die gleirhen Klagen und Be- 
schwerden wie heute. Im übrigen sorgt die 
Propaganda dafür, daß zuminde st die große 
Masse der Sowjetbürger ihre Lage, vergli- 
chen mit der eines westlichen Dauerarbeits- 
losen, noch beneidenswert findet Wo selbst 
der Agitprop-Holzhammer nichts ausrichtet 
kümmert sich die Staatssicherheit dä mm, 
daß die Arbeiter nicht aufmüpfig werden. 
Der Stolz auf die patriotische Leistung in 
den schweren Jahren des Krieges und des 
Wiederaufbaus ist eine weitere, nicht zu un- 
terschätzende Kraftquelle des Regimes. 

Auf diesem Hintergrund nehmen sich die 
Gedankenspiele, wie sie Obst mit seinem 
„Netzplan“ für die Wiedervereinigung an- 
stellt reichlich wirklichkeitsfremd aus. Er 
selbst bezeichnet die der sozialliberalen 
Ostpolitik zugrunde liegende Hoffnung auf 
einen politischen Ausgleich mit den vom 
Westen „ökonomisch herangeholten“ Ost- 
staaten als „unendlich naiv“, befürwortet 
aber „aus rein nationalen Gründen“ Milliar- 
denkredite zur Stabilisierung des SED-Re- 
gim e s - Hier liegt wohl die Seele des ehemali- 
gen SED-Funktionärs, der noch heute sei- 
nen früheren Genossen „Idealismus“ zugute 
halt im Widerstreit mit den neu gewönne 
nen Einsichten des konsequenten Markt- 
wirtschaftlers. Es ist ein Widerspruch, der 
das Obst-Buch trotz vieler beherzigenswer- 
ter Einzelerkenntnisse auf allen 200 Seiten 
wie der buchstäblich rote Faden durchzieht 

BOTHO KIRSCH 



Kori Koller ha John» 1943 


FOTO: CHE WB-T 


Zwischen 
Treueid 
und Einsicht 


D as Buch Karl Kollers erschien ur- 
sprünglich 1949. Es handelt sich um 
die persönlichen Tagebuch-Notizen 
eines nüchternen Berufsoffiziere, der sich 
als Deutscher und Soldat fühlte und aus 
dieser Vorgabe heraus mit dem kranken Ex- 
zentriker Hitler und seinen Schranzen inner- 
lich brechen mußte. Koller war Soldat Zwi- 
schen Treueid, der ihn band, und der Ein- 
siebt daß er mit seiner Arbeit gegen vitalste 

Karl Koller 

Doff Mofiot 

14. April bis 27. Mai 1945. Tagebuchauf- 
zeichnungen des ehemaligen Chefs des 
Generalstabs der deutschen Luftwaffe. 
Bechtie- Vertag, München. 204 S., 28 Mark. 

Interessen des ei ge nen Volke s vers tieß, fand 
er für sich selbst den Kompromiß: Pflichter- 
füllung von Tag zu Tag, Fürsorge für Unter- . 
ge bene und Zivilisten, wo immer sich rfnai 
einp Mö glichkeit bot 
Inzwischen ist das Dritte Reich und sein 
Krieg unter allen denkbaren Aspekten abge- 
handelt die Unmittelbarkeit der KoHer-No- 
tizen freilich kann von einem mnripmwi 
Zeithistoriker nicht mehr erreicht werden. 
Darin also liegen Wert und Reiz des Buches. 
Davon abgesehen, werfen des Generals Noti- 
zen nach seinen letzten abenteuerlichen Flü- 
gen in das von der Roten Armee eingeschlos- 
sene und schon großenteils überrollte Berlin 
Schlaglichter auf die - im Wortsinne - vergif- 
tete Atmosphäre im Befehlsbunker. 

Deutlich wird, wie Bormann mehr und 
mehr in die ausgebrannte Hülse des Führers 
schlüpft So schickt Hitler seinen nach dem 
Gesetz zum Nachfolger berufenen Reichs- 
marschall Göring unter Zeugenschaft Kol- 
lers nach Berchtesgaden mit der Begrün- 
dung, er selbst wolle als Festungskomman- 
dant mit der Stadt Berlin untergehen. Ein 
paar Tage später läßt Bormann Göring auf 
dem Obersalzberg als Verräter verhaften, die 
Offiziere vom Stab Göring werden durch die 
Salzburger Gefängnisse geschleppt 
Koller entgeht ganz knapp der Verhaf- 
tung, kurz darauf wird er zum Bevollmäch- 
tigten Chef der Luftwaffe katapultiert und 
widmet sich nun zwei Wochen lang der „Be- 
freiung“ Gö rings. Obwohl er Göring nicht 
sehr mag, ist Koller in diesem Fall ganz 
eindeutig und mit guten Gründen der Mei- 
nung, Göring habe nach bestem Wissen ge- 
handelt Er habe, nachdem Hitler auf die 
Führung des Staates verzichtet hatte, als- 
bald versuchen wollen, wenigstens mit dem 
Westen zu einem Waffenstillstand zu gelan- 
gen, um die Gebietsnahme durch die vorsto- 
ßenden Sowjetarmeen möglichst gering zu 
halten. 

Kollers Schlußbilanz nach dem Unter- 
gang der Luftwaffe, seine Wehmut über das 
am Ende sinnlose Sterben so vieler tapferer 
Idealisten,. ist erschütternd. Ob er recht da- 
mit hat daß der Krieg einen anderen Aus- 
gang genommen hatte, wäre nicht durch die 
dauernden spontanen und mitunter gerade- 
zu zerstörerischen Interventionen Hitlers die 
Entwicklung, die sich für Deutschland so 
vielversprechend anließ, zunichte gemacht 
worden — das muß dahingestellt h leihen 

HERMANN RENNER 


Was im Lager Ain Hilwe 
bei Sidon wirklich geschah 

Zwei Bücher zur Geschichte der libanesischen Kriege 




A m Vormittag des 8. Mai 1976 stand ich 
hinter “Räumen geduckt in «nw Sei- 
tenstraße vor der Villa Mansour in 
der Nähe des Beiruter Museums. Auf dem 
Asphalt qualmten Autoreifen, von irgend- 
woher peitschten Geschoß-Garben, Granat: 
werfer-Einschläge kamen immer näher. Die 

liKitn»«i«»h»n A hgwwrfnAfa»» rann Fon im. 

Laufschritt in das provisorische Parlament, 
wo an diesem Tag Sias Sarkis zum Staats- 
präsidenten der zerrissenen Zedem-Repu- 
bük gewählt wurde. 

Bei Konzehnann findet die Wahl im fried- 
lichen Schtaura in der statt, 

wo dann in Wirklichkeit erst im September 

Gerhard Konzeimann: 

Der uaheffige Krieg 

Vertag Hoffmann und Campe, Hamburg. 
512 S., 39,80 Mark. 

Marcel Pott/Renate Schfmkorett-Pott: 
Beirat - Zwischen Krevxved Koran 

Westermann Vertag, Braunschweig. 

542 S-, 39,80 Mark. 

die Amtseinführung von Sarkis unter syri- 
schem Schutz erfolgte. Mit' desartigen un- 
stimmigen Kleinigkeiten darf inan sich bei 
Knngelraann flieht miPfflltm . Er mahlt am 

besten, warn er selbst wirklich dabei war. 

Über die Erstürmung der Kreuzfahrer-Fe- 
ste Beaufort durch die israelische Golani- 
Brigade am 6. Juni 1982 berichtet Konzel- 
mann, die Palästinenser dort hätten auJfee- 
geben, weü sie ihre Munition verschossen 
hätten. Wir fanden noch Tage danach, als die 
ersten Journalisten ins Kampfgebiet famAn, 
jede Menge von sowjetischer Munition. 

KnnTriiruimi lobt den tog riangan Wider- 
stand liwP alästinpnyr im Tj ffl r Ain FTflw e 
bei Sidon. Schon wahr, aber wn fimatiseh e r 
Srheieh namens Thrahim Hawim hatte Dut- 
zende Von Frauen »mH alten Männern als 
Geiseln gpnnmmm und Kefl jeden erschie- 
ßen, der flüchten wollte. Wir fanden dann 
beim Vorgehen mit den israelischen 
Truppen Zivilisten, ja auch Endo: mit tödli- 
chen Schüssen im Rücken. Vfele Palästinen- 
ser kämpfen in Ziviler Kleidung unter ihnen 

zwölfjährige Jungen mit Kalaschnikows, die 
berüchtigten RPG-Eüds. Das nur zu den Kla- 
gen über die „Zivüopfer“ in Libanon-Krieg. 

Es ist zugegebenermaßen schwer, in ei- 
nem Krieg Bilan? ZU wphpn der nar»K rahn 
Jahren noch immer andane rt und nrv»h n hne 
Errts rhpidnng ist Knnzrimann, dess en Buch 
daher leide r aktuell hlaih t, legt wieder eine 
schnelle Fleißarbeit vor. Sie ist etwas zu 


ausführ lich geraten, manchmal 
spannend geSSeten; 

Jezuwwrend. wen der Autor auch den 
j rayiai»h .i raiiia’heB Golfkrieg und dfe isla 

mische Revolution der Schiiten in Teheran 

imd Beirut embezieht. 

‘ Im großen »md ganzen wird man Konzel- 
mann« geschichtlichen Hintergründen und 
a uch vielen politischen Analysen_uber Par- 
teien und P erso n en zu st i mmen könne n . Ar^ 


zuver lässige Quellen nennt und der Verlag 
auf ein QueDenverzücbnis verzichtet hat. 
Wieso wurde in Jalta 1945 Libanon westli- 
chem ETnfinft zogespr ochen? Wann und wer 
genau hat in Washington beschlossen, Liba- 
non der FLO zu überlassen und die 
Hebe Bevölkerung auszusiedeln? Und Präsi- 
dent Reagan stimmte der israelischen Liba- 
non-Invasion zu? Da sind die Phantasie und 
das Zurecbtschustem von Gerüchten zur 
-großen Weltpölitik wohl doch mit dem Au- 
tor durchgegangen. 

W ährend aber bei Konzehnann der erfeh- 
reue Chronist «nd journalistische Erzähler 

immer wieder aus den Zeilen spricht, hat das 

Ehop^ar Pott nach nur zweijährigem Auf- 
enthalt im moslemischen West-Beirut ein 
Buch vorgelegt, das recht einseitig wirkt 
imd die pro-rflläptiiw»sifichan und anti-is- 
raelischen Meinungen der dortigen Journali- 
sten widerspiegelt, wie sie ebenfalls von 
deutschen Arabisten und in Orient-Institu- 
ten oft zu hören sind. 

Es gibt einige gute Reportagen und zutref- 
fende Aussagen m dom Buch, aber zu viele 
Unrichtigkeiten und theoretische Wieder- 
käuerei linker MieirinngsartiMer . Sadat WUT- 
de am 6. Oktober 1981 ermordet und nicht 
1980, das Wort „Kataeb“ für die christliche 
Falange-Partei ist im Arabischen Mehrzahl 
und nicht Einzahl, und der Terror-Angriff 
derPLO 1978 gegen den Bus auf derXüsten- 
straße fand vor Tel Aviv und nicht in Harfe 
statt. 

Unsinn ist, daß Ägypten mehrere ameri- 
kanische Luftbasen beherbergt Und israe- 
lische Offiziere genessen 1982 in Beiruts 1 
Bars und Restaurants keineswegs die „Köst- 
lichkeiten“ Libanons, weil sie statt dessen 
auf koschere Armee-Verpflegung einge- 
schworenwaren. 

Aber diese beiden Journalisten sind eben 
erat 1983 ins . Luid gefaimmw», sie haben 
noch viel zu Temen und zu verkraften. Wer 
die Wahl hat, sollte daher doch besser zu 
Konzehnann greifen. PETER M. RANKE 


Land unrühmlicher Rekorde 

Hella Schlumbergers Reportagen aus Bolivien 


D er Rüdamprflranigph*» Befreier Simön 
Bolivar gab diesem Land den Namen, 
das wie krön anders auf dem Sub- 
kontinent autochthon geblieben ist Seine 
Binnen - und Höhenlage, der Pazifikküste 
beraubt und mit der höchstgelegenen 
Hauptstadt (La Paz, 4000 m) entrückt, be- 
günstigen eine Rückbesinnung auf den Ge- 
memschaftssinn aus der Inka-Zeit 
Die für den Freiheitskampf jimger Natio- 
nen schriftstellerisch engagierte Autorin, die 
„Sprachrohr der Sprachlosen“ sein will, 
schildert aus mit-leidender Sicht das Ringen 
der Campesinos und Mineros in dem Anden- 
Staat um ein menschenwürdiges Leben - 
eben den dort historisdien Konflikt zwi- 
schen Ind i o -Mental ität und fremdem Utfla- 
rismus, vereinfacht als „ausländische Aus- 
beutung“ angeprangert 
Hier liegen die Ursachen für die unrühmli- 
chen Rekorde Boliviens: Mehr als 190 Um- 
stürze seit der Unabhängigkeit (was die sta- 
tistische Lebensdauer einer Reperung auf 
neun Monate begrenzt!) und eh» astrono- 
mische Inflation von schätzungsweise 
30 000 Prozent in diesem Jahr (wodurch 
Banknoten wertmäßig an zweiter Stelle aller 
Einfuhren stehen). 

Seit der Conquista ist Bolivien stigmati- - 
siert Die Spanier beuteten nach 1645 die 


Süberadem aus, die Zinn-Barone forderten 
nach der Jahrhundertwende das „teuflische 
Metall“, und seit zehn Jahren saugen inter- 
nationale Rauschgift-Syndikate an der „Wei- 
ßen Ader“, am traditionellen Anbau der Co- 
ca-Pflanze in Bolivien. 

E in g ängi g in der Beobachtung und 
Sprache sind Hella Schlumbergers Reporta- 
gen aus dem Minen-Revier, ihre Porträts 

Hella Schlumbergen 

BoBvien, sc hw e nkende Wiege der fiel- , 
beft ! 

Land zwischen KokainmfUtärs und Demo- 
kraten. Bund-Verlag, Köln. 414 S„ 29,80 
Mark. 

indian isc h er Medizinmänner sowie bolivia- 
nischer Ptditiker und Gewerkschaftsführer, 
wo sie allerdings politische Schützenhilfe zu 
geben vermehrt, sei es gegen die Gringos 
a llg emein und die Amerikas und Deut- 
schen im besonderen, verfällt sie in faden 
Agäprop-StiL 

Diese Einsprengsel - und ihre feministi- 
schen Seitenhiebe gegen den fortschritt- 
hemmenden Machismo - halten sich jedoch 
in Grenzen. In der Rilam ein Hintergründe ■* 

dem nä ch sten Putsch in Bolivien. m.n. 


Schutz des Wettbewerbs in falschen Händen. 


Das Unwesen sogenannter „Gebühren ver- 
eine“ greift um sich. Diese Vereine nutzen 
die gesetzlichen Möglichkeiten, um gegen 
tatsächliche oder vermeintliche Wettbe- 
werbsverstöße mit Abmahnungen vorzu- 
gehen und ganz nebenbei einen kräftigen 
finanziellen Schnitt zu machen, ihnen 
kommt es weniger auf den Schutz des 
Wettbewerbs an als auf das Kassieren der 
Pauschalgebühren für Abmahnungen. 

3eder am Wirtschaftsleben Beteiligte kennt 
sie. Viele resignieren. Immer stärker wird 
aber auch die Abwehrfront. 

Was ist gegen Gebührenvereine zu tun? 

- Prüfen Sie jede Abmabnung, bevor Sie 
eine Unterlassungserklärung abgeben 
und eine Kostenpauschale zahlen. 


- Prüfen Sie sorgsam, wer hinter einer Ab- 
mahnung steht und ob der Verein über- 
haupt abmahn- und klagebefugt ist. 

- Fragen Sie Ihre Industrie- und Handels- 
kammer, Ihren Berufsverband, oder zie- 
hen Sie einen Anwalt zu Rate. 

Der Zentralausschuß der Werbewirtschaft 
e. V. (ZAW) hat Ratschläge- für das Verhal- 
ten bei Abmahnungen zusammengestellt. 
Fünf Spitzenverbände der Wirtschaft ha- 
ben darüber hinaus „Grundsätze für die 
Tätigkeit von Wettbewerbsvereinigungen" 
aufgestelit. Diese Unterlagen können Sie 
kostenlos beim ZAW anfordern. 

Helfen Sie, einen fairen Wettbewerb zu 
verteidigen. Dazu gehört auch: Den Ge- 
bührenvereinen muß das Handwerk gelegt 
werden. 
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An ZÄW 

Ab t. KammwnÜcat>on 

Pösifoth 200647, 5300 Bonn 2 

Bäte senden. Sie mr die Informationen 
über Abmohnungen an folgende Anschrift 


Nflm- 


Strafte-. 


PLZ/Ort. . ... 
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Zerrtralausschuß der Werbewirtschaft eLV. 

Postfach 20 06 47 i 5300 Bonn 2 . f- 
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